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Deutscher Rechtsverlag G. m.b. H. - Berlin W 35 . Leipzig C1-WienI 


Postversandort Leipzig 


Anschriften: Schriftleitung: Deutsches necht, Wochenaus- 
gabe, Berlin W 35, Lützowufer 18 Il. Fernruf 213718. — An- 
zeigenabteilung: Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, 
Lützowufer ı8. Fernruf 224086. — Verlagsleitung: Deutscher 
Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Hildebrandstraße 8. Fern- 
ruf 224054. — Bezugsabteilung: Deutscher Rechtsverlag GmbH., 
Leipzig C 1, Inselstraße 10. Fernruf 72566. @ Erscheinungs- 
weise: wöchentlich Sonnabends. Mindestfrist für die Auf- 
nahme von Beiträgen in den Textteil 16 Tage vor dem Er- 


Zitierweise: DR. 1940, 538 Deutsches Recht, Wochenausgabe) 


abteilung des Deutschen Rechtsverlages, Leipzig G 1, Insel- 
straße 10, oder an das zuständige Postamt oder an die nächste 
Buchhandlung. e Beschwerden: wegen unregelmäßiger Lie- 
ferung oder völligen Ausbleibens der Zeitschrift sind zuerst an 
das zuständige Postamt bzw. an die liefernde Buchhandlung zu 
richten. Erst wenn das zu keinem Erfolg führen sollte, bitten 
wir, an unsere Bezugsabteilung nach Leipzig zu schreiben. © a 
zeigenpreise und Anzeigenschluß: siehe Kopf der Ste Ian 
anzeigen. e Zahlungen: für den Bezug der Zeitschrift nur au 
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Albert Weh: Das Recht des General- 
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tionäre einer Äktiengesellschaft 
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Wilhelm Schütz: Die Umwandlung des 
Eigentumsvorbehalts in ein Pfand- 
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Rechtsprechung 
Strafrecht 
Volksgerichtshof 

88 89, 90 c StGB.; §§ 211, 362 StPO. Gren- 
zen des Rechtsgrundsatzes ne bis in idem 
an Landesverrat. VGH.: DR. 1942, 1137 

Ñ 


Ordentliche und Sondergerichte 
Strafgesetzbuch 


Die Anordnung der Unterbringung in 
eine Heil- oder Pilegeanstalt gemäß § 42b 
StGB. wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß der Betroffene sich freiwillig zum Ein- 
tritt in eine private Heil- oder Pilegeanstalt 
bereit erklärt. RG.: DR. 1942, 1137 Nr. 2 
(Schmidt-Leichner) 


8 49 StGB. Bei Verbrechen gegen die 
Kriegsgesetze kann die Beihilfe nicht allein 
in einem positiven Tun, sondern auch in 
der Unterlassung der Anzeige bei der Po- 
lizei zu erblicken sein. SondGer. Magde- 
burg: DR. 1942, 1139 Nr. 3 


8866, 67 StGB.; $21 VerbrReglStrVO. 
n. F. Der Ablauf der Frist für die Straf- 
verfolgungsverjährung schafit ein Verfah- 
renshindernis; er schafft keine sachlich- 
rechtliche Lage, die es ausschlösse, das 
Recht der Straiverfolgung dadurch wieder 
auileben zu lassen, daß die Verjährungsfrist 
verlängert wird. RG.: DR. 1942, 1140 Nr. 4 


§§ 139 a, 330 c StGB. Unfallsflucht i. S. des 
8139a StGB. setzt vorsätzliches Entziehen 
durch die Flucht voraus; bedingter Vorsatz 
genügt. RG.: DR. 1942, 1140 Nr.5 


8160 StGB.; 8815, 17 RNotO. 

1. Die §§ 108 ff. FGG. beziehen sich nicht 
auf die Beurkundung von Erklärungen, die 
zur Erlangung eines Erbscheins abgegeben 
werden. Für eine solche Beurkundung be- 
stimmt 817 Abs.2 RNotO., daß ein Ver- 
stoß gegen $17 Abs.1 RNotO. die Gül- 
tigkeit der Amtshandlung des Notars nicht 
berührt. 

2. Eine sich aus $15 Abs. 2, RNotO. etwa 
ergebende Nichtigkeit der Beurkundung 
würde ohne Bedeutung sein für die straf- 
rechtliche Beurteilung eines Notars, der bei 


das Postscheckkonto des Deutschen Rechtsverlages GmbH., Leip- 
für Anzeigenbeträge nur auf das Postscheck- 
konto des Deutschen Rechtsverlages GmbH., Berlin Nr. 45175. 


BERLIN W 35 


der Beurkundung eines Erbscheinsantrags 
den Antragsteller zur Abgabe emer fal- 
schen eidesstattlichen Versicherung verlei- 
tet hat. RG.: DR. 1942, 1140 Nr. 6 


8 164 StGB. Wer eine Anschuldigung, an 
deren Richtigkeit er glaubt, durch unzu- 
treffende Beweisanzeichen oder Beweismit- 
tel zu belegen versucht, kann, auch wenn 
er insoweit mit unbedingtem oder beding- 
tem Vorsatz handelt, nicht wegen wider 
besseres Wissen oder vorsätzlich begange- 
ner falscher Verdächtigung bestralt wer- 
den. Wohl aber kann die schuldhaite An- 
gabe unrichtiger Beweisanzeichen oder Be- 
weismittel für den Tatrichter der Anlaß 
sein, zu prüfen, ob nicht die falsche Ver- 
dächtigung selbst wider besseres Wissen, 
vorsätzlich oder doch leichtfertig begangen 
worden ist. RG.: DR. 1942, 1141 Nr. 7 


8174 Abs.1 Nr.3 StGB. soll allgemein 
die sittliche Sauberkeit des Verhältnisses 
zwischen den Ärzten und den Kranken ın 
einem öffentlichen Krankenhaus schützen, 
Die Strafandrohung verliert nicht dadurch 
ihre Bedeutung, daß etwa zwischen dem 
Arzt und der Kranken schon vor Ihrer Auf- 
nahme in das Krankenhaus geschlechtliche 
Beziehungen bestanden haben oder dal die 
Kranke mit den unzüchtigen Handlungen 
einverstanden ist. RG.: DR. 1942, 1142 
Nr. 8 


§ 174 Abs.1 Ziff. 1 i. Verb. m. $2 StGB, 
In entsprechender Anwendung ist eine Be- 
strafung gemäß $174 Abs. 1 Zii. 1. StGB. 
auch dann möglich, wenn der Täter in wol- 
lüstiger Absicht durch unzüchtige Reden 
unterstützt durch unzüchtiges Anschau- 
ungsmaterial Angriffe von besonderer Ver- 
werflichkeit gegen die Reinheit des siti- 
lichen Vorstellungs- und Gefühlslebens sei- 
nes Zöglings führt. RG.: DR. 1942, 1142 
Nr.9 

88 185, 172 StGB. Ehewidriger und ehe- 
brecherischer Verkehr mit der Ehefrau ei- 
nes Soldaten ist stets in erster Linie unter 
dem Gesichtspunkt der Kränkung und Ver- 
letzung der Soldatenehre des Ehemannes zu 
würdigen. AG. Cottbus: DR. 1942, 1143 
Nr. 10 

8213 StGB. Mit dem 8212 StGB. in der 
neuen Fassung des Ges. V. 4. Sept. 1941 
(RGBI. I, 549) ist auch der 8213 StGB. in 
den Reichsgauen de Ostmark eingeführt. 
RG.: DR. 1942, 1144 Nr. 11 

232 StGB.; §1631 BGB. Die Elterr 
Bi dem Ben mit der Erteilung eine 
Lehrauftrags nicht ohne weiteres das Rech! 
ihr Kind zu züchtigen. Ein Lehrer, der da 
fälschlich annimmt, irrt über emen Tatun 
stand. RG. DR. 1942, 1144 Nr. 12 
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Zu haben in allen 
Mineralwasserhandlungen, 
Apotheken und Drogerien 


Bad Neuenahrer $prudel 


Auskunft kostenlos durch Quellenversand Bad Neuenahr im Ahrtal (Rhld.) — Fernruf 991 


egen 
Magen-, Darm-, Gallen 
Leber- und Nierenleidk 


unterstützend bei 


Zuckerkrankheit 


Wieder auf dem neuesten Stande! 


Zum 


Kommentar 
zum Deviiengejeg 


pon 


Dr. Friedrich Giefe und 
ord. Unio.. Brofeffor, 
Franifurt a. M. 


das Far 


Dr. Engelh. Riemann 
Univ.-Prof. und Oberreg.-Rat, Leiter 
ber Devifenftelle S in Sranffurta.M. 


erfheint in Diefen Tagen die 3. Erf.- und Erg.-Lieferung. Sie bringt den 
Kommentar hinjihtlih Gefeßgebung, Erlaßpraxis und Redtiprehung auf 
ben Stand vom 1. Mai 1942. 


so muß vor allem die Schreibma- 
schine in Ordnung sein. Achten 
Sie darauf, daß die wichtigen 
Teile[Farbbandumschaltung,Band- 
transport, Walzen usw.) stets ein- 
wandfrei arbeiten. Sie schreiben 
dann noch länger mit dem forb- 


800 Seiten in Runftledereinbando. 
einf&l. 3. Erf,» und Erg.-Lieferung RM. 19.50 


konzentrierten und dadurch be- 
sonders ergiebigen Farbband 
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EDELKEASSE 


Devifen-Ardib (14.11.39): „... Erläuterungen jehr ausführlidh und übers 
idtlih ... in großem Umfang durd Schrifttum und Entjheidungen belegt 
... durd Initematifhe Mufgliederung fehr üÜberjichtlich geftaltet find und 
baburd) die Arbeit mit diefem Buch für den Prattiter fehr verein«- 
tahen. Die Verwendung des Werkes tann daher jedem Sntereffenten nur 
beitens empfohlen werben." (Reding.) 


Nationale WirtiHaft (5.12.39): „Der Kommentar von Giefe-Nienann ge- 

hört mit zu den umfafjendjten und tieffhürfendften Erläuterungsbüchern 

bes Devifengefeßes „.. erhält eine bejonders wertvolle Note, daB zu ber 

gelhloffenen Darftellung des Nechtsgehaltes jedes Paragraphen vor und 

hinter jedem Wbjhnitt Hinweife auf die Zujammenhänge innerhalb bes 
Gelehes ober mit anderen Redjtsgebteten treten.” 
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Verlag Dr. Otto Schmidt KG., Köln, Saniahaus 


IT E 7 Auskunftei und Detektiv-Institut / gegr. 1896 
reif Inh.: Polizei- Kommissar a. D. Fritz Jurisch 
39 ehem. Kriminal-Kommissar in Riga a. D. 
Barlin W 62, Lutherstraße 27 (gegenüber der Scala). Telefon: 243433 
Auskünfte . Beobachtungen - Geheim-Ermittlungen 


GEHA-WERKE-HANNOVER 


Seit 46 Jahren das Institut für Leistung und Zuverlässigkeit! 


Ende August erscheint: 


Preisbildung und Preisüberwachung 
bei Grundstücken 


Das Preisstopprecht für Grundstücke 


mit Text und Erläuterungen 
aller Gesetze, Verordnungen und Erlasse 


von Dr. Fritz Scheuermann 
Rechtsanwalt und Notar in Berlin 


ll., neubearbeitete und erweiterte Auflage. 
176 Seiten. Preis kart. Rm. 7.20 


Aus dem Inhalt: 


Bindung der Vertragsparteien; Wohn-, Industrie- und land- 
wirtschaftliche Grundstilcke, Villen, Bauland; Zwangsver- 
steigerung, Gebote - VO., Enteignung; Jüdischer Grund- 
besitz; Gebührenfragen. 


Da über ®|ı der Auflage bereits durch Vorbestellungen ver- 
fügt ist, empfichlt sich umgehende Bestellung bei dem Buch- 
handel oder dem Verlag: 


„Die Grundftücks-Wödarte‘ 


Fachverlag für Rechts- und Wirtschafts- 
fragen des Haus- und Grundbesitzes 


Berlin-Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 13 / Fernspr.: 310802 
Postscheck: Berlin 28675 
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Auf diese Art? 
Mit Messer und Rasier- 
klinge den Hühneraugen 
zu Leibe gehen? - Besser 
nicht! Schneiden tut weh, 
und Blutvergiftung ist oft 
die Folge. Nehmen Sie die 
schmerzlos wirkenden 


Scholl’s 
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Apotheken und Pachgeschälten. Deine Pflicht — 
Auch bei „Sonnal” 
vergiß es nicht! 


für Juristen u. Justizhaamte 
nach den neuen Vorschriften 
— Hoheitszeichen — 
empfiehlt zu billigen Preisen. 
Muster u. Praise kostenlos. 
Teilzahlung gestattet. 


H. B E C ES 


BERLIN SO 36 
Dresdener Str. 127 
U-Bahn Koitbusser Tor). 
Fernruf: 61 33 91. 


Fern-Repelitorium 


Dr. jur. W. Franzen 
Berlin NW 40 Porr 383849 


Gliederschmerzen, 
A Rheuma, Ischias, 


Markenzeich 
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Geheim-Aufträge 


Heirats- und Privatauskünfte, Beobach- 
tungen, Angestellt.-Treue, Ermittlungen, 
Reisebegleitg., Ehe- u. Alimentensachen, 
Beweis- und Entlastungsmaterial usw. 


Detektiv Otto Schultz 


Hamburg 11, Neueburg 6, Ruf: 31 18 85. 
Größte Erfolge seit über 2! Jahren! 


Soeben erschien in 2, erweiterter Auflage: 


Dr. Hubert Post 


Das wietfchaftliche Gutachten 


mit praktischen Beispielen 
107 Seiten Kart. RM. 3.— 
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. Berlin/leipzig/Wien 


Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 


Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H,, Wien I, Riemergasse 1 


Sofort lieferbar: 


Die deutfche Preisgefehgebung 


Von Wirtschaftsprüfer Dr. Hubert Post 
224 Seiten Kartoniert RM. 6.— 
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 


Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. - Berlin/Leipzig/Wien 
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8 
Auslieferung für Alpen- und Donaugaue, Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1 
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unreinigkeiten 


Bei empfindlicher Haut kommt es 
häufig nach kleinen Verletzungen - 
bei der Arbeit, besonders auch beim 
Rasieren — zu Hautinfektion, Pik- 
keln und kleinen Geschwüren. Da- 
gegen ist Pitralon ein wirksames 
Mittel und ein sicherer Schutz. Es 
desinfiziert die Haut bis in die 
Tiefen der Poren, Pitralon öffnet 
die Talgdrüsenausgänge, durch- 
dringt die beiden Hautschichten und 
vernichtet auch die im Unterhaut- 
zellgewebe Krank- 
heitskeime. 


wuchernden 


Überall wo man über Arzneimittel, Chemi- 
kalien und Reagenzien spricht, genießt der 
Name MERCK besondere Wertschätzung. 


PITRALON ist ein Desinfektions- 
mittel für die Haut, von beson- 
ders intensiver Wirkung, deshalb 
nicht einreiben - nur auftupfen! 


LINGNER-WERKE DRESDEN 
CHEMISCHE FABRIK » DARMSTADT . SEIT 1827 


| Laigse | 


das Pilsener Bier deutscher Herkunft, 


Emweka’, 


a r 

die transpor- 

diabla Antenne, 
ohne Drant an 
Jed. Natzgarät 

In einer Minute 
anbringbar, bringt lautklar viele Sander, 
Kelne Hochantenna arford. Über 10000 im 
Gebrauch. Anerkennungen aus allan Gauen, 
RM. 4.65, Nachn. 50 Pfg. mahr, Prosp. frell 
Max Wunderlich, Köln 118. 


eine schöne Erinnerung und — 
eine Vorfreude auf die Zeit nach dem Siegel 


KONIG-BRAUEREI K.-G. DUISBURG-BEECK 


BE a RN Te ae, E an vielen Plätzen des Reiches 
BerlinW8, Tauentzienstraße 5 


= 
„Welt Detekti Ruf 245255 und 245256. 


Das seit 37 Jahren vieltausendfach vornehmlich von Anwälten, anderen Juristen 
verwendete Institut für vertrauliche Ermittlungen, Beobachtungen! vieren 
hunderten Rechtswahrern stellten wir entscheidendes Material für Prozelj- 
zwecke zur Verfügung! Nachforschungen über Abstammung, Vorlieben, 
Familien-, Vermögens-, Einkommens-Verhältnisse, Lebensführung, Umgang usw. 


„a Europa za 


Schöne länderweise Auswahlen gegen Re- 
ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig. 


Pistolen 


und andere gebrauchte Jagdwaifen 
kauft 


Waffenfrankonia Würzburg 


66 Detektei- Auskunftei ae means 70. Datgkieh, Ruskins l PREISS 


WEINHAUS UND HANDELS-GESELLSCHAFTM.B.H. 
(VORMALS KEMPINSKI) 


Das Haus der Kenner! 


BERLIN 
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E W BORCHARDT 


DeutscheReichslotterie 


Das neue Spiel beginnt, 
Wer wagt — gewinnt! 


Schon mancher hat eh er's gedacht 
Durch ein Los sein Glück gemacht. 


6-500000 
3-300000 
3-700000 
8.100000 
24-50 000 


Reichsmark und viele Mittelgewinne 
Bestellen Sie noch heute! 
Ziehung 1. Klasse am 16. Oktober 1942 


Staatliche Lotterie-Einnahme 


Lederer - Leipzig C1 


Wintergartenstraße 4, am Hauptbahnhof 


Bestellschein — Senden Sie 
„Actel zu 3.— RM. je Klasse 
zu 6.— RM. je Klasse 
zu 12.— RM. je Klasse 


zu 24.— RM. je Klasse 


Name: ...... 


Wohnort: se. 


ann nn ann anna noeng ann ane nn 


Straße: 


. jo N 
Bei Beinleiden 
Krampfadern, Anschwellungen 
hilft und wirkt vorbeugend 
Gummiloser 
Kompressions-Sirumpf 


AESTHETA 


von Krankenkassen zugelassen 
Aerztlich empfohlen » Prospekte 
und Bezugsquellen durch 


OCCULTA 


Berlin W 62, Kleiststraße 21a 


Das Fern-Repetitorium 
Priv. Jur. Fernunterricht 


Vorbereitung auf Jur. Staats- und 
Unilversitätsexamen. 


Rechtsanwalt Foth, 
Berlin N 20, Behmstraßei 


Deutfches Steuorblatt 


die gutgeleit. Steuerzeitschrift- gleichzeitig 
ein planvoll grgliedertes Nachsrhlagewerk 
Verlangen Ste Sonderbrudfade Sch 


| Berlag Dr. Dtto Schmidt KG., 
Köln, Hanfahaus 


Linden-Restaurant 


Inhaber: Günter Siegert 


Die gepflegte Gaststätte Ini IP, 


Traumaplast 


Unter den Linden 18 und Friedrichstraße 87 


Weinrestaurant - Bar 
Ansbacher Straße 46 
am Wittenbergplatz 


Das heilende 
Wundpflaster 


ZENTRUM ältefter WESTEN 


Krausenstraße 64 Dilfner = Urquell« Auslchank Grolmannstraße 39 
Ecke Charlottenstr. am Kurfürstendamm 


die traditionelle 
K Konditorei 


7 Zweiggeschäfte Im Westen und Zentrum Groß -Berlins 


In allen Apotheken u.Drogerien 
er. Carl Blank, Bonn a. Rhun. 


Weinsroßhandlund * Spirituosen 


Kurfürstendamm 228/228 Weinstuben für Besonderheiten 


Sammelnummer 910220 In eigener Regie 
Sonntags beschlossen 


UNGARISCHES 
WEIN-RESTAURANT 
d ung Kapellan, 


ilus HUNGARIA 


Lutherstr. Scalahaus 


Berufsdeteklive DOMMER“ 


KOLN, Neußer Straße 5 


Privatauskünite, Bewelsmaterlal IM 
für alle Prozesse überall. W 


y 
Kurfürstendamm 235 


KURFÜRSTENDAMM 26 l STUBER & KRÜGER 


Rhema, Jachias, Qicht 


sind quälend. Dagegen hilft auf einfache und ans Art die vulka- 
nische Heilerde des Bades Pistyan. Die Kosten sind mäßig, der Erfolg 
vieltausendfach verbürgt. Machen Sie also eine Hauskur mit 


PISTYAN-SCHLAMM 


Prospekt F kostenlos durch das 
PISTYAN-BURO BERLIN W 15 FASANENSTRASSE 61 
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Die verfassungsrechtliche Stellung Norwegens 


Von Minister Sverre Riisnæs, Chef des Justizdepartements, Oslo 


Am 17.Mai 1933, dem Tage, an dem im Jahre 1814 
die norwegische Verfassung, das sog. norwegische Grund- 
gesetz, erlassen worden ist und der daher als norwegi- 
scher Nationalfeiertag gefeiert wird, erließ Vidkun 
Quisling seinen Aufruf zur Bildung einer neuen poli- 
tischen Bewegung in unserem Lande, der Nasjonal 
Samling. Der Aufruf ist der Ausdruck des Willens zur 
Wiedergeburt des norwegischen Volkes. Die Ideen des 
Aufrufs hatte Quisling im wesentlichen bereits früher 
in Rede und Schrift geformt, aber mit dem Aufruf trat 
eine Bewegung in die praktische Politik ein mit einer 
scharfen und kompromißlosen Front gegen: die früher 
bestehenden norwegischen parlamentarischen Parteien, 
die teils bürgerlich-liberal, teils radikal oder marxistisch 
waren. In dem Programm der Nasjonal Samling, das der 
Führer der Bewegung Vidkun Quisling am 15. Febr. 1934 
bestätigte, wird das Ziel kurz folgendermaßen klar- 
paeet Nationale Einheit ohne Klassengegensätze und 

arteien, eine solidarische norwegische Volksgemein- 
schaft, die sich auf der Grundlage des Berufslebens auf- 
baut, mit einer starken und festen Führung: eine fach- 
liche Volksregierung. Mit diesem Ziel führte Nasjonal 
Samling einen jahrelangen und rücksichtslosen Kampf 
gegen die früheren alleinherrschenden Parteien und gegen 
das staatsrechtliche System, das diese adoptiert hatten. 


L. 


ln den rund 125 Jahren seit Erlaß der norwegi- 
schen Verfassung am 17.Mai #14 bis zum Zu- 
Sammenbruch des demokratischen und parlamentarischen 
>ystems im Frühjahr 1940 hatten verschiedene Ver- 
tassungsänderungen und konstitutionelle Praxis einen 
verfassungsrechtlichen Zustand ergeben, der sich weit- 
gehend von dem System unterschied, das das Grund- 
gesetz ursprünglich verwirklichte. Es ist erforderlich, hier 
emen Überblick über die Verfassung v. 17. Mai 1814 in 
der ursprünglichen Form zu geben, weil sie die 
Urundlage und den Ausgangspunkt für die spätere Ent- 
wicklung bildet. Ein grundlegender Gedanke ist die 
Machtverteilung zwischen der ausübenden, der gesetz- 
gebenden und der richterlichen Gewalt. Die ausübende 
Gewalt liegt bei dem König, der selbst seinen Rat 
(= die aus Staatsräten bestehende Regierung) wählt. 
Das Grundgesetz setzt mithin voraus, daß die mo- 
narchische Institution einen selbständigen Machtfaktor 
ausmacht. Die Gerichte sind unabhängige Organe. Die 
hauptamtlichen Richter werden vom König ernannt, der 
indes den Richtern keine Anweisungen geben kann und 
sie auch — €s sei denn auf Grund eines Urteils — nicht 
entlassen und nicht gegen ihren Willen versetzen kann. 
Ein Höchstes Gericht, bestehend aus hauptamtlichen 
Richtern, urteilt in letzter Instanz, ausgenommen in 
Reichsgerichtssachen. Die Urteile des Höchsten Gerichts 
können nicht der Revision unterworfen werden. 

Den größten Einfluß aber verleiht das Grundgesetz 
dem Storting. Es wird als Ganzes gewählt, führt aber, 
nachdem es gewählt worden ist, eine Teilung in zwei 
Abteilungen (das Odelsting und das Lagting) durch, 
welche ihre besonderen Aufgaben haben. In $49 sagt die 


Verfassung, daß das Volk die gesetzgebende Macht durch 
das Storting ausübt. Dem König wird nur ein „aufschie- 
bendes Veto“ gegenüber den Gesetzesbeschlüssen des 
Stortings eingeräumt. Das Storting ist auch berechtigt, 
die Verfassung zu ändern, allerdings nur mit 2/, Mehr- 
heif und unter Beachtung bestimmter weiterer Formvor- 
schriften. Die Verfassungsgeber haben dazu auch noch 
den Vorbehalt gemacht, daß die Änderungen, die vorge- 
nommen werden, den Prinzipien und dem Geiste des 
Grundgesetzes nicht zuwiderlaufen dürfen. Gleichzeitig 
verleiht die Verfassung dem Storting die Bewilligungs- 
befugnis und den wesentlichsten Einfluß auf die Zu- 
sammensetzung des Reichsgerichtes. Dieses ist ein ober- 
ster Gerichtshof, der in erster und letzter Instanz in 
Verfahren gegen einen Staatsrat oder gegen ein Mit- 
glied des Höchsten Gerichts oder des Stortings wegen 
strafbarer Handlungen entscheidet, deren sich der Àn- 
geklagte bei Ausübung seines Amtes schuldig gemacht 
haben soll; das Verfahren kommt nur auf Antrag des 
Odelstings in Gang. Da die Verantwortung für die Hand- 
lungen des Königs seinem Rat obliegt und die Staatsräte 
wieder vom Reichsgericht verurteilt werden können, er- 
hielt nicht zum geringsten die letztgenannte Bestimmung 
eine entscheidende Bedeutung während der Machtkämpfe, 
die in der letzten Hälfte des vorigen Jahrhunderts zwi- 
schen dem Monarchen und der Mehrheit des Stortings 
stattfanden !). 


Da konstitutionelle Praxis das parlamentarische System 
in unserem Lande eingeführt hatte, war im übrigen die 


1) Ein sehr wesentlicher, ja ein entscheidender Faktor bei die- 
sen Zusarımenstößen war der Umstand, daß der Monarch die 
Interessen zu vertreten hatte, die mit der Union mit Schweden zu- 
sammenhingen, während die Norweger nach und nach gewohnt 
geworden waren, in dem Storting einen zuverlässigen und treuen 
Schutz der nationalen Interessen zu sehen. Dieser Umstand be- 
wirkte, daß die norwegische Gesetzgebung leichter von dem Grund- 
gesetz abwich, als sie es sonst getan haben würde. Das Verhält- 
nis zwischen Storting und König hatte auch eine andere unglück- 
liche Folge, die in den kommenden Zeiten von geradezu schicksal- 
schwerer Art werden sollte. Bis 1905 — bis zur Auflösung der 
Union mit Schweden -- war die liberale Partei (die Linken) die 
Vertreterin der nationalen Linie im politischen Leben. In dem Be- 
wußtsein des Volkes stand die liberale Partei deshalb als Träger 
des nationalen Sieges im Jahre 1905 da. Und die Partei trachtete 
auch in den kommenden Jahrzehnten danach, diese Tradition auf- 
rechtzuerhalten. Es ist nicht schwierig, sich vorzustellen, welche 
Folgen es für das ganze politische Leben des Volkes haben mußte, 
daß die nationale Linie von einer Partei vertreten werden sollte, 
die nach und nach immer mehr liberalistische Auswüchse erhielt, 
um schließlich als eine leicht entzündete marxistische („hellrote“) 
Partei zu enden. 

Das Ergebnis des Machtkampfes zwischen Monarch und Storting 
war, daß die linke Mehrheit des Stortings das Ziel erreichte, das 
sie sich aufgestellt hatte, welches bei weitem nicht in der Ver- 
fassung verbürgt war, sondern von dem man im Gegenteil mit 
gutem Grund behaupten kann, daß es eher gegen die „Prinzipien 
und den Geist“ unserer Konstitution verstieß. Dieses Ziel war, 
wie es näher von den Führern der Linkspartei dargelegt wurde: 
alle Macht im Stortingssaal zu sammeln. Und nach der Auflösung 
der norwegisch-schwedischen Union im Jahre 1905 wurde das par- 
lamentarische System genau eingehalten, obgleich dies nicht un- 
mittelbar seinen Ausdruck in einer Grundgesetzänderung fand. 
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Machtlosigkeit des norwegischen Staatschefs noch aus- 
geprägter als es in den meisten anderen parlamentarisch 
geieiteten Ländern der Fall war. Die Verfassung kennt 
nämlich weder Auflösungsrecht noch Volksentscheid. 
Durch Verfassungsbestimmung vom Jahre 1913 wurde 
schließlich auch festgelegt, daß der König kein Veto 
gegen vom Storting beschlossene Grundgesetzänderun- 
gen habe. 

_ Infolge dieser und einer Reihe anderer Grundgesetz- 
änderungen hatte das Storting einen ganz neuen Cha- 
rakter erhalten, grundverschieden von dem Charakter, 
den diese Einrichtung nach den ursprünglichen Bestim- 
mungen der Verfassung hatte. Das Stimmrecht, das an- 
fänglich ziemlich stark beschränkt war und nur Männern 
zustand, wurde nach und nach erweitert zu einem all- 
gemeinen Stimmrecht für alle erwachsenen Männer und 
Frauen. Anstatt eines Systems, bei dem die stimm- 
berechtigten Bürger Wahlmänner wählten, die ihrerseits 
Stortingsabgeordnete bezeichneten, wurden direkte Wah- 
len eingeführt. Natürlich wurde der Einfluß der poli- 
tischen Parteien immer größer nach Einführung 
einer Wahlordnung, nach der die Stimmberechtigten un- 
mittelbar Abgeordnete in das Storting wählen. Die Ver- 
fassungsgeber setzten keine organisierten Parteibildun- 
gen voraus. Aber die Entwicklung Ende des vorigen 
Jahrhunderts während der Unionskämpfe führte zu straff 
organisierten politischen Parteien, die einen für das Volk 
vernichtenden Kampf um enge Klasseninteressen führten. 
Die Teilnahme der politischen Parteien an den Stortings- 
wahlen wurde näher geregelt durch Gesetze v. 17. Dez. 
1920 Nr.1 und 2. Die Parteien waren nach diesen Ge- 
setzen Korporationen, die durch die Wahlen eine wichtige 
verfassungsrechtliche Funktion ausübten. Nach der Nie- 
derlage der Königsmacht in den Verfassungskämpfen 
sollte die politische Macht bei dem Storting konzentriert 
sein. In Wirklichkeit aber nahm bald der Einfluß der un- 
verantwortlichen Parteifunktionäre und Parteivertrauens- 
leute zu?). 

Die Stellung der Gerichte war von der ver- 
fassungsrechtlichen Entwicklung anscheinend unberührt. 
Es könnte sogar erscheinen, als sei deren Macht gestärkt 
worden. Durch konstitutionelles Gewohnheitsrecht hatten 
die Gerichte nämlich die Befugnis erhalten, Gesetze für 
ungültig zu erklären, die nach ihrem Ermessen der Ver- 
fassung zuwiderliefen. Diese Befugnis ist den Gerichten 
in der Verfassung nicht ausdrücklich zugelegt. Indessen 
war durch verschiedene Reformen Laienrichtern ein 
wesentlicher Einfluß in der Rechtspflege zugelegt wor- 
den. Und bei der Ernennung der Ausschüsse von Laien- 
tichtern wiederum hatten die politischen Parteien durch 
die Gemeindevertretungen das entscheidende Wort. 


II. 


Ich habe im Vorhergehenden einzelne Züge unseres 
Staatsrechts skizziert, wie es sich unter dem alten System 
entwickelt hatte. Bereits während des Krieges 1914—18 
hatte das System derart in die Augen fallende Schwächen 
aufgewiesen, daß es jeden patriotischen Norweger hätte 
nachdenklich stimmen müssen. Stattdessen setzte das Ab- 
gleiten weiter fort. Und es war deshalb geradezu unver- 
meidbar, daß diese Verfassung und politische Macht- 
konstellation katastrophale Folgen in dem Kriege zeitigen 
mußten, den England im Herbst 1939 über Europa gc- 
bracht hat. Unserem Lande fehlte die feste und verant- 
wortliche Leitung, die unbedingt erforderlich war in der 
Situation, die jetzt entstanden ist. 

Nach einer schwankenden und halben Neuitralitäts- 
politik führten schließlich die tonangebenden Politiker — 


2) Faktoren von größter Bedeutung in dem politischen Leben 
wurden einerseits die Sekretäre der Genossenschaften und die 
Funktionäre der marxistischen norwegischen Arbeiterpartei und 
andererseits eine enge Gruppe von Kapitalisten, die unter starkem 
Einfluß des internationalen — insbesondere des englisch-amerikani- 
schen — Großkapitalismus stand. 

Es ist charakteristisch, daß bei dem Eintritt der sogenannten 
„Volksiront-Periode“ in der Mitte der 1930er Baus Präsident des 
Stortings Herr H ambro wurde, der jüdisch-kapitalistische Inter- 
essen vertrat, die Person, in der die scheinbar zuwiderlaufenden 
Interessen sich sammelten und die einen entscheidenden Einfluß 
sowohl auf die sogenannten „bürgerlichen“ Parteien wie in den 
Stortingskreisen der Arbeiterbewegung erhielt. 
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gegen den Willen des Volkes, das neutral bleiben wollte 
— das Land im April 1940 ganz unvorbereitet in den 
Krieg auf der Seite Englands. Dies führte bekanntlich 
dazu, daß Norwegen bereits Anfang Juni desselben Jahres 
vollständig von deutschen Truppen besetzt wurde. Die 
schuldigen norwegischen Politiker waren zu der Zeit 
außer Landes geflüchtet. Schuld an der Entwicklung 
hatten sie und das alte System, nicht das norwegische 
Volk. 


Bereits am 24. April 1940 erließ der Führer Adolf Hitler 
eine Verordnung über die Ausübung der Re- 
gierungsbefugnisse in Norwegen. Laut dieser 
Verordnung wurden die besetzten norwegischen Gebiete 
einem Reichskommissar mit Sitz in Oslo unter- 
stellt. Der Reichskommissar untersteht unmittelbar dem 
Führer, der ihm Richtlinien und Anweisungen erteilt 

Der Reichskommissar nimmt die Interessen des Deut- 
schen Reiches wahr und übt im zivilen Bereich die oberste 
Regierungsgewalt aus. Die militärischen Hoheitsrechte 
werden von dem Chef der deutschen Truppen in Nor- 
wegen ausgeübt. Die Verordnung bestimmt ferner, daß 
der Reichskommissar sich zur Durchführung seiner An- 
ordnungen und zur Ausübung der Verwaltung der nor- 
wegischen Behörden bedienen kann. Nach $3 der VO. 
kann der Reichskommissar durch Verordnung neues Recht 
setzen. Im übrigen bleibt das jetzt geltende Recht in 
Krait, soweit es mit der Besetzung vereinbar ist. 

Am 25.Sept.1940 setzte der Reichskommissar kom- 
ik a Staatsräte als Leiter der verschie- 
denen Departements (Ministerien) ein. Die überwiegende 
Mehrzahı der kommissarischen Staatsräte war aus den 
Reihen der Nasjonal Samling gewählt. Mit der Einsetzung 
der kommissarischen Staatsräte hörte die Tätigkeit des 
norwegischen „Verwaltungsausschusses“, der unmittel- 
bar nach der Besetzung der wichtigsten Teile unseres 
Landes errichtet wurde, auf. Gleichzeitig wurden die be- 
stehenden parlamentarischen politischen Parteien aufge- 
löst und es wurde verboten, künftig in deren Sinne sich 
zu betätigen oder neue Parteien zu errichten. Durch Ver- 
ordnung v. 7. Okt. desselben Jahres wurde ferner die Be- 
tätigung zugunsten des früheren norwegischen Königs- 
hauses verboten. 

Die Befugnis, die den kommissarischen Staatsräten er- 
teilt wurde, fand eine nähere Regelung in der Verord- 
nung des Reichskommissars v. 28. Sept. 1940. Danach bil- 
deten die kommissarischen Staatsräte — im Gegensatz zu 
dem Staatsrat nach dem Grundgesetz — kein Kollegium 
mit eigenen Funktionen. Jedem kommissarischen Staats- 
rat war vielmehr selbständig die Leitung seines Departe- 
ments mit Verantwortlichkeit gegenüber dem Reichskom- 
missar übertragen. Innerhalb seines Geschäftsbereichs 
konnte der kommissarische Staatsrat im Rahmen der gel- 
tenden Rechtsvorschriften alle erforderlichen Verwal- 
tungsentscheidungen treffen, auch diejenigen, die bisher 
dem König, dem Staatsrat oder dem Storting vorbehalten 
waren. Den einzelnen kommissarischen Staatsräten wurde 
ferner die Befugnis erteilt, innerhalb ihres Geschäfts- 
bereichs durch Verordnung Recht zu setzen. Wurde der 
Geschäftsbereich anderer kommissarischer Staatsräte be- 
rührt, so wurden die Verordnungen im Einvernehmen mit 
diesen gegeben. Durch Verordnung eines kommissarischen 
Staatsrats konnten bestehende Gesetze abgeändert, er- 
gänzt oder aufgehoben werden. Dies galt auch für das 
Grundgesetz. In den Fällen aber, wo ein kommissarischer 
Staatsrat von den Vorschriften des Grundgesetzes ab- 
weichen wollte, schrieb 83 der VO. vor, daß die Zu- 
stimmung des Reichskommissars,, erforderlich sei. Hin- 
sichtlich der Stellung der Gerichtw legte die Verordnung 
ausdrücklich fest, daß ihre Unabhängigkeit durch die 
Einsetzung der kommissarischen Staatsräte nicht berührt 
werde. 

Durch Verordnung v. 25. Sept. 1941 bestimmte der 
Reichskommissar, daß die Chefs der Departements die 
Amtsbezeichnung Minister statt Staatsrat führen. Der 
Reichskommissar behielt sich vor, in Ausnahmefällen auch 
anderen Personen, die ein besonders wichtiges Staatsamt 
bekleiden, die Amtsbezeichnung Minister zu verleihen. 
Von dieser Bestimmung machte der Reichskommissar 
einmal Gebrauch, als er die Amtsbezeichnung Minister 
dem Chef des Staatsratssekretariats verlieh, 
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Staatsrechtlich gesehen war ein Leerraum entstanden, 
als die alten Repräsentanten des Staates, der König mit 
seinem Rat, das Land verlassen hatten. Bereits vorher 
hatte das Storting aufgehört zu fungieren. Die wichtig- 
sten verfassungsmäßigen Organe waren mithin außer 
Tätigkeit. Die Minister — zunächst Staatsräte — hatten 
diese Lücke ausgefüllt. Sie hatten bei ihrer Ernennung 
als norwegische Männer die Aufgabe übernommen, die 
Interessen unseres Landes in der Situation, in die es 
durch den von der früheren Regierung verschuldeten 
Kriegszustand gekommen war, wahrzunehmen. Die Minister 
waren aber nicht durch einen selbständigen norwegischen 
Regierungsakt, sondern vom Reichskommissar ernannt 
worden. Die Rücksicht auf das Wohlergehen und die 
Selbständigkeit unseres Landes forderte indes mit zwin- 
gender Notwendigkeit eine norwegische nationale 
Regierung. In Erkenntnis dessen legten sämtliche 
Minister am 30. Jan. d. J. ihre Ämter nieder. 

Nasjonal Samling ist nicht nur die einzige politische 
Organisation, die unser Land jetzt besitzt, sondern die 
Bewegung ist auch stärker als irgendeine frühere nor- 
wegische politische Organisation. Mit dem Durchbruch 
der Nasjonal Samling vollzieht sich eine nationale Wie- 
dergeburt in unserem Lande, und der Träger dieser Ent- 
wicklung ist die mächtige Persönlichkeit Vidkun Quis- 
lings. Es war mithin eine Selbstverständlichkeit, daß die 
Minister sich an ihn mit der Aufforderung wandten, eine 
norwegische nationale Regierung zur Übernahme der 
Regierungsmacht zu bilden. Dieser Schritt wurde vom 
Reichskommissar gebilligt. 

Bevor die Minister ihren Beschluß trafen, war von dem 
Chef des Justizdepartements eine Äußerung des Höch- 
sten Gerichts darüber eingeholt worden, ob staatsrecht- 
liche Bedenken vorliegen, daß der Führer der Nasjonal 
Samling auf den Antrag der Minister eine norwegische 
nationale Regierung zur Übernahme der Regierungsmacht 
bilde. Das Höchste Gericht erörterte die Frage in einer 
Gesamtsitzung und beschloß einstimmig das Gutachten 
abzugeben, daß bei der vorliegenden staatsrechtlichen 
und politischen Lage das Höchste Gericht keine ent- 
scheidenden staatsrechtlichen Bedenken gegen einen 
solchen Schritt habe. Es liegt nahe anzunehmen, daß für 
die Betrachtung, die dem Gutachten des Höchsten Ge- 
richts zugrunde liegt, die Überlegung maßgebend war, 
daß die Regierungsbildung Quislings verfassungsgemäß 
als ein Akt des konstitutionellen Notrechts, das in unserer 
staatsrechtlichen Theorie als Bestandteil unserer Ver- 
fassung anerkannt ist, anzusehen ist?). 


In einem Staatsakt am 1. Febr. 1942 auf dem aus 
dem Mittelalter bekannten Schloß Akershus in Oslo 
verkündete Vidkun Quisling, daß er als norwegischer 
Ministerpräsident eine nationale Regierung 
gebildet habe. In Übereinstimmung mit dem Staatsakt er- 
ließ der Ministerpräsident am 5. Febr. d. J. eine Be- 
kanntmachung in 7 Paragraphen über die nationale Re- 
gierung. Diese Bekanntmachung bildet zusammen mit 
dem Grundgesetz und dem Staatsakt auf dem Schloß 
Akershus die Grundlage der jetzt geltenden Verfassung 
Norwegens, 


Der Ministerpräsident übt nach der Bekanntmachung 
v. 5. Febr. 1942 die Befugnisse aus, die früher dem König 
und dem Storting zustanden. Die nationale Regierung 
steht unter seiner Leitung. Der Ministerpräsident ver- 
einigt hiermit in seiner Hand die gesamte politische 
Macht im Namen der Volksgemeinschaft. In seinen Ge- 
setzesbeschlüssen kann der Ministerpräsident auch von 
den Bestimmungen des Grundgesetzes abweichen. In 
solchen Fällen soll der Gesetzesbeschluß auch von dem 
Chef des_Justizdepartements mitgezeichnet werden, und 
in einer Einleitung soll zum Ausdruck gebracht werden, 
daß das Gesetz ohne Rücksicht auf etwa anderslautende 
Bestimmungen des Grundgesetzes gilt. Die Gesetzes- 
beschlüsse des Ministerpräsidenten werden im übrigen 
von dem zuständigen Minister mitunterzeichnet und wer- 

3) Diese Mitwirkung des Höchsten Gerichts bei der Lösung ver- 
fassungsrechtlicher Fragen ist in der politischen Geschichte Nor- 
wegens von alters her bekannt, Mit gutem Recht «ann man sagen, 
daß sie eine bis zur neuesten Zeit ungebrochene Tradition fortsetzt. 
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den vom Chef des Staatsratssekretariats paraphiert. Der 
Gesetzesbeschluß wird in dem norwegischen Gesetzblatt 
veröffentlicht und tritt, wenn nichts anderes bestimmt ist, 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Auf Grund des § 6 der Bekanntmachung trifft der 
Ministerpräsident, außerdem die Beschlüsse verwaltungs- 
mäßiger Art, die in $28 des Grundgesetzes erwähnt sind, 
so auch die Ernennung von Beamten. Ferner trifit der 
Ministerpräsident die Beschlüsse verwaltungsmäßiger Art, 
die nach dem Grundgesetz dem Storting oblagen. Auch 
die Beschlüsse des Ministerpräsidenten auf Grund des 
86 der Bekanntmachung werden von dem zuständigen 
Minister mitunterzeichnet. 

Angelegenheiten, die nach der Bekanntmachung vom 
5, Febr. 1942 vom Ministerpräsidenten entschieden werden 
sollen, werden in der Regel in einer Regierungssitzung 
behandelt. Die Minister haben indes nur eine ratgebende 
Stellung. Der Ministerpräsident allein ist es, der die Ent- 
scheidungen trifft. Eine Abstimmung findet mithin nicht 
statt. Hiermit ist in der Regierungsführung das Führer- 
prinzip verwirklicht. Der Ministerpräsident allein 
ist Träger der vollen staatlichen Macht- 
befugnisse und damit der vollen Verantwortung für 
die Entscheidungen. Bei Behinderung oder Abwesenheit 
bezeichnet der Ministerpräsident für den einzelnen Fall 
einen Stellvertreter, sofern er es für notwendig ansieht. 

Neben ihrer Tätigkeit als Ratgeber des Ministerpräsi- 
denten üben die Minister wichtige verwaltungsmäßige 
Funktionen als Chefs ihrer Departements aus. 
Jeder Minister trifft innerhalb seines Geschäftsbereichs 
die Entscheidung über alle Verwaltungsangelegenheiten 
mit Ausnahme derjenigen, die nach dem Vorstehenden 
dem Ministerpräsidenten vorbehalten sind. Ferner können 
die Minister, jeder innerhalb seines Geschäftsbereichs, ge- 
wisse Bestimmungen gesetzesmäßigen Inhalts erlassen. 
Die Minister sind in erster Linie nach $4 der Bekannt- 
machung befugt, nach Ermächtigung des Ministerpräsi- 
denten Vorschriften zur Ergänzung und Durchführung 
der von dem Ministerpräsidenten erlassenen Gesetze zu 
erlassen. Und außerdem kann jeder Minister nach älteren 
Gesetzen oder Verordnungen befugt sein, Rechtsvor- 
schriften zu erlassen. In diesen ‚Fällen erfolgt die Recht- 
setzung im Verordnungswege. Für die Verkündung und 
das Inkrafttreten gelten die gleichen Vorschriften wie 
für die Gesetzesbeschlüsse des Ministerpräsidenten. 

Durch Gesetz v. 12. März 1942 ist die verfassungs- 
rechtliche Stellung der Nasjonal Samling verankert wor- 
den. In diesem „Gesetz über Partei und Staat wird 
prinzipiell festgelegt, daß Nasjonal Samling die 
staatstragende Partei und mit dem Staat fest ver- 
bunden ist. Organisation und Tätigkeit der Partei sowie 
die Pflichten der Mitglieder werden von dem Führer der 
Nasjonal Samling geregelt. In Übereinstimmung mit der 
Stellung der Nasjonal Samling als staatstragende Partei 
sind durch Gesetz v. 12. März.1942 Beleidigungen oder 
Angriffe gegen die Partei unter Strafe gestellt worden. 
Im großen gesehen übt die Partei als solche keine öffent- 
lich-rechtliche Machtbefugnis aus. Dieser Grundsatz gilt 
allerdings nicht ohne Ausnahme. Als eine dieser Aus- 
nahmen ist zu erwähnen, daß nach der Verordnung über 
die Änderung der Gemeindegesetze, die von dem kom- 
missarischen Staatsrat des Innendepartements am 21. Dez. 
1940 erlassen worden ist, der Fylkesmann im Einver- 
nehmen mit dem zuständigen Fylkesführer (= Gauleiter) 
der Nasjonal Samling und dem Bürgermeister der Ue- 
meinde die Gemeinderäte ernennt. Ist eine Übereinstim- 
mung zwischen dem Fylkesmann und dem Fylkesführer 
nicht zu erzielen, so hat der Fylkesmann die Angelegen- 
heit dem Departement zur endgültigen Entscheidung vor- 
zulegen. 

Die Hauptaufgabe der Partei ist indes im Prinzip, Trä- 
ger der Idee zu sein und alle Volksgenossen zu dieser 
Idee zu erziehen. Es ist eine selbstverständliche Kon- 
sequenz der politischen und staatsrechtlichen Stellung 
der Partei, daß der Führer der Nasjonal Samling stets 
gleichzeitig Ministerpräsident ist. Hier möchte ich außer- 
dem auf eine Maßnahme hinweisen, die mir insbesondere 
im Vergleich zu der im Deutschen Reich geltenden Rege- 
lung von Interesse erscheint: Der Chef des Staatsrats- 
sekretariats ist gleichzeitig Generalsekretär der Partei. 
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Dadurch ist für die innige Verbundenheit von Partei und 
Staat eine besonders zweckmäßige organisatorische Lö- 
sung gefunden. Zu bemerken ist außerdem, daß die 
wichtigsten staatlichen Ämter bereits jetzt mit Mitglie- 
dern der Nasjonal Samling besetzt sind. Dadurch ist 
sichergestellt, daß die Maßnahmen der staatlichen Organe 
von den Ideen der Partei getragen sind. 


Hinsichtlich der Gerichte gilt nach wie vor der 
Grundsatz, daß sie eine unabhängige Stellung insofern 
einnehmen, als der Ministerpräsident den Richtern bei 
der Ausübung ihres Richteramts keine Anweisungen er- 
teilen oder ihre Entscheidungen ändern kann. Dagegen 
können die Gerichte nicht ein Gesetz oder eine Ver- 
ordnung als dem Grundgesetz zuwiderlaufend für un- 
gültig erklären. Ferner wird die allgemeine Stellung der 
Gerichte auch unwillkürlich eine etwas andere als unter 
dem alten System. Ihre Aufgabe ist jetzt nicht ausschlieB- 
lich, die Rechte des Individuums zu schützen, sondern in 
erster Linie den Interessen der Volksgemeinschaft zu 
dienen. 

Eine neue wichtige Einrichtung im norwegischen öffent- 
lichen Leben ist die Errichtung einesSonder erichts- 
hofs zum Schutze gegen volks- und staatsfeindliche Be- 
tätigung, des Volksgerichtshofs. Die Tätigkeit des Volks- 
gerichtshofs ist jetzt näher durch das Gesetz v. 5. März 
1942 Nr. 2 geregelt. 

Ferner kann erwähnt werden, daß ‚gewisse Entschei- 
dungen, die nach früherem norwegischen Verfassungs- 
recht nur von den Gerichten getroffen werden konnten, 
jetzt auf andere Staatsorgane übertragen worden sind. So 
bestimmt die Verordnung v. 6. Okt. 1941, daß das Polizei- 
departement während des Kriegszustands Beschluß řas- 
sen kann über die Anwendung der im Allgemeinen Straf- 
gesetz 839 Punkt 1 a—f genannten Verfügungen (dar- 
unter Inhaftnahme) gegenüber Personen, die im Ver- 
dacht stehen, die Verordnungen des Reichskommissars 
v. 25. Sept. 1940 über das Verbot der politischen Parteien 
$4 und v. 7. Okt. 1940 über das Verbot der Betätigung 
zugunsten des früheren Königshauses &2 übertreten zu 
haben. 

Durch den Staatsakt im Akershus-Schloß am 1. Febr. 
d.}. und durch die Bekanntmachung des Ministerpräsi- 
denten v. 5. Febr. ist eine feste staatsrechtliche Grund- 
lage für das neue Norwegen geschaffen worden. Aber 
die ersten Maßnahmen zur Ausgestaltung der Neuord- 
nung haben nicht den Charakter des Endgültigen und 
Abgeschlossenen. Im Programm der Nasjonal Samling 
ist als Punkt 1 über die Verfassung die Forderung nach 
einer kraftvollen nationalen und von der Parteipolitik 
unabhängigen Regierung aufgestellt worden. Gleichzeitig 


aber fordert Punkt 2, daß das Kultur- und Erwerbsleben 
der Nation in staatlich anerkannten und nach dem Grund- 
satz der Selbstverwaltung tätigen Berufsgruppen 
organisiert wird, die das Verbindungsglied zwischen. dem 
einzelnen und dem Staat bilden und die unter staatlicher 
Aufsicht tätig werden. Es ist geplant, ein Reichsting der 
Berufsstände zu organisieren und ihm Einfluß aut die 
Verwaltung des Landes einzuräumen. In UÜbereinstim- 
mung hiermit hat der Ministerpräsident zum Ausdruck 
gebracht, daß er, sobald die Verhältnisse es erlauben, 
eine Nationalversammlung, ein Reichsting oder Storting 
einberufen will. Eine Beeinträchtigung des Führer- und 
Verantwortlichkeitsprinzips soll dadurch nicht eintreten. 
Dieses Prinzip wird vielmehr für die Staatsverwaltung 
bestehen bleiben, da eine starke Führung auch die Kon- 
zentration der staatlichen Macht in ihrer Hand braucht. 
Das Führerprinzip entspricht im übrigen bester norwegi- 
scher Tradition. Mit diesem Prinzip wird auch die kom- 
mende germanische Zusammenarbeit am leichtesten ver- 
wirklicht, gesichert und gefestigt werden können. 

Die Staatsverfassung eines Volkes ist mit Recht als 
der rechtliche Ausdruck seines politischen Zustandes be- 
zeichnet worden. Die staatsaufbauende Arbeit der Nas- 
jonal Samling wird also auch weiterhin in rechtlichen 
Normen äußeren Ausdruck finden. 

Die Bewegung wird dabei wie bisher auf norwegi- 
schen Grundlagen aufbauen. Und es muß hervorgehoben 
werden, daß das Grundgesetz v. 17. Mai 1814, wenn- 
gleich es zu einem Teil Ideen enthält, die aus dem Aus- 
lande geholt worden waren, doch in wichtigen Punkten 
eine nordische Grundeinstellung erkennen läßt. Beispiels- 
weise will ich auf $107 der Verfassung hinweisen, wel- 
cher bestimmt, daß das uralte germanische Allodialrecht 
nicht aufgehoben werden darf, sowie auch auf 32 der 
Verfassung, wonach Juden aus dem Lande ausgeschlos- 
sen sind. Diese letzte Bestimmung wurde durch Grund- 
gesetzänderung im Jahre 1851 aufgehoben, ist aber durch 
Grundgesetzbestimmung des Ministerpräsidenten vom 
12. März 1942 wieder eingeführt worden. P 

Es hat viel für sich, wenn geäußert worden ist, dal 
das neue staatsrechtliche Bauwerk des Volkes auf dem 
ehrwürdigen und traditionsreichen Fundament des Grund- 
gesetzes errichtet werden wird und daß dieses Bauwerk 
in weit höherem Grade in Übereinstimmung mit „dem 
Geist und den Prinzipien der Konstitution“ ($112 des 
Grundgesetzes) sein wird, als das staatsrechtliche System, 
das sich während einer nationalen Schwächezeit ent- 
wickelt hatte und im April 1940 zusammengebrochen ist. 
In mehr als einer Hinsicht:wird es von Bedeutung sein, 
daß der 17.Mai der Stiftungstag sowohl unseres alten 
Grundgesetzes wie der Nasjonal Samling ist. 


Rechtsprechung nach Weisung oder gelenkte Rechtsprechung? 


Von Amtsgerichtsrat Erich Tiwisina, Z. Zt. bei der Wehrmacht 


Seit der letzten Führerrede ist in der Rechtspflege die 

Tätigkeit des Strafrichters noch mehr in den Mittel- 
unkt des Interesses gerückt, als sie es schon vorher war. 

Für den Richter und die Justizverwaltung erwächst aus 
dieser Kritik die Pflicht, sich über die Fehlerquellen 
in der Strafrechtsprechung klarzuwerden und für sofortige 
Abhilfe zu sorgen. 

Unser Strafgesetzbuch aus dem Jahre 1871 hat eine Ent- 
wicklung in der Staatsauffassung, in der Wirtschaft, in der 
Lebensauffassung und in der Weltanschauung überdauert, 
wie sie tiefgreifender, umfassender, umwälzender kaum 
gedacht werden kann. Trotzdem blieb viel zu lange sein 
82 in Kraft, der das gesamte Strafrecht unter den Leit- 
gedanken „nulla poena sine lege‘ stellte. Dieser oberste 
Leitsatz richtete die Aufmerksamkeit des Richters in erster 
Linie auf die Frage: Fällt der Tatbestand überhaupt unter 
irgendeine Strafnorm? Er führte notwendig zur Über- 
betonung der Gesetzesauslegung, und das kam 
dem Denken und der Wissenschaft jener Zeit sehr ent- 
gegen. So wuchs um jede einzelne Bestimmung des Straf- 


gesetzbuchs eine eigene Literatur, wie sie auszulegen sei, 
und was man noch unter ihr erfassen durfte und was 
nicht. Damit trat in den Vordergrund der richterlichen Ar- 
beit, in den Vordergrund der wissenschaftlichen Betrach- 
tungen, in den Vordergrund des Interesses an der Straf- 
rechtspflege überhaupt die Frage: Freispruch oder 
Verurteilung? Durch unse, Strafgesetzbuch zitterte 
noch die Furcht vor der monarchischen Willkür, die 
Furcht vor der Polizeijustiz. 


Um das Strafmaß und die Straizumessung 
kümmerte man sich wenig. Man glaubte insoweit die Ge- 
rechtigkeit durch das System der Urteilsfindung gesichert. 
Da war der Staatsanwalt, der die öffentlichen Belange zu 
wahren hatte, der Verteidiger zur Geltendmachung der 
Interessen des Angeklagten und ein möglichst zahlreiches 
Richterkollegium aus Berufsrichtern und Laien, das über 
die Strafe abzustimmen hatte. So wie man im großen 
von dem Parlament alle Weisheit erwartete, so auch im 
kleinen. Dabei war bei der Strafrechtspflege der Irrtum 
über die Nützlichkeit dieses Systems besonders groß. Der 
Staatsanwalt, der selbst als Richter tätig gewesen war 
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und es meist auch wieder werden wollte, interessierte 
sich ebenso wie der Richter in der Hauptsache für die 
rechtliche Seite des Falles; im Richterkollegium aber 
war meist einer führend — es brauchte das durchaus nicht 
immer der Vorsitzende zu sein —, die anderen richteten 
sich mehr oder weniger nach ihm. Die Laienrichter, so- 
weit sie überhaupt an der Urteilsfindung aktiv mitwirk- 
ten und sich nicht nur auf die Zustimmung zum fertigen 
Urteil beschränkten, hatten keinerlei Übersicht über die 
Notwendigkeiten der Strafrechtspflege und gingen nicht 
selten von dem Gedanken aus, daß die Milde in den 
wenigen Fällen, in denen sie mitwirkten, nicht schaden 
könne. An einer einheitlichen Staats- und Lebensauffas- 
sung fehlte es, die das Richterkollegium zusammengehal- 
ten und ihm ein gemeinsames Arbeiten ermöglicht hätte. 
So schenkte man, wenn die Frage nach Freispruch oder 
Verurteilung zum Nachteil des Angeklagten entschieden 
war, der Frage des Strafmaßes wenig Aufmerksamkeit 
und ließ nicht selten eine unverständliche Milde walten. 
Diese Zustände entwickelten sich in den Unstaat der 
Weimarer Republik hinein. Staatsauffassung, Weltanschau- 
ung und Moral waren völlig zerrissen. Die jüdische Pro- 
paganda hatte es fertiggebracht, daß das, was dem einen 
als heldisch erschien, dem anderen ein Popanz war, und 
daß der Verbrecher wie ein Held gefeiert wurde. Das 
einzige, was für den Richter noch fest war und sich ihm 
nicht unter der Hand verflüchtigte, war die streng logische 
Gesetzesauslegung. Es ist nicht verwunderlich, daß er sich 
daran hielt, daß er sie noch mehr in den Mittelpunkt sei- 
nes Denkens stellte. Als das Schlimmste erschien es, einen 
Unschuldigen verurteilt zu haben. Lieber sprach man 
zehn Verbrecher frei, als einen ohne völlig ausreichende 
Beweise zu verurteilen. Die überspitzte Anwendung des 
Satzes „in dubio pro reo“ feierte manchmal geradezu 
Triumphe. Eine harte Strafe auszusprechen, konnte der 
Richter bei der Zerrissenheit der Meinungen und der Ein- 
stellung der Öffentlichkeit nicht wagen. Die Strafrecht- 
sprechung war daher in dieser Zeit charakterisiert durch 
das Vorherrschen der rechtlichen Erwägun- 
gen und das Kleben an der gesetzlichen Mindeststrafe. 


Das hätte sich nach der nationalen Revolution grund- 
sätzlich ändern müssen. Es war wieder eine einheitliche 
Staatsauffassung und Weltanschauung da, auf denen die 
Entscheidungen sicher fußen konnten. Das ganze Straf- 
recht war wieder unter den Gesichtspunkt der Staats- 
notwendigkeit gestellt. An die Stelle des Satzes „nulla 
poena sine lege“ war der Grundsatz getreten, daß keine 
Straftat ohne Sühne bleiben dürfe. Aus der Vererbungs- 
lehre war die Erkenntnis gewonnen, daß ein erwachsener 
Verbrecher nicht mehr gebessert werden kann. Man hätte 
also erwarten müssen, daß in den Mittelpunkt des straf- 
rechtlichen Denkens die Frage getreten wäre: Welche 
Strafe ist für diese Straftat angemessen, und 
daß sich die Strafrechtspflege dieser Erwägung mit wis- 
senschaftlicher Gründlichkeit gewidmet hätte. 

‚Wenn wir ernsthaft prüfen, ob wir diese Forderung er- 
füllt haben, müssen wir unsere bisherige Gedankenlosig- 
keit gerade auf diesem Gebiet eingestehen. Schuld daran 
sind nicht nur die Richter, welche das erlernte und über- 
kommene Denken, welche die vielleicht jahrelang in ihrer 
Praxis vertretene Auffassung des Strafrechts nicht ver- 
lassen können. Auch heute noch finden wir in unserer 
Fachliteratur nur rechtliche Ausführungen zum Strafrecht, 
beschäftigt sich das Reichsgericht nur mit rechtlichen Er- 
wägungen in der Strafrechtsprechung. Keiner von uns hat 
auf der Universität ein Kolleg über die Strafzumessungs- 
gründe und das Strafmaß gehört!). Wir suchen vergeblich 
nach Büchern unserer großen Strafrechtswissenschaftler 
über diese Gegenstände. Ja, selbst das Justizministerium 
äußert sich nur ganz selten über Strafzumessungsgründe 
und Strafmaß. Der Richter, der gerade noch den Antrag 
des Staatsarıwalts nach der rechtlichen Seite mit außer- 
ordentlicher Gewissenhaftigkeit geprüft und den richtigen 
Strafrahmen an Hand der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts sorgfältig ermittelt hat, wendet sich nicht selten 
der Frage der Strafzumessung nur mit einem Seitenblick 
zu: Was hat der Staatsanwalt beantragt? Na, etwas zu 
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hoch, geben wir 2 Monate weniger, dann stimmt’s! Oder 
noch schlimmer, er fällt in das Denken zurück, das früher 
als Tugend galt, und wendet mit unnötig scharfen An- 
forderungen an die Lückenlosigkeit des Beweises den Satz 
„in dubio pro reo‘ an, oder läßt im Strafmaß Milde wal- 
ten, ohne zu berücksichtigen, daß Milde ebenso ein Fehler 
ist wie übertriebene Strenge, und daß es das richtige 
Strafmaß zu ermitteln gilt. 


Die Staatsführung, der dieses Streben der Strafrechts- 
pflege natürlich nicht verborgen bleiben konnte, hat des- 
halb verschiedene, besonders staatswichtige‘ Tatbestände 
aus der allgemeinen Gerichtsbarkeit herausgenommen und 
besonderen Gerichten überwiesen. Es hat den Anschein, 
als ob einzelne Gerichte daraus den Schluß zögen, daß 
sich das staatliche Interesse auf diese Sachen! beschränke, 
und daß man in anderen Sachen das staatliche Interesse 
bei der Strafzumessung nicht zu beachten brauche. So 
kann man in derselben Tageszeitung lesen, daß ein 
Schwarzschlächter, der einige Stück Vieh, ohne Gewinn 
davon haben zu wollen, schwarzgeschlachtet hat, zu 6 Jah- 
ren Zuchthaus verurteilt worden ist; dagegen ist eine 
Mutter, die ihr leibliches Kind in der Wohnung eingesperrt 
hat, um ihrem Vergnügen nachgehen zu können, die es 
nicht gepflegt und ihm nichts zu essen gegeben und sich 
über 1 Woche lang um ihr Kind nicht gekümmert hat, so 
daß es elendiglich gestorben wäre, wenn nicht die Nach- 
barn aufmerksam geworden wären, mit wenig mehr als 
2 Jahren Gefängnis bestraft worden. Diese Beispiele ließen 
sich beliebig vermehren. Ein Liebhaber, der das Kind sei- 
ner Geliebten in rohester Weise gequält und zum Schluß 
sein Händchen in siedendem Wasser verbrüht hat, ist 
mit einer geringfügigen Gelängnisstrafe davongekommen. 
Andererseits mußte ein nicht vorbestrafter Mann, der 
längere Zeit eine fremde Zeitung, wenn sie von dem 
Boten gebracht worden war, fortnahm, las und zurück- 
legte, seine Handlung mit einer längeren Freiheitsstrafe 
büßen. Ja, der Amtsrichter, der gerade etwa einen An- 
geklagten wegen Umgangs mit Kriegsgefangenen zu einer 
empfindlichen Gefängnisstrafe verurteilt hat, kann es er- 
leben, daß er einen Angeklagten für ein anderes Gericht 
kommissarisch vernehmen muß, der wegen eines wesent- 
lich gleich oder sogar noch schärfer gelagerten Tatbestan- 
des zu einer geringen Geldstrafe verurteilt worden ist. 


Diese Tatsachen sind dem Laien völlig unverständlich. 
Den Angeklagten, die Öffentlichkeit und die Staatsführung 
interessiert es gar nicht, ob die Bestrafung außer wegen 
Untreue auch noch in Tateinheit mit Unterschlagun oder 
neben der schweren Urkundenfälschung auch noch in Tat- 
einheit wegen Betrugs erfolgt ist. Sie interessieren sich 
für die Höhe der Strafe und für die Gründe, 
warum gerade diese Strafe und keine andere 
verhängt wurde. Da aber erkennt schon der flüchtige 
Gerichtssaalbesucher, daß es einen großen Unterschied 
macht, ob der ordentliche Dezernent oder sein Vertreter 
auf dem Richterstuhl sitzt. Der Amtsrichter weiß genau: 
wenn die Strafkammer in einer bestimmten Besetzung 
tagt, wird sein Urteil auf Grund des Satzes „in dubio 
pro reo“ aufgehoben werden, obgleich er gar keinen 
Zweifel an der Schuld des Angeklagten hat; oder aber 
die erkannte Strafe wird gemildert werden, und sei es 
auch nur um ein geringes. Wenn aber die gleiche Kam- 
mer in anderer Besetzung tagt, wird der Angeklagte, den 
er freigesprochen hat, weil er sich von seiner Schuld 
nicht überzeugen konnte, verurteilt, wird die ausgespro- 
chene Strafe verschärft werden. Ja, der gleiche Amts- 
tichter wird im Strafmaß zu verschiedenem Ergebnis 
kommen, je nachdem als Vertreter der Staatsanwaltschaft 
— in der durch ihre gute Arbeitsteilung ausgezeichneten 
Zweimannkammer der Einzelrichtersitzung — der jugend- 
lich scharfe Staatsanwalt oder der ältere mildere Amts- 
anwalt fungiert. Wenn solche Unterschiede sich in geringen 
Grenzen halten, wenn es sich um kleine Schwankungen 
handelt, liegt ein unvermeidliches und sogar fruchtbares 
Spannungsverhältnis vor. Die großen Unterschiede, die 
starken Schwankungen, die aber tatsächlich gegeben sind, 
können nicht verantwortet werden. Sie erwecken in dem 
Laien das Gefühl, daß das Strafmaß der Willkür des 
Richters unterworfen sei. Bei den verantwortlichen Stel- 
len des Staates und der Partei müssen solche Urteile, die 
im Strafmaß fehlgreifen, mögen sie auch rechtlich noch 
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so gut durchdacht sein, zu dem Schluß führen, daß die 
Strafjustiz versage. Das zwingt dazu, in den Mittel- 
punkt des strafrichterlichen Denkens die 
Erschöpfung und richtige Bewertung der 
Strafzumessungsgründe und die sorgfältigste 
Pflege des Strafmaßes zu stellen. Damit soll 
nicht der Oberflächlichkeit in der rechtlichen Erfassung 
des Tatbestandes das Wort geredet werden. Der richtige 
Schuldausspruch kann nicht nur bei erschwertem Rückfall, 
sondern auch sonst für die Strafzumessung von großer 
Bedeutung sein, z. B. für die Ermittlung der Mindest- 
strafe, wenn es sich auch nur um in Tateinheit verwirk- 
lichte Tatbestände handelt. Es soll nur jeder Teil der 
Urteilsfindung in sein richtiges Maß gerückt werden. Auch 
die Ermittlung des richtigen Strafrahmens, auch die Er- 
kenntnis der Verletzung mehrerer Strafnormen durch die 
gleiche Tat und der dadurch bedingten Erhöhung des 
Unrechtsgehaltes der Tat, dient der Ermittlung des rich- 
"tigen Strafmaßes, aber sie dient eben auch nur diesem 
Endzweck, sie muß von der Rolle als Beherrscherin zu 
der Rolle als Dienerin der Strafjustiz herabsteigen. Die 
Strafrechtspflege muß augenfällig unter dem Leitsatz 
stehen: Welche Strafe ist dieser Tat angemes- 
sen? Dieser Satz erscheint so selbstverständlich, daß man 
sich scheut, ihn auszusprechen. Und doch bedeutet er für 
unser heutiges strafrechtliches Arbeiten eine völlige Ver- 
schiebung des Gewichtes unserer Überlegungen. 


HM. 


Wenn man nun prüft, auf welche Weise die gerügten 
Fehler in der Strafrechtsprechung abgestellt werden kön- 
nen, zeigt es sich leicht, daß der einzelne Richter außer 
der erschöpfenden Erfassung der Strafzumessungsgründe 
und der stärksten Konzentrierung seiner Aufmerksamkeit 
auf die Bildung des Strafmaßes nichts zur Erreichung des 
Zieles beitragen kann. Jedes Urteil ist eben ein Ergebnis 
seiner Lebensanschauung, seines Charakters, kurz seiner 
Gesamtperson. Denn auch die nationalsozialıstische Welt- 
anschauuing will keine spannungslose Uniformierung, son- 
dern nur einen lebendigen Gleichschritt der Auffassungen 
begründen. Es handelt sich also um eine Aufgabe der 
Führung innerhalb der Justiz. 


Als völlig ungeeignet zu dem zu erreichenden Zweck 
erscheint es, den Richter mit Weisungen für seine 
Entscheidung zu versehen. Wir haben zwar eine wei- 
sungsgebundene Rechtsprechung auf den verschiedenen 
Gebieten des Ordnungsstrafrechts. Aber da handelt es sich 
um im wesentlichen gleichgelagerte, einfache Tatbestände, 
bei denen das kriegsbedingte Überwiegen des staatlichen 
Interesses gegenüber den Entschuldigungsgründen des 
Einzelnen von vornherein feststeht, bei denen außerdem 
nur Geldstrafen verhängt werden und die Anrufung des 
weisungsfreien Richters offengelassen ist. Das Ordnungs- 
strafwesen kann daher für die ordentliche Justiz mit 
ihren verschiedenartigsten Tatbeständen und ihren mannig- 
faltigsten Interessen, mit ihren Strafen, die tief in Frei- 
heit, Ehre und sogar Leben eingreifen, nicht als Beispiel 
dienen. Die Bindung des Richters an Weisungen würde 
nicht nur dem System unserer Strafrechtspflere ins Ge- 
sicht schlagen, — ein Richter, der zu Beginn der Haupt- 
verhandlung weiß, wie die Entscheidung ausfallen muß, 
ist eine lächerliche Figur; warum verhandelt er noch? —, 
die Bindung des Richters an Weisungen würde ihn zwin. 
gen, gegen sein Gewissen zu entscheiden und damit die 
Abwanderung aller guten, gewissenhaften, verantwortungs- 
freudigen und verantwortungsbewußten Kräfte aus der 
Strafrechtspflege zur Folge haben. Außerdem weiß jeder 
Richter, daß eine Strafsache manchmal in der Hauptver- 
handlung, wenn er Angeklagte und Zeugen vor sich hat, 
ganz anders aussieht, als es nach den Akten der Fali 
war, Das kann eine Weisung niemals alles berücksich- 
tigen. Sie kann aber vor allem Immer nur einzelne, he- 
sonders wichtige Strafsachen ergreifen, oder die Zentral- 
behörden müßten einen riesenhaften Mitarbeiterstab er- 
halten, womit wieder die Übereinstimmung der erteilten 
Weisungen in Frage gestellt wäre. Durch eine Recht. 
sprechung nach Weisung kann daher niemals 
die erforderliche Breitenwirkung erzielt 
werden. Außerdem sind die Berichtspflichten, die solche 


Weisungen notwendig voraussetzen, nur geeignet, die 
Richter ın ihrem Urteil unsicher zu machen und damit 
noch mehr Verwirrung zu stiften. 
_ Solche Berichte sind nur dann angebracht, wenn das 
Uesetz nicht ausreicht, um den Rechtsbrecher der ver- 
dienten Sühne zuzuführen. Denn die Bindung des Rich- 
ters an das Gesetz muß unbedingt bestehen bleiben. Sonst 
würden gerade die Fehler, die es zu bekämpfen gilt, näm- 
hch die großen, manchmal unüberbrückbaren Unterschiede 
im Strafmaß, nur noch größer. Die schlechten Erfahrun- 
gen mit der Rechtsprechung der unteren Gerichte zu dem 
neuen § 2 StGB. in der ersten Zeit sollten hier eine War- 
nung vor völliger Willkür der Auffassungen sein. Wenn 
das Gesetz zur Bestrafung nicht ausreicht, dann sollte der 
Bericht des Gerichtes, das notwendigenfalls verpflichtet 
sein sollte, zu diesem Zweck die Hauptverhandlung aus- 
zusetzen, dem Gesetzgeber Anlaß zu einer Gesetzesände- 
rung geben, oder es sollte das Ministerium die Befugnis 
haben, innerhalb eines bestimmten Rahmens Rechtsver- 
ordnungen auch mit rückwirkender Kraft zu erlassen. Der 
Grundsatz, daß die Strafe nur nach dem Recht bestimmt 
werden darf, das zur Zeit der Tat galt, mag dabei ruhig 
als überholt fallen gelassen werden; denn maßgebend ist 
nicht, ob der Rechtsbrecher sich zur Zeit der Tat aus- 
rechnen konnte, was er auf das Spiel setzte, sondern das 
allgemeine, gerechte Sühneverlangen. Schließlich könnte 
auch das Ministerium stärkeren Gebrauch davon machen, 
durch Allgemeinverfügung Gesetzesauslegungen zu geben. 
Denn ob der Richter sich nun in Zweifelsfragen nach der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts richtet, oder nach der 
vom Ministerium gegebenen Auslegung: er wird von dem 
einen wie von dem anderen nicht ohne trifüge Gründe 
abweichen, wenn nur sichergestellt ist, daß die Grund- 
sätze auch wirklich gründlich durchdacht sind und alle 
möglichen Fälle berücksichtigen und nicht laufend ab- 
geändert und berichtigt werden müssen und damit zu 
einem völlig unübersichtlichen Durcheinander führen. 
Wenn man eine Breitenwirkung erzielen will, um wenig- 
stens einigermaßen die Auffassungen der Gerichte über 
die Strafzumessungsgründe und das Strafmaß aneinander 
anzugleichen, so kann das nur auf eine ähnliche Weise 
geschehen, wie auch über die rechtliche Beurteilung der 
Strafsachen eine weitgehende Übereinstimmung der Mei- 
nungen erzielt worden ist: durch die Wissenschaft, durch 
Veröffentlichungen und Besprechungen und durch höchst- 
richterliche Rechtsprechung. Dabei kann gleichzeitig eine 
Lenkung der Strafrechtspflege durch die Justizverwaltung 
erreicht werden. Wenn dem entgegengesetzt wird, das sei 
unmöglich, weil jeder Fall anders gelagert, jede Hand- 
lung anders zu beurteilen sei, so kann darauf hingewiesen 
werden, daß es nicht nur exakte, sondern auch wertende 
Wissenschaften gibt. 


Man wird zunächst einmal untersuchen müssen, auf 
welche Weise der Richter zu seinem Urteil im Strafmaß 
kommt. Das erste ist immer die Feststellung des Straf- 
rahmens. Aber dieser läßt dem Richter einen ungeheuren 
Spielraum, muß ihn lassen, um die Vielfalt der verschieden- 
artigsten Straftaten unter sich begreifen zu können. Da 
kann der Richter von einem Tag Gefängnis bis zu 5 Jah- 
ren erkennen und ist dabei noch befugt, Freiheitsstrafen 
von weniger als 3 Monaten in Geldstrafen umzuwandeln. 
Da kann er von einem oder mehreren Jahren Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren oder sogar lebenslängliches Zuchthaus 
verhängen, oder aber beim Vorlieg<a mildernder Um- 
stände auf eine Gefängnisstrafe erkennen. Innerhalb die- 
ser, notwendigerweise weitgespannten Rahmen sucht er 
die richtige Strafe an Hand der Strafzumessungsgründe, 
Deren Auffindung erfordert keineswegs, wie es meist be- 
hauptet wird, nur rein tatsächliche Überlegung. Sogar der 
im Gesetz festgelegte Strafzumessungsgrund des Ver- 
suchs ist als Strafmilderungsgrund in seiner Berechtigung 
beim beendeten Versuch sehr umstritten. Ebenso ist & 
bej zahllosen anderen der Fall. So war es vor dem Um- 
bruch ein beliebter Strafmilderungsgrund gegenüber einem 
alten Verbrecher, dem beim letzten Mal erheblich auf die 
Finger geklopft worden war, daß er sich soundso viele 
Jahre gut geführt habe; während man doch richtig hätte 
schließen müssen, daß eine empfindliche Strafe nachhaltig 
zu wirken vermochte und man daher nicht auf eine milde, 
sondern eine strenge Strafe hätte erkennen müssen. 
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Ebenso ist es mit dem gesetzlichen Strafmilderungsgrund 
des 851 Abs. 2 StGB., wo jetzt auch das Reichsgericht 
anerkannt hat, daß bei gewissen Geisteskranken die ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit nicht zu milderer, sondern 
zu strengerer Strafe führen muß, weil auf jene nur die 
unerbittliche Strenge Eindruck machen kann, während sie 
sich sonst vor der Verantwortung in ihre Krankheit flüch- 
ten. In diesen Fällen spielt schon die unausgesprochene 
Auswertung der Strafzumessungsgründe untereinander, die 
Verteilung des Gewichtes auf den einen oder anderen 
eine große Rolle. Sie werden hier abgewogen nicht mehr 
gegen die Schwere des moralischen Fehltritts des Einzel- 
nen und die Möglichkeit seiner Besserung durch die Er- 
ziehung im Strafvollzug, sondern an dem Interesse der 
Volksgemeinschaft an der Verhütung von Straftaten und 
den dazu erforderlichen Mitteln, mögen sie auch in die 
individuelle Freiheit eingreifen. Damit führen diese Er- 
wägungen zu dem Zweck der Strafe überhaupt. Ein an- 
derer Strafzumessungsgrund, dessen Bedeutung als straf- 
mindernd oder -mehrend in der ersten Zeit nach dem 
Umbruch sehr unterschiedlich behandelt wurde, war die 
Bedeutung der langen Zugehörigkeit zur Partei. Während 
die einen in die Waagschale warfen, daß jemand, der so 
lange schon mit dem Gedankengut des Führers vertraut 
sei, doppelt fehle, wenn er gegen dessen Anordnungen, 
etwa durch eine Abtreibung, verstoße, betonten die an- 
deren mit Recht die Verdienste, die er sich durch seine 
Zugehörigkeit zur alten Gefolgschaft des Führers um die 
Volksgemeinschaft erworben habe und werteten sie ab 
gegen den angerichteten Schaden. Es kann auch derselbe 
Strafzumessungsgrund bei verschiedenen Straftaten gegen- 
sätzliche Bedeutung haben, so wenn sich jemand durch 
Fleiß und Können ein großes Ansehen erworben hat, und 
läßt sich um einer drückenden Schuld oder um seiner Fa- 
milie willen zu einer Unterschlagung hinreißen, oder aber 
wenn derselbe sein Ansehen mißbraucht, um Verleum- 
dungen über führende Persönlichkeiten der Partei oder 
des Staates auszustreuen. In letzterem Fall wäre es natür- 
lich im Gegensatz zum ersten völlig verfehlt, das er- 
worbene Ansehen als strafmildernd anzusehen. Oder es 
wird als strafmindernd angeführt, daß zur Zeit der Tat 
ein milderes Gesetz galt oder die Tat vor einem bestimm- 
ten Ereignis, etwa der Androhung verschärfter Maßnah- 
men in einer öffentlichen Rede, begangen worden ist, 
während doch solche Gesetzesänderungen oder öffentliche 
Androhungen meist nichts Neues bringen, sondern nur 
dem richtigen Volksbewußtsein, dem richtigen staatlichen 
Interesse Ausdruck verleihen wollen. Diese Beispiele ließen 
sich beliebig vermehren. Aber es ist nur Zweck dieser 
Zeilen, aufzuzeigen, daß hier ein großes Gebiet unver- 
ständlicherweise völlig brach liegengelassen worden ist, 
das keineswegs der Bearbeitung durch die Wissenschaft 
und höchstrichterliche Rechtsprechung unzugänglich ist, 
das aber andererseits von allergrößtem Einfluß auf die 
Gerechtigkeit des Urteils sein kann. Die Anführung eines 
einzigen falschen Strafzumessungsgrundes oder die falsche 
Bewertung eines solchen, z. B. die Überbewertung der bis- 
herigen Unbestraftheit eines Sittlichkeitsverbrechers, der 
für die Seelen vieler Kinder einen verheerenden Einfluß 
gehabt hat, kann das Urteil unrichtiger machen, als etwa 
die Verurteilung wegen Diebstahls anstatt Unterschlagung 
oder sogar als die Verkennung, daß-eine Volksschädlings- 
tat vorliegt, wenn z.B. auf Grund ’eines solchen falschen 
Strafmilderungsgrundes bei einem Verbrechen mildernde 
Umstände zugebilligt sind. Hier eröffnet sich auch dem 
Justizministerium ein Gebiet zur Lenkung der Strafrechts- 
pflege durch Besprechungen, wie wichtige, zweifelhafte 
Strafzumessungsgründe nach Auffassung der zuständigen 
Stellen verwertet werden sollen, oder welches Gewicht 
für die Strafzumessung dem einen oder anderen Straf- 
zumessungsgrund beigelegt werden soll. 

$ Nach der Erfassung der Strafzumessungsgründe und 
ihrer Bewertung spielt sich im Strafrichter ein Vorgang 
ab, der sich fast völlig unter Ausschluß der Kontrolle des 
Verstandes vollzieht: die Bildung des Strafmaßes. 'Hier 
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fließen mehr oder weniger unbewußt viele Kräfte zu- 
sammen. Wichtig ist dabei der Antrag des Staatsanwalts. 
Doch führt dessen Erwähnung die Überlegung nur um 
eine Stufe zurück: Wie kommt der Staatsanwalt gerade 
zu diesem Antrag? Dann spielen die Ausführungen des 
Verteidigers, der persönliche Eindruck des Angeklagten 
und die Rechtsprechung des Berufungsgerichtes, soweit 
eine solche zulässig ist, eine Rolle. Der wichtigste Anteil 
entspringt aber der Persönlichkeit des Richters selbst. 
Hier wirken sich Strenge und Milde seiner Lebensauffas- 
sung, seiner Ansichten, sein Charakter am unkontrollier- 
testen aus. Er wendet seine „Taxe“ an, d.h. er findet 
das Strafmaß durch Vergleich mit anderen Urteilen, die 
aber auch er erlassen hat und “die ebenso ein Ergebnis 
seiner Persönlichkeit waren. 

Auf diesem Gebiet liegen die Dinge am allerärgsten. 
Bei ihrer Bedeutung für die Gerechtigkeit des Urteils is! 
es kaum zu verstehen, daß hier überhaupt noch nichts ge- 
schehen ist, um eine Einheitlichkeit in der Strafrechts- 
pflege zu erzielen. Wenn der Richter als Vergleichsmaterial 
nicht nur seine eigenen Urteile heranziehen will, steht ihm 
nichts, aber auch gar kein Hilfsmittel zur Verfügung. Er 
findet in der ganzen Fachliteratur keine einzige Veröffent- 
lichung von Urteilen im Strafmaß. Greift er aber auf die 
Veröffentlichungen in der Tagespresse, so muß er nicht 
nur in Kauf nehmen, daß die Urteile naclı Grundsätzen 
ausgewählt sind, die sie für seine Arbeit häufig schon 
durch ihre Einseitigkeit unbrauchbar machen, sondern 
weiß auch aus eigener Erfahrung, daß ‘diese Berichte 
manchmal den Kern der Strafzumessung nicht oder un- 
richtig wiedergeben. Schließlich können diese Veröffent- 
lichungen keinen Anspruch auf Zustimmung oder Ab- 
lehnung durch die berufenen Stellen erheben. Hier müßte 
am ehesten für Abhilfe gesorgt und laufend Urteile aus 
allen Gebieten in ihren Strafzumessungsgründen und im 
Strafmaß veröffentlicht werden, zugleich mit wertenden 
Besprechungen aus berufener Feder. Die systematische 
Durchführung dieses Vorschlages müßte schon in verhält- 
nismäßig kurzer Zeit eine gewisse Vereinheitlichung in 
der Strafrechtspflege zur Folge haben. Zugleich müßte 
das Reichsgericht auch mit Urteilen im Strafmaß beschäf- 
tigt werden, indem Revision und Nichtigkeitsbeschwerde 
auch auf das Strafmaß und die Strafzumessungsgründe 
erstreckt würden. Man braucht davon kein großes An- 
schwellen in der Arbeit des Reichsgerichts zu befürchten, 
wenn gleichzeitig die Möglichkeit der Einlegung der Re- 
vision bzw. der Änregung zur Einlegung der Nichtigkeits- 
beschwerde bei der Reichsanwaltschaft nur der Staats- 
anwaltschaft gegeben wird. Selbstverständlich können die 
Rechtsmittel nur auf grobe Fehler gestützt werden. Dann 
aber müßte die Wissenschaft dafür sorgen, daß alle Vor- 
gänge, die zur Urteilsfindung führen, unter der Aufsicht 
des Verstandes und unter seiner Überwachung stattfinden 
und die Ergebnisse der Rechtsprechung in Strafzumes- 
sungsgründen und Strafmaß wissenschaftlich verwerten. 

Auf diese Weise wäre eine Vereinheitlichung der Straf- 
rechtspflege in ihrem Endziel, dem Straimaß, erzielt, in der 
richtigen Beantwortung der gestellten Aufgabe: Welche 
Strafe ist für diese Tat angemessen? Damit wäre der Ge- 
rechtigkeit mehr gedient als durch zahlreiche scharfsinnige 
Ausführungen in den Revisionsurteilen, die auf das End- 
ergebnis .des Strafurteils, das Strafmaß, gar keinen Ein- 
fluß haben. Zugleich kann damit eine Überwachung und 
Lenkung der Strafjustiz mit geringem Kraftmehraufwand 
erreicht werden, ohne die richterliche Entscheidungsfreiheit 
aufzuheben, die nun einmal der Garant der Gerechtigkeit 
bleiben muß. Schließlich würde aber auch der so ge- 
schulte Richter ein weitaus besseres Gefühl dafür gewin- 
nen, ob mit den gesetzlichen Möglichkeiten der Unrechts- 
gehalt der Tat gesühnt werden kann, und er würde sich 
veranlaßt sehen, verneinendenfalls zu berichten, damit der 
Gesetzgeber rechtzeitig in Tätigkeit treten kann, um durch 
eine Gesetzesänderung der Gerechtigkeit zum Siege zu 
verhelfen. Damit würde auch die Wiederholung solcher 
Fehlgriffe, wie sie der Führer gerügt hat, verhindert. 
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Wandlungen in der Betrugsrechtsprechung des Reichsgerichts 


Bemerkungen zu dem Urteil des 3. Strafsenats vom 29, Januar 1942 
Von Professor Dr. Paul Bockelmann, Königsberg (Pr.) 


Die Rechtsprechung des RG. zu dem wichtigsten Merk- 
mal des Betruges, dem Vermögensschaden, hat lange 
Zeit keine wesentlichen Änderungen erfahren. In dem 
Begriff des tatsächlichen („materiellen‘“, „Wirtschaft- 
lichen“) und objektiv zu bestimmenden Vermögens 
hatte sie eine feste Grundlage gefunden. Von ihr wurde 
seit dem Plenarbeschluß RGSt. 16, 1 nicht mehr ab- 
gewichen. Die Ergebnisse, zu welchen diese Judikatur 
führte, waren im allgemeinen befriedigend. Grundsätz- 
liche Kritik wurde in neuerer Zeit kaum an ihnen geübt. 
Das höchste Gericht schien den eingeschlagenen Weg 
unangefochten weiter verfolgen zu können. 

Gleichwohl verrät es in jüngster Zeit die Neigung, ihn 
zu verlassen. Von einer ausdrücklichen Preisgabe des 
bisherigen Standpunkts ist freilich nirgends die Rede. 
Vielmehr werden die überlieferten Prinzipien der Be- 
trugsrechtsprechung theoretisch streng festgehalten. Aber 
es ist eine Reihe von Urteilen ergangen, die mit jenen 
Prinzipien praktisch kaum mehr vereinbar sind. Das zeigt 
sich, wenn man die neuen mit solchen älteren Entschei- 
dungen vergleicht, die ähnliche Sachverhalte betrafen, 
wie sie den jüngeren Erkenntnissen zugrunde liegen. 

Hinzuweisen ist dabei zunächst auf die Entscheidung 
RGSt. 75, 61!) = DR. 1941, 11471. Sie behandelt den 
Verkauf einer (nicht abhandengekommenen) unterschla- 
genen Sache durch den sich als Eigentümer aufspielenden 
Täter an einen gutgläubigen Erwerber, welcher gemäß 
8932 BGB. Eigentümer wird. Der gleiche Sachverhalt 
hatte dem Urteil RGSt. 49, 16 zugrunde gelegen. Da- 
mals war Betrug verneint worden, obwohl der Käufer 
nach Aufklärung über die wirkliche Lage die Sache dem 
früheren Eigentümer zurückgegeben hatte; Begründung: 
er sei nun einmal Eigentümer geworden und also nicht 
g oir Jetzt wird Betrug bejaht, obwohl der Käufer 
ie anrüchige Sache noch in Besitz hatte. Dabei wird 
freilich zur Begründung zuerst eine wirtschaftliche Er- 
wägung versucht: der Erwerber müsse damit rechnen; 
daß “er sein Eigentum in einem Prozeß zu verteidigen 
haben werde, bestrittenes Eigentum sei aber weniger 
wert als unbestrittenes. Jedoch es wird dann auch er- 
klärt, daß schon der „sittliche Makel“, welcher der einem 
anderen entwendeten Sache anhaftet, einen Schaden im 
Sinne von 8263 darstelle. Diesen Makel hatte die ältere 
Entscheidung ausdrücklich für rechtlich gleichgültig er- 
klärt. Beide Entscheidungen stehen also in deutlichem 
Gegensatz zu einander. 

Ähnlich ist das Verhältnis zwischen RGSt. 50, 316 und 
RGSt. 73, 382 = DR. 1940, 286°. In RGSt. 50, 316 hatte 
der Angeklagte die in einem Heereslieferungsvertrage 
dem Militärfiskus gegenüber übernommene Verpflichtung 
verletzt, aus dem ihm gezahlten Stücklohn einen be- 
stimmten Prozentsatz seinen Arbeitern zukommen zu 
lassen. Im übrigen aber hatte er einwandfreie Waren ge- 
liefert. In RGSt. 73, 382 hatte der Täter seine Zusage 
nicht erfüllt, die von seinem Auftraggeber, einem Reichs- 
ministerium, bestellten Reißzeuge bei einer bestimmten, 
in einem Notstandsgebiet ansässigen Firma N. einzu- 
kaufen; doch waren die statt dessen von ihm gelieferten 
Reißzeuge einer Firma P. denen des Fabrikates N. gleich- 
wertig und überdies sogar billiger. Die ältere Entschei- 
dung verneinte Betrug: der sozialpolitische Zweck, den 
der Militärfiskus mit seiner Lohnvereinbarung  erstrebt 
habe, sei ein rein immaterielles Interesse; seine Ver- 
letzung bedeute keinen Vermögensschaden im Sinne von 
8263. Die neue Entscheidung nimmt Betrug an. Zwar 
hält sie daran fest, daß die von dem Ministerium: ver? 
folgten Wohlfahrtsinteressen keine durch § 263 geschütz- 
ten Vermögensbestandteile seien. Das Ministerium sei 
also nicht geschädigt. Wohl aber die Firma N.; denn 
da der Auftraggeber gerade nur von ihr habe kaufen 


1) Es können im folgenden nur besonders auffällige Beispiele 
aus der Judikatur berücksichtigt werden. Die im Text gegebene 
Aufzählung macht also keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 


wollen, so sei mit einer an Gewißheit grenzenden Wahr- 
scheinlichkeit damit zu rechnen gewesen, daß ihr ein An- 
teil am Gewinn zufließen werde. Die Vereitelung dieser 
Anwartschaft bedeute einen Vermögensschaden. Mit die- 
ser Begründung vermeidet RGSt. 73, 382 nun freilich 
den direkten Widerspruch zu RGSt. 50, 316. Immerhin 
ist die Abweichung von dem früheren Urteil auffällig 
genug. Betrug zum Nachteil der Arbeiter hätte auf Grund 
derselben Erwägungen auch in dem älteren Fall an- 
genommen werden können. Dieser Weg ist damals aus- 
drücklich verschmäht worden. Jetzt wird er beschritten. 
Dadurch entsteht der Eindruck, daß man in Wahrheit 
nach einer Möglichkeit gesucht hat, den besonderen Ver- 
tragszielen des getäuschten Ministeriums auch insoweit 
strafrechtlichen Schutz zu verschaffen, als sie — bei An- 
wendung der üblichen Maßstäbe — nicht wirtschaftlich 
wägbar sind. 

Ähnliche Tendenzen zeigen die Urteile, welche das be- 
trügerische Erschleichen eines Beamtenpostens oder einer 
Arbeitsstelle behandeln. In RGSt. 65, 281 handelte es sich 
um einen Angeklagten, der mit Hilfe unwahrer Zeug- 
nisse und gefälschter Empfehlungen eine Anstellung 
als Beamter erreicht hatte. Das RG. (3. StrSen.) nimmt 
Betrug selbst für den Fall an, daß die Dienstleistungen 
des Täters sachlich den Anforderungen seines Amtes voll 
genügten. Mit der „wirtschaftlichen“ Vermögensauffassung 
ist diese Entscheidung nicht leicht vereinbar. Das RG. 
bemüht sich zwar, mit seiner Begründung im Rahmen 
wirtschaftlicher Gedankengänge zu bleiben. Es erklärt, 
daß der Beamte dem: Staate nicht nur seine Arbeitskraft 
zu überlassen, sondern seine ganze Persönlichkeit hin- 
zugeben habe. Erfülle er die Anforderungen nicht, welche 
arı seine berufliche Vorbildung und an die Lauterkeit 
seines Charakters zu stellen seien, so erhalte der Staat 
für die dem Beamten gewährte Fürsorge überhaupt 
keinen Gegenwert und sei darum geschädigt. Indessen 
kann diese Erwägung nicht wirklich überzeugen. Denn 
das RG. erklärt selber, die Stellung eines Öffentlichen 
Beamten lasse keinen Raum für die Auffassung, „daß 
seine Dienste für eine bestimmte Entschädigung gekauft 
werden“. Daraus folgt, daß ein Wertvergleich nach 
materiellen Maßstäben zwischen dem, was der Beamte 
dem Staate gibt, und dem, was er vom Staate empfängt, 
überhaupt nicht möglich ist. Nimmt der Staat einen zwar 
sachlich ausreichenden, aber menschlich unzulänglichen 
Beamten in Dienst, so wird er also gerade nicht in 
seinen allgemein wirtschaftlichen, wohl aber in den be- 
sonderen Anforderungen enttäuscht, die er darüber hin- 
aus an seine Diener stellt. Straft man in solchem Falle 
wegen Betruges, so werden in Wahrheit diese Interessen 
strafrechtlich geschützt. 

Daß darin eine Abweichung von den sonst befoigten 
Grundsätzen der Rechtsprechung liegt, hat das RG. 
offenbar empfunden. In RGSt. 73, 268 == DR. 1939, 
185915 (ebenfalls 3. Senat) hat es anläßlich eines ähn- 
lichen Falles wieder auf die frühere Linie zurückzuschwen- 
ken versucht. Ein auf Privat "anstvertrag angestellter 
Lastwagenfahrer einer Division hatte es durch die Vor- 
spiegelung, er sei Feldwebel gewesen und besitze das 
Fiserne Kreuz I. Klasse, dahin gebracht, als Fahrer des 
Kommandeurs beschäftigt zu werden. Das RG. verneinte 
Betrug, weil die Dienstleistungen des Fahrers zureichend 
gewesen seien und das Interesse der Division, nur einen 
„charakterfesten, tadellosen Mann‘ in der Vertrauens- 
steliung des Angeklagten zu beschäftigen, bei der An- 
wendung von 8263 außer Betracht bleiben müsse. Die 
in RGSt. 65, 281 entwickelten Grundsätze träfen hier 
nicht zu. Nun ist freilich richtig, daß der vorliegende Fall 
sich von jenem früheren in manchen Beziehungen unter- 
schied. Namentlich darin, daß der Täter als Fahrer des 
Kommandeurs keinen höheren Lohn bezog, als er ihm 
früher gebührte. An der Vermögenslage der Division 
und an seinen eigenen wirtschaftlichen Verhältnissen 
änderte sich also durch den Wechsel der Beschäftigung 
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nichts. Der Beamte dagegen erwarb durch seine An- 
stellung Gehalts- und Versorgungsansprüche, die ihm 
vorher nicht zugestanden hatten. Demgegenüber konnte 
aber eingewendet werden, daß der Täter als ehrlicher 
Lastwagenführer seinen Lohn verdient habe, als un- 
ehrlicher Fahrer des Kommandeurs dagegen diesen Lohn 
nicht mehr wert sei. Darauf erwiderte das RG., daß in 
dem Erschleichen einer Vertrauensstellung eine Ver- 
mögensschädigung des Arbeitgebers nur danu liege, wenn 
„die Bezahlung des Angestellten gerade mit Rücksicht 
auf die Vertrauensstellung besonders hoch festgesetzt 
worden sei“. In dieser Erwägung wurde die Entschei- 
dung des neuen Falles auf die Grundsätze der fak- 
tischen, objektiven Vermögensauffassung zurückgeführt. 
Diese erfuhren damit eine neue Bekräftigung. Aber das 
frühere Urteil wurde dadurch nicht aus der Welt ge- 
schafft. Es trat sogar seine Unvereinbarkeit mit jenen 
Grundsätzen jetzt um so deutlicher hervor. Denn wendet 
man die neue Begründung auf den Fall des Beamten an, 
so muß sie auch dort zur Verneinung des Betruges 
führen. Das Gehalt des Beamten ist mit Rücksicht auf 
sein besonderes Treueverhältnis zum Staat gerade nicht 
besonders hoch, sondern besonders niedrig festgesetzt. 
Einen realen Schaden fügt der Beamte dem Staate also 
nicht zu, wenn er — nur — den an seinen Charakter zu 
stellenden erhöhten Anforderungen nicht genügt. Denn 
für die Erfüllung dieser Anforderungen wird er gar 
nicht bezahlt. Gerade RGSt. 73, 268 = DR. 1939, 185913 
zeigt also, wie weit sich'das RG. in RGSt. 65, 281 von 
den überlieferten Grundsätzen seiner Betrugsrechtspre- 
chung entfernt hatte. 


Neuerdings wird diese Abweichung nun wiederholt. In 
RGSt. 75, 8 = DR. 1941, 1965.handelte es sich um folgen- 
den Fall: Ein Arbeiter leugnete auf Befragen seine Vor- 
strafen ab und erreichte damit seine Einstellung. Man 
beschäftigte ihn mit Aus- und Umladearbeiten bei einem 
Bauunternehmen. Der Bau wurde im Auftrag der Heeres- 
verwaltung ausgeführt und diente unmittelbar Zwecken 
der Krieglührung. Dies konnten die Arbeiter erkennen. 
Die Baufirma mußte deshalb auf unbedingte Zuverlässig- 
keit ihrer Arbeiter achten. Nach einigen Wochen wurden 
die Vorstrafen des Angeklagten bekannt. Er wurde 
daraufhin sofort entlassen. Das RG. nimmt Betrug an, 
und zwar ausdrücklich auch unter der Voraussetzung, 
daß die Arbeit des Täters sachlich nicht zu beanstanden 
war. Den Vermögensschaden begründet es mit der Er- 
wägung, daß die getäuschte Firma die Dienstleistungen 
des Täters für die in Betracht kommenden Bauvorhaben 
gar nicht in Anspruch nehmen durfte. Sie habe also 
für ihre Verpflichtung zur Lohnzahlung Ansprüche auf 
Arbeitsleistungen erworben, die „wenn nicht überhaupt 
wertlos, so doch wertmäßig zum mindesten kein voller 
Ausgleich für die übernommene Belastung“ waren. Wie- 
derum wird also zwar der Versuch gemacht, zwischen 
Leistung und Gegenleistung eine objektive Wertbeziehung 
herzustellen. Aber wiederum kann dieser Versuch kaum 
ernst gemeint sein. Denn daß der Angeklagte etwa mit 
Rücksicht auf seine Vertrauensstellung besonders hohen 
Lohn bezogen habe, wird nicht festgestellt. Es ist auch 
nach Lage des Falles ausgeschlossen. Im übrigen aber 
war der Arbeiter nicht einmal verpflichtet, der Arbeit- 
geberin seine „ganze Persönlichkeit hinzugeben“. In 
Wahrheit schützt die Verurteilung wegen Betruges also 
auch hier ganz andere Interessen, als sie sonst für allein 
schutzwürdig erklärt werden. 


Das letzte in der Reihe neuartiger Urteile ist einst- 
weilen die unten S. 1145 ff. abgedruckte Entscheidung des 
3. StrSen. v. 29, Jan. 1942. Sie ist besonders interessant, 
denn sie tritt in Gegensatz zu der berühmten RGSt. 
16, 1ff., welche die Grundlage der ganzen Betrugsrecht- 
sprechung bildet. Dem ersten Anschein nach ist dieser 
Gegengatz freilich nicht besonders groß. Beide Erkennt- 
nisse behandeln den Fall, daß der Täter seine Opfer zum 
Abschluß ‚von Lebensversicherungsverträgen veranlaßt, 
die sie nicht oder doch nicht so eingegangen wären, 
wenn der „Betrüger“ sie nicht getäuscht hätte. Hier 
wie dort wird nicht schon in der Aufnötigung des Ver- 
trages als solcher ohne weiteres ein Vermögensschaden 
erblickt. Das neue wie das alte Urteil stellen vielmehr 
darauf ab, welchen wirtschaftlichen Einfluß der Vertrag 


auf die gesamte Vermögenslage der Getäuschten hat. Sie 
scheinen also zunächst durchaus übereinzustimmen. Aber 
bei näherem Zusehen zeigt sich ein bedeutungsvoller 
Unterschied. Der Plenarbeschluß erklärt grundsätzlich, 
es könne eine Vermögensbeschädigung nicht schon darin 
gefunden werden, daB der Getäuschte durch den in ihm 
erregten Irrtum zu irgendeiner vermögensrechtlichen Ver- 
fügung bestimmt worden ist (S.4). Die neue Entschei- 
dung läßt dahingestellt, ob in einem „irreführen- 
den ‚Aufreden‘ einer zwar an sich wertvollen, aber dem 
Betroffenen unerwünschten Leistung für diesen stets 
eine Vermögensschädigung enthalten ist“. Das ist — 
mindestens — eine Akzentverschiebung, die nicht über- 
hört werden darf. Und weiter: der Plenarbeschluß führt 
seine These dahin aus, daß es zwar rechtswidrig, aber 
noch nicht strafrechtswidrig sei, einen anderen durch 
Irrtumserregung „zu irgendeiner Disposition zu be- 
stimmen“. Damit wird der Eingriff in die vermögens- 
rechtliche „Dispositionsfreiheit‘“ von der Straidrohung 
des 8263 mit Vorbedacht ausgenommen (ebenso RGSt. 
28, 310). Die neue Entscheidung dagegen erklärt, daß 
die Beeinträchtigung der Möglichkeit, über zukünftiges 
Einkommen nach eigenem Willen und nach eigenen Be- 
dürfnissen zu verfügen, unter Umständen für sich allein 
zu der Annahme eines Vermögensschadens berechtige. 
In dieser Bemerkung wird die Abkehr von dem früheren 
Standpunkt deutlich. 


Soweit die neuen Entscheidungen. Es ist nun zu prü- 
fen, welche grundsätzliche Bedeutung ihnen zukommt. 

Sie legen zunächst die Frage nahe, ob nicht auf 
das Erfordernis eines Vermögensschadens 
beim Betrug überhaupt verzichtet werden 
sollte, ob nicht — wie im bürgerlichen Recht, § 123 
BGB. — vollendeter Betrug immer schon da angenommen 
werden muß, wo eine Willensbeugung durch Täuschung 
stattgefunden hat2). Aber diese Frage ist uneingeschränkt 
zu verneinen. Vom Standpunkt des geltenden Rechts 
aus ist das selbstverständlich. § 263 setzt nun einmal den 
Eintritt eines Vermögensschadens voraus. Auch $2 gibt 
nicht die Möglichkeit, davon im einzelnen Fall abzusehen. 
Der Grundgedanke der Betrugsstrafe ist gerade, daß sie 
nur den treffen soll, der durch Täuschung das Ver- 
mögen eines anderen beeinträchtigt hat. Von der damit 
bestimmten Bindung befreit auch § 2 nicht. Denn die ent- 
sprechende Anwendung des Gesetzes kann „niemals dazu 
führen, diesen Grundgedanken selbst zu verändern‘ (so 
RGSt. 73, 268 — DR. 1939, 185915 gerade für das Merk- 
ma „Vermögensschaden“). So gibt es de lege lata keine 
Möglichkeit, Täuschungshandlungen ohne Schadenswir- 
kung als Betrug zu strafen. Es könnte darum höchstens 
erwogen werden, ob nicht im kommenden Stratrecht 
das Merkmal des Vermögensschadens aufzugeben wäre. 
Auch solch ein Gedanke muß abgelehnt werden. Eine 
derartige Gesetzesänderung würde dazu führen, daß das 
Wesen des Betruges allein noch in der Verletzung der 
Wahrheit bestünde. Damit wäre eine Rechtslage wieder 
hergestellt, wie sie — ungefähr — im gemeinen Recht 
bestand. Diesen Rückschritt zu tun, kann nicht die Auf- 
gabe der Strafrechtsreform sein. Nicht als ob eine ge- 
meinrechtliche Satzung schon als solche verfehlt sein 
müßte. Aber im Falle des ‘Betruges besteht kein Anlaß 
zu einem Rückgriff auf die Vergangenheit. Es gibt kein 
allgemeines „Recht auf Wahrheit“, das durch eine Be- 
trugsstrafe geschützt werden müßte’). Es besteht nicht 
einmal ein praktisches Bedürfnis, den einzelnen vor dem 
Belogenwerden als solchem zu bewahren). Die Lüge ist 
immer sittlich verwerflich. Aber rechtswidrig ist sie nur 
dann, wenn eine gesetzliche Pflicht zur Wahrhaftigkeit 
bestand (wie sie z.B. dem Zeugen im Prozeß, dem 
Soldaten und dem Beamten seinem Vorgesetzten gegen- 
über obliegt), oder wenn die Lüge eine über die Ver- 
letzung der Wahrheit hinausgehende Schadenswirkung 
ehabt hat. Die damit bestimmten Grenzen der Lügen- 
bestrafung folgen aus der Natur der Sache und ge- 
statten eine Erweiterung nicht. Wollte man die Lüge 
schlechthin und als solche bestrafen, so würde man eine 


2) Vgl. statt anderer die Anregung von Becker in DR.1937,292. 
3) Vgl. RGSt. 74. 167 = AkadZ. 1940, 254. 
4) Gallas: AkadZ. 1940, 246 f. (Besprechung der in Anm, 3 
zitierten Entscheidung). 
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ethische Maxime mit einem Rechtssatz identifizieren. Da- 
bei würde das rechtliche Gebot maßlos überschärft, das 
sittliche Prinzip aber erstickt werden. Dies darf nicht 
angestrebt werden. Darum kommt es auch de lege 
ferenda nicht in Betracht, das Merkmal des Vermögens- 
schadens aus dem Betrugstatbestand zu streichen. Viel- 
mehr ist die Aufgabe allein, den Vermögens- und Scha- 
densbegrift so zu bestimmen, daß‘er auch Fälle wie die 
oben beschriebenen erreicht. Für die vorliegende Be- 
trachtung bleibt also nur zu untersuchen, welche Fort- 
schritte die angeführten Entscheidungen in dieser Rich- 
tung tun. 

Hierfür muß zunächst näher geprüft werden, worin 
eigentlich die Eigentümlichkeit jener Abweichung von der 
üblichen Vermögensauffassung besteht, die bei ihnen 
allen festzustellen ist. Sämtliche Urteile streben danach, 
die überlieferten Grundsätze der wirtschaftlich-objektiven 
Schadensbestimmung wenigstens äußerlich festzuhalten. 
Gleichwohl entfernen sie sich in Ergebnis und Begrün- 
dung deutlich von ihnen. Was ist das Wesen dieser 
Wendung? An welcher Stelle der herrschenden Theorie 
setzt sie ein? 

‚Die Antwort auf diese Frage setzt eine kurze Be- 
sinnung auf den näheren Inhalt des wirtschaftlich-objek- 


tiven Vermögensbegriff voraus. Das’ RG. entwickelt ihn- 


bekanntlich — im RGSt. 16, 1 — mit folgendem Ge- 
dankengang: „Vermögen“ im rechtlichen Sinne sei die 
Gesamtheit der vermögensrechtlichen Beziehungen einer 
Person, sowohl der aktiven als der passiven, als ein 
Ganzes gedacht. (In RGSt. 44, 230 heißt es später noch 
deutlicher und einfacher: Vermögen sei die Summe der 
geldwerten Güter einer Person.) Aus dem so bestimmten 
Begriff des Vermögens ergibt sich von selbst der Begriff 
des Vermögensschadens: er muß, wenn „Vermögen“ das 
Ganze aus Aktiven und Passiven ist, in einer Minderung 
des Werts dieses Ganzen bestehen. Solche Wertminde- 
rungen sind jedoch — jedenfalls in Zeiten der Geldwirt- 
schaft — ausdrückbar nur in Geld. Also ist der Ver- 
mögensschaden zu definieren als die dem Getäuschten 
nachteilige Differenz zwischen dem Geldwert, „den sein 
Vermögen nach und infolge der durch die Täuschung 
hervorgerufenen Verfügung tatsächlich hatte, und dem- 
jenigen Geldwerte, den es gehabt hätte, wenn die Täu- 
schungshandlung nicht vorgekommen wäre“, 

Aus dieser Schadensdefinition folgt nun aber weiter, 
daß die Feststellung des Schadens nur nach objektiver 
Methode vorgenommen werden darf. Ist der Schaden 
eine „real vorhandene‘ Geldwertdifferenz, so kann er 
„nicht einer bloßen Meinung oder lediglich subjektiven 
Schätzung des Getäuschten“ sein Dasein verdanken. Er 
muß hach objektiven Normen geprüft und nachgewiesen 
werden, d. h.: er muß auch vom Standpunkt eines Außen- 
stehenden aus als Schaden erscheinen. 


, Der dabei anzuwendende Maßstab muß allerdings ein 
individueller sein. Das bedeutet: die Schadensfrage 
ist nach den persönlichen Verhältnissen des jeweils Ge- 
täuschten zu beantworten. Denn gleichen Wert für alle 
hat lediglich das Geld „als allgemeiner Wertmesser“ 
(RGSt. 49, 21). Alle übrigen Gegenstände „haben objek- 
tiven Werf nur, insofern als sie in Geld umgesetzt ge- 
dacht werden“ (RGSt. 16, 8). Der Schadensprüfung aber 
darf eine solche gedachte Umsetzung nicht ohne wei- 
teres zugrunde gelegt werden, es sei denn, daß eine 
Sache nur zu dem Zweck erworben wurde, sie in Geld 
umzusetzen. In diesem Falle stimmt der individuelle mit 
dem generellen Wert überein. Sonst aber sind für den 
individuellen Wert die besonderen Vertragszwecke des 
Getäuschten und seine persönlichen Verhältnisse maß- 
gebend. Entscheidend ist also nicht der Wert, den die 
Sache überhaupt hat, sondern der, dem sie für den Ge- 
täuschten besitzt. Es darf „der persönliche Einschlag bei 
der Schadentfeststellung nicht unbeachtet bleiben“ (RGSt. 
68, 212 = JW. 1934, 285116). 

Zu einer Konzession an die subjektive Willkür des Ge- 
täuschten darf freilich diese Rücksicht auf seine persön- 
lichen Verhältnisse wiederum, nicht führen. Die be- 
sonderen Zwecke, welche er verfolgt, kommen deshalb 
nur da in Betracht, wo sie ihrerseits einer wirtschaftlichen 
Wertung zugänglich sind. Immaterielle Interessen sind 
also überhaupt auszuscheiden, und auch materielle Inter- 


essen soweit, als die Höhe des Interesses durch außer- 
wirtschaftliche Motive bestimmt wird: der bloße Affek- 
tionswert kann keine Berücksichtigung finden. 

Das ist der wesentliche Inhalt der reichsgerichtlichen 
Theorie. Für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung 
kann es bei diesem Überblick sein Bewenden haben. Aut 
ihre Begründung und auf Nebenfragen und Folgerungen 
(Unterschied zwischen Eingehungs- und Erfüllungsbetrug ; 
Betrug bei unsittlichen Rechtsgeschäften, Schadensaus- 
gleich usw.) braucht hier nicht eingegangen zu werden. 
Es ist lediglich auf den kritischen Punkt in den Gedanken- 
gängen des RG. kurz hinzuweisen. 

Er liegt bekanntlich in der Forderung einer zwar ob- 
jektiven, aber gleichwohl individuellen Schadensberech- 
nung. Gegen sie kann eingewendet werden, daß sie in 
sich widerspruchsvoll sei. Denn zweifellos hat das Prinzip 
der Individualisierung eine Tendenz zur Subjektivierung. 
Die individuellen Belange sind eben ihrer Natur nach 
notwendig subjektive. Zwar sucht das RG. zwischen rein 


“ subjektiven und solchen individuellen Interessen zu unter- 


scheiden, die sich auch einem objektiven Maßstab noch 
fügen. Theoretisch ist diese Unterscheidung auch sicher- 
lich möglich. Aber praktisch ist es nicht leicht, die damit 
bestimmte Grenze einzuhalten. Jede Abweichung von ihr 
bringt jedoch das Dogma des objektiven Schadensbegriffs 
in Gefahr. 

Damit ist der Gesichtspunkt gewonnen, unter dem die 
oben angeführten Entscheidungen zu werten sind. Sie 
alle stimmen trotz zahlreicher Verschiedenheiten im ein- 
zelnen darin überein, daß sie bei der Feststellung des 
Schadens jene Grenze der Individualisierung überschrei- 
ten, welche festgehalten werden muß, wenn der indivi- 
duelle Schaden noch als ein objektiver erscheinen soll. 
Im Falle des Verkaufs einer unterschlagenen Sache soll 
der „sittliche Makel“ des Gegenstandes den Schaden be- 
gründen — damit wird eine Wertung für maßgeblich er- 
klärt, die man früher in den Bereich reiner Affektion 
verwiesen haben würde. In dem Fall der vereitelten wohl- 
fahrtspolitischen Zwecke wird der Sache nach ein im- 
materielles Interesse geschützt. Als solches ist es in der 
älteren Rechtsprechung ausdrücklich bezeichnet und da- 
mals für unmaßgeblich erklärt worden. Ebenso liegt es 
in den Fällen der Postenerschleichung; denn das Interesse 
an der persönlichen Lauterkeit des Anzustellenden ist 
immaterieller Natur. Und in dem Versicherungsfall end- 
lich wird der Schaden in der Beeinträchtigung der Dis- 
positionsfreiheit erblickt, welche früher den Schutz des 
$ 263 nicht genoß. Sämtliche Urteile also beziehen gerade 
solche Werte in den Vermögensbegriff ein, welche bisher 
als nicht dazugehörig angesehen wurden. 


Die Grundlage für diese Wendung aber bildet eine 
Subjektivierung des Schadensbegriffs. Sie ist 
für jede der drei neuen Wertungen die Voraussetzung. 
Affektionswert, immaterielles Interesse und Dispositions- 
freiheit sind ihrer Natur nach selbst einer eingeschränk- 
ten objektiven Wertung nicht mehr zugänglich. Zwar 
mag ein allgemeines — und insofern objektives — In- 
teresse daran bestehen, auch diese Güter strafrechtlich 
zu schützen. Doch ob im einzelnen Fall ein solcher Wert 
gegeben ist, hängt ausschließlich davon ab, ob ein Be- 
troffener Anspruch auf ihn erhebt. Jene drei „Interessen“ 
sind also „Vermögen“ nur insofern, als sie für den 
Getäuschten vermögenswerte Bedeutung haben. Wer 
ihnen im Strafrecht Anerkennung verschafft, geht damit 
zum Subjektivismus über. In der Tat haben die Vertreter 
der subjektiven Theorie auch stets angenommen, daß sie 
durch § 263 geschützt seien>). 


Mit dieser Feststellung hat die vorliegende Unter- 
suchung das beschränkte Ziel, welches sie sich setzte, er- 
reicht. Auf die Dauer freilich wird sich’die kritische Be- 
trachtung damit nicht begnügen dürfen. Sie wird viel- 
mehr fragen müssen, ob mit der eingeleiteten Wandlung 
der Rechtsprechung nicht die Grundlagen der bisherigen 
Betrugstheorie überhaupt angetastet werden. Der Anlaß 
zu dieser Frage liegt auf der Hand. Der objektive Scha- 
den tritt bisher nur im Gefolge der wirtschaftlichen Ver- 
mögenstheorie auf. Die subjektive» Schadensauffassung‘ 

5) Vgl. Binding, Lehrbuch I S. 354#f. über den „idealen“ 
Schaden, S.360 über Fälle des Dispositionsinteresses, 
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erscheint ebenso der juristischen Vermögenstheorie zu- 
geordnet. Ist dieser Zusammenhang notwendig, so sind 
subjektive Wertungen vom Standpunkt der wirtschaft- 
lichen Betrachtungsweise aus nicht möglich. Daraus folgt, 
daß, wer solche Wertungen vornimmt, jenen Standpunkt 
bereits verlassen hat, daß er in dem Bannkreis des juristi- 
schen Vermögensbegriffs getreten ist. Es wird also zu 
prüfen sein, ob in den oben angeführten Entscheidungen 
dieser Schritt wirklich getan ist. 

Der Frage könnte ausgewichen werden, wenn sich 
sagen ließe, daß jene Entscheidungen im Ergebnis falsch 
seien, daß in allen Fällen Betrug richtigerweise verneint 
worden wäre, daß die dem Subjektivismus gemachten 
Zugeständnisse überflüssig gewesen seien. Das läßt sich 
aber nicht behaupten. Denn daß die Verurteilung wegen 
Betruges jedesmal dem Rechtsgefühl entsprach, wird 
kaum bestritten werden. Auch daran: ist nicht zu zweifeln, 
daß $263 in allen derartigen Fällen nur mit Hilfe sub- 
jektiver Begründungen angewendet werden kann. So ist 
die Frage nach den grundsätzlichen Folgerungen, die 
sich aus den neuen Urteilen ergeben, in der Tat unver- 
meidlich. 

Die Antwort hängt ab von der richtigen Bestimmung 
des Verhältnisses, in dem wirtschaftliche und objektive 
Vermögenstheorie einerseits, „juristische“ und subjek- 
tive Vermögenstheorie andererseits zueinander stehen. 
Diese Bestimmung vorzunehmen, ist im Rahmen der vor- 
liegenden Betrachtung freilich nicht mehr möglich. Da- 
für sind die angeschnittenen Fragen zu weitreichend. Hier 
kann nur noch die Richtung angedeutet werden, in der 
die Lösung vielleicht zu suchen ist. 

Es scheint allerdings, daß die wirtschaftiiche Ver- 
mögenstheorie notwendig objektive Wertungen verlangt, 
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die rechtliche dagegen subjektive Schätzungen nötig 
macht. Denn in der Idee des wirtschaftlichen Wertes ist 
die Vorstellung eines generellen, gegenständlichen Mah- 
stabes enthalten. Wirtschaften ist ein Handeln unter 
mehreren und an Dingen, die für alle wenigstens 
grundsätzlich gleichen Wert haben aber doch für 
eine Mehrheit gleichen Wert haben können. Umgekehrt 
setzt der Begriff des rechtlichen Schadens die Schadens- 
empfindung des Betroffenen voraus. Denn da jeder 
Rechtsverkehr in einem dauernden Wechsel von' Rechts- 
erwerb und -verlust besteht, kann ein rechtlicher Schaden 
nur da (freilich nicht überall da) angenommen werden, 
wo der einzelne einen Verlust als ungerechtfertigt emp- 
pange Sonst wäre jede Veräußerung ein Vermögens- 
schaden. 


Mit diesen Feststellungen ist das Problem natürlich 
noch nicht gelöst. Insbesondere geben sie noch keine ge- 
nügende Grundlage zu einer Entscheidung für oder gegen 
eine der beiden Theorien. Dazu ist eine umfassende, 
nicht auf die oben behandelten Fälle beschränkte Über- 
prüfung der praktischen Folgerungen nötig, zu denen 
die beiden gegensätzlichen Vermögensauffassungen füh- 
ren$). Besonders ‚aber bedarf es einer Erörterung der 
rechtspolitischen Anschauungen, auf denen sie beruhen. 
Diese Erörterung muß aber einer späteren Untersuchung 
vorbehalten bleiben. 


6) Dabei ist zu beachten, daß das RG. neuerdings auch einige 
praktische Konsequenzen der juristischen Vermögenstheorie an- 
zuerkennen geneigt scheint: es hat in mehreren Fällen einem zu- 
gleich mit dem Vermögensschaden entstandenen Gewinn die aus- 
gleichende RUN versagt; vgl. dazu RG.: DR. 1941, 349 if. und 
2663 ff. mit Anmerkungen des Verf. 


Der Geltungsbereich der Teilstrafrechte im Deutschen Reich 


(Sog. interlokales Strafrecht) 
Von Dr. habil. Horst Schröder, Dozent in Münster i. W., z. Z. in Graz 


Die Probleme des Geltungsbereiches von Teilrechten 
innerhalb eines Staatsgebietes (sog. interlokales Recht) 
haben seit der Wiedereingliederung der Ostmark und an- 
derer früher fremdstaatlicher Gebiete auch für das deut- 
sche Recht wieder erhöhte Bedeutung erlangt. Daher hat 
die Wissenschaft sowohl im Privat- wie im Strafrecht 
die Fragen interlokaler Rechtsgeltung erneut zur Dis- 
kussion gestellt1), wobei die Ergebnisse früherer Ar- 
beiten, die das Verhältnis zwischen Reichs- und Landes- 
strafrecht betrafen, wegen der veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnisse nur sehr bedingt als Arbeitsgrundlage 
dienen konnten. Dabei ist zwar keine einmütige Meinung 
über die vielfältigen Fragen dieses Rechtsgebietes erzielt 
worden, jedoch sind heute die Fronten im wesentlichen 
geklärt, wenn auch manche Frage noch eingehenderer 
Untersuchung bedarf, als es bisher geschehen ist. 

Die Frage ist für das interlokale Strafrecht 
leicht gestellt: Welchen Anwendungsbereich besitzen die 
im großdeutschen Raum nebeneinander geltenden Teil- 
rechte in persönlicher und räumlicher Beziehung? Eine 
ähnliche Fragestellung also, wie wir sie aus dem: inter- 
nationalen Strafrecht kennen, nur hier übertragen auf den 
innerstaatlichen Bereich. Gerade darum aber würde es 
unrichtig sein, die Grundsätze des internationalen Straf- 
rechts ohne weiteres auf das interlokale zu übertragen?). 
Denn Aufgabe des internationalen Strafrechts ist die Ab- 
grenzung des Bereiches deutscher Normen gegenüber an- 


1) Für das interlokale Strafrecht vgl.: Freisler: DJ. 1940, 
1281 ff; Jung: DJ. 1941, 598 ff; Kümmerlein: DStR. 1938, 
280 ff.; M ezger: DR, 1940, 1526 ff.; Middel: DR. 1940, 1498 f.; 
Sattel a ONA a Schäfer: DJ. 1940, 891 ff., 1181 ti 

, 5 „s Schönke infü 5 
v. Weber: DSER. 1940, 182 = Komm. z. StGB., Einführung H; 

Für das interlokale Privatrecht siehe u.a.: Bley: KonkTrW. 
1941, 18 ff.; Beitzke: Akadz. 1938, 368 ff.; 1940, 46; 1940, 299 f.; 
1940, 353; DR. 1940, 1539 ff.; Satter: ZVgIRWiss. 54, 17 ff.; 
Wenger: DRWiss. 1940, 168ff.; AkadZ. 1940, 354. 

2) Satter: DRWiss. 1941, 247; Schäfer: DJ. 1940, 1182; DStR. 
1940, 193; Schönke a.a.0. 1,1; v. Weber a.a.0. S. 185. 


deren fremdstaatlichen und fremdvölkischen Rechtsord- 
nungen, wobei das völkerrechtliche Verhältnis des Rei- 
ches zu diesen Staaten Berücksichtigung zu finden hat. 
Im Einheitsstaat dagegen besteht zwischen den Teil- 
rechtsgebieten nicht einmal ein staatsrechtliches Verhält- 
nis, eine Tatsache, der bei der Entscheidung Rechnung 
zu tragen ist. Eine völkische Verschiedenheit der einzel- 
nen Teilrechte fehlt?). 


Bei der Untersuchung stand und steht im Mittelpunkt 
des Interesses das Verhältnis zwischen dem Altreichsrecht 
und dem Recht der Ostmark. Die ähnliche Problematik 
für das Recht der übrigen eingegliederten Gebiete 
(Sudetengau, Memelland, Danzig, eingegliederte Ostge- 
biete, Eupen-Malmedy-Moresnet) hat demgegenüber nur 
geringe Bedeutung, weil die Weitergeltung der dort vor- 
handenen Teilrechte entweder von vornherein zeitlich eng 
begrenzt wurde und heute bereits nicht mehr besteht 4), 
oder aber durch die Einführung der wesentlichen reichs- 
rechtlichen Vorschriften auf den Bereich einiger straf- 
rechtlicher Nebengesetze beschränkt worden ist5). Wo 
hier noch Fragen vorhanden sind, muß ihre Entscheidung 
unter entsprechender Anwendung der für das Verhältnis 
Altreichsrecht—Ostmarkrecht zu entwickelnden Grund- 


3) Freisler: DJ. 1940, 1284. $ 


4) Das gilt für Danzig (§4 des RGes. v. 1. Sept. 1939 [RGBI. I, 
1547]), Memelland (§4 des RGes. v. 23. März 1939 [RGB]. I, 559]) 
und Eupen-Malmedy-Moresnet (§ 3 des Führererlasses v.23. Mai 
1940 [RGBI. I, 803]). 

5) So im Sudetengau (vgl. Art.I $1 der VO. v.16. Jan. 1930) 
und in den eingegliederten Östgebieten (Art. I &1 der VO. v. 6. Juni 
1940). In den eingegliederten Ostgebieten gilt seit der VO. v. 4. Dez. 
1941 ferner ein modifiziertes Strafrecht für Polen und Juden, 
das allerdings nur persönlich auf diese Personen beschränkt ist. 
Räumlich dagegen erstreckt sich sein Anwendungsbereich nach 
XIV Abs.1 über die eingegliederten Ostgebiete hinaus auch auf 
Taten im übrigen Reichsgebiet. Der Geltungsbereich der VO. ist 
damit durch ausdrückliche Anordnung des Gesetzgebers festgelegt. 
Vgl. dazu Freisler, „Das Polenstrafrecht“: DJ. 1942, 25 ft. 
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sätze erfolgen®). Anders steht es mit dem Strafrecht im 
Protektorat Böhmen und Mähren und im Generalgouverne- 
ment. Hier gelten in einem Gebiet, das zum Großdeut- 
schen Reich gehört, wenn auch in einem anderen Sinne 
als das übrige Reichsgebiet, mehrere Strafrechte neben- 
einander, teils territorial, teils persönlich in ihrer An- 
wendung beschränkt, und zwar Reichsrecht und Pro- 
tektoratsrecht bzw. polnisches Recht sowie Reichsspezial- 
recht für diese Gebiete (z.B. Rechtsvorschriften des 
Reichsprotektors). Die sich aus dieser Tatsache ergeben- 
den Fragen, deren Entscheidung sich übrigens im wesent- 
lichen aus der Fassung und dem Sinn des Gesetzes selbst 
ergibt‘), sind zwar denen des interlokalen Strafrechtes 
ähnlich, aber nicht gleich.. Denn es fehlt hier an einem 
Nebeneinander zweier völkisch-nationaler Rechtsordnun- 
gen. Das Verhältnis dieser Rechte zum Reichsrecht bedarf 
daher einer besonderen Untersuchung®), für die hier nicht 
der Raum ist. Hier soll lediglich der Versuch unternom- 
men werden, das Verhältnis zwischen dem Altreichsstraf- 
recht und dem Strafrecht der Ostmark zu klären und 
ihren Geltungsbereich nach Tat und Täter festzulegen. 
Die Ergebnisse der Untersuchung sind — mit gewissen 
Vorbehalten?) — auf das Verhältnis des Altreichs- und 
Ostmarkrechtes zu den übrigen Teilrechtsordnungen ent- 
sprechend zu übertragen. 

Dabei sind verschiedene Fälle zu unterscheiden. Einmal 
ist die rechtliche Beurteilung innerdeutscherStraf- 
taten von deutschen Staatsangehörigen zu 
untersuchen, sodann die Frage der Auslandstaten 
von Reichsbürgern zu klären und endlich sind die 
Fälle zu entscheiden, in denen Ausländer, entweder 
im deutschen Reichsgebiet oder im Ausland, 
strafbare Handlungen begehen. 


j 


Es ist daher zunächst die Frage, welcher rechtlichen 
Beurteilung der Altreichsdeutsche Hann wenn 
er im Gebiete der Ostmark eine strafbare Handlung 
begeht, der des Altreichs als seiner Heimat oder der der 
Ostmark als seines, Tatortes. Und umgekehrt: Welche 
Rechtssätze gelten für Taten des Ostmärkers im 
Altreichsgebiet? 

Zunächst kann als feststehend gelten10), daß die Ab- 
grenzungsmaßstäbe des internationalen Strafrechts in der 
Fassung der VO. v. 6. Mai 1940, obwohl sie für beide 
Teilrechte gelten, direkt auf diese Fälle keine Anwendung 
finden können; denn sie betreffen das Verhältnis deut- 
schen Rechtes zu fremdvölkischen Rechts- und Sitten- 
ordnungen, während hier zwei deutsche und in ihrer 
volklichen Wertung gleichzusetzende Normenbereiche mit- 
einander konkurrieren. Gesetzliche Anhaltspunkte für die 
Entscheidung der Probleme des interlokalen Strafrechts 
fehlen daher. Die Lösung muß von der Wissenschaft und 
Rechtsprechung nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen in 
Übereinstimmung mit dem Prinzipien des neuen staats- 
ie: und strafrechtlichen Denkens gefunden wer- 

en. 


Für die Herstellung einer Beziehung zwischen der Tat 
©) Dabei sind wir uns darüber im klaren, daß die Argumente 
für das Verhältnis von Altreichs- und Ostmarkrecht auf das Ver- 
hältnis zu diesen Rechtsordnungen nicht immer passen, da keine 
nationale Wertgleichheit zwischen ihnen besteht. Freisler (DJ. 
1940, 1282) hat daraus den Schluß gezogen, daß beide Fragen 
unabhängig voneinander zu entscheiden seien. Jedoch sollte ge- 
rade hier versucht werden, eine möglichst große Übereinstimmung 
der Abgrenzungsmaßstäbe zu erzielen. Trotzdem ist eine völlige 
Gleichheit der Entscheidung unmöglich. Zwar erhält gegenüber 
den Resten fremdvölkischer Gesetze das Personalitätsprinzip für 
Altreichs- und Ostmarkdeutsche in diesen Gebieten erhöhtes Ge- 
wicht, jedoch gelten dessen Argumente für jene Teilrechte gerade 
nicht, so daß es gerechtfertigt erscheint, für die Reste polnischen 
und tschechischen Rechtes eine territoriale Begrenzung auf die 
eingegliederten Gebiete selbst zu vertreten. F 

1) Vgl. etwa für das Protektorat die 886,9 der VO. v. 14. Apri 
1939, aus denen sich für deutsche Staatsangehörige im Protek- 
torat das Territorialprinzip ergibt. 

8) Übereinstimmend Freisler: DJ. 1940, 1282. Über das Ver- 
hältnis des Protektoratsrechtes zum Reichsrecht vel. Schin- 
nerer: DStR.1941, 114 ff. und Lorenz-Schinnerer, „Das 
deutsche Strafrecht im Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren“, 1940. 

9) Siehe Anm. 6. p 

10) Vgl. die in Anm. 3 Zitierten. 
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und einem der Teilrechte wären nun drei Anknüp- 
fungspunkte denkbar: Entweder es entscheidet die 
lex fori. Das Gericht, dem die Entscheidung nach ver- 
fahrensrechtlichen Grundsätzen zukommt, wendet das in 
seinem Gebiet geltende Recht an, ohne Rücksicht darauf, 
wo und von wem die Tat begangen worden ist. Damit 
würde im Falle der Konkurrenz mehrerer Gerichtsstände 
Prävention entscheiden ($12 RStPO., 8851, 56 ÖStPO.). 
Oder aber es gilt das Recht des Tatortes, d.h. inso- 
weit das alte Territorialitätsprinzip. Sowohl das altreichs- 
deutsche wie das ostmärkische Gericht würden danach 
u. U. nach dem Recht des anderen Reichsteiles, in dem 
die Tat begangen wurde, zu urteilen haben. Endlich 
könnte die Staats- oder Stammeszugehörig- 
keit des Täters oder sonst ein Kriterium persönlicher 
Rechtsbindung — z. B. hergestellt durch den Wohnsitz —- 
ausschlaggebend sein. 

1. Der Grundsatz der lex fori kann heute im wesent- 
lichen als abgelehnt betrachtet werden). Er würde be- 
deuten, daß das Gericht, das nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnungen zur Aburteilung berufen ist, das in 
seinem Bereich geltende Recht anwendet, gleichgültig, 
ob die Tat in seinem Gebiet oder im Raum einer anderen 
Rechtsordnung begangen wurde und ob der Täter an das 
zur Anwendung kommende Recht en gebunden 
ist oder nicht. Negativ ausgedrückt: Die Berücksichtigung 
des Tatort- oder des Heimatrechtes ist ausgeschlossen, 
soweit es sich nicht mit der lex fori deckt. Unter meh- 
reren konkurrierenden Gerichtsständen entscheidet Prä- 
vention und damit der Zufall, günstigstenfalls eine Zweck- 
mäßigkeitserwägung der Staatsanwaltschaft, die in der 
Anklageerhebung vor einem bestimmten der zuständigen 
Gerichte zum Ausdruck kommt. Zwar ist das zuständige 
Forum meist das des Tatortes oder das des Wohnsitzes 
(887, 8 RStPO., 8351, 52 ÖStPO.), die Ergebnisse decken 
sich daher mit denen der übrigen Möglichkeiten. Aber ob 
das eine oder andere ‚der Fall ist, steht nicht von vorn- 
herein fest, sondern bleibt dem Zufall oder der Entschei- 
dung der Staatsanwaltschaft überlassen. ) 

Das Prinzip der lex fori hat ohne Zweifel erhebliche 
praktische Vorteile für sich. Einmal lassen sich damit 
alle problematischen Fälle des interlokalen Strafrechts 
einheitlich entscheiden, gleichgültig, ob es sich um In- 
oder Auslandstaten, um Deutsche oder Ausländer, han- 
delt, während die Entscheidung, wie noch zu zeigen sein 
wird12), für die anderen Prinzipien ‚erheblich komplizier- 
ter ist. Ferner bleibt dem entscheidenden Gericht die 
— zuweilen nicht leichte — Berücksichtigung und, An- 
wendung ihm nicht geläufiger Teilrechte erspart, ein in 
der Praxis nicht zu unterschätzender Vorteil. 

Trotzdem hat sich der überwiegende Teil der Wissen- 
schaft im Anschluß an das RG. mit Recht gegen das 
Prinzip der lex fori entschieden. Lediglich 
Satteris) vertritt es, ohne jedoch mehr als praktische 
Gesichtspunkte, deren Bedeutung gerade in dieser Frage 
gewiß nicht unterschätzt werden soll, dafür geltend 
machen zu können. Denn gegen die lex fori spricht, wie 
es zuerst das RG.!t) überzeugend dargelegt hat, daß es 
in einem Einheitsstaat ein untragbarer Zustand sein 
würde, wenn die Beurteilung einer Straftat nach Art und 
Schwere von der Anrufung eines bestimmten Gerichtes 
abhängig wäre und damit ihr materieller Wert nicht von 
vornherein feststünde, sondern der Zufall darüber ent- 
scheiden könnte, ob und wie eine Tat bestraft wird. Geht 
man davon aus, daß das Strafgesetz sich nicht allein an 
den Richter wendet, sondern auch einen Befehl an den 
einzelnen Volksgenossen enthält, so nruß dieser Befehl 
präzise und schon im Augenblick der Tat generell be- 
stimmbar sein. Die Beurteilung der Tat darf nicht von 
nach der Tat eintretenden zufälligen, Ereignissen ab- 
hängig sein. A 4 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß die Staats- 


11) So: RG.: DJ. 1940, 907 = DR. 1940, 1525 — RGSt. 74, 219; 
v.Weber a.a.O. S.184; Mezger: DR. 1940, 1526; Schäfer: 
DJ. 1940, 891; DStR. 1940, 194; Freisler: DJ. 1940, 1284; Jung: 
DJ. 1941, 597. Dafür: Satter: DRWiss. 1941, 255ff. und bei 
Auslandstaten ohne Rücksicht auf die Nationalität des Täters: 
Schönke a.a.O. 11,2. 

12) Unten S. 1118 flg. 

13) Sabte rnana. O: 

14} RG.: DR. 1940, 1525. 
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anwaltschaft pflichtgemäß zu prüfen haben soll, ob sie 
die Anklage beim forum delicti commissi oder bei einem 
anderen zuständigen Gericht erheben soll. Denn das 
würde einmal eine Einheitlichkeit des Vorgehens der 
Staatsanwaltschaft voraussetzen, die in der Praxis nicht 
immer möglich ist. Es würde vielmehr regelmäßig so 
sein, daB jede mit der Sache befaßte Staatsanwaltschaft 
bei ihrem Gericht anklagt, sofern ein Zuständigkeitsge- 
sichtspunkt auf dieses zutrifft. Selbst wenn sie aber die 
Überlegung nach der materiellen Richtigkeit des anzu- 
wendenden Rechts anstellen könnte, so ist doch keine 
Gewähr dafür gegeben, daß nicht eine andere Anklage- 
behörde den Fall bereits anders beurteilt und bei einem 
anderen Gericht Anklage erhoben hat. Völlig aber muß 
dieser Grundsatz bei den Delikten versagen, die auf 
Privatklage verfolgt werden; denn die Wahl des Klägers 
als einer Privatperson darf niemals über den materiellen 
Wert einer Straftat entscheiden. 

Vor allem aber treten bei Auslandstaten untragbare 
Ergebnisse auf. Hier besteht als Regelung prozessualer 
Zuständigkeit lediglich das forum deprehensionis ($ 9 
RStPO., 854 ÖStPO.)15), sofern der Täter — gleichgül- 
tig, ob Deutscher oder Ausländer — im Inland keinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat noch 
gehabt hat. Es würde dann also tatsächlich über das an- 
zuwendende Recht der Zufall entscheiden, ob der Täter 
im Altreich oder in der Ostmark ergriffen wird. Irgend- 
eine Wahlmöglichkeit der Staatsanwaltschaft besteht nicht. 

Darüber hinaus entstehen aber auch de lege lata un- 
überwindliche praktische Schwierigkeiten. Da der Kreis 
der gesetzlichen Gerichtsstände eng begrenzt ist, so 
kann bei der Anklageerhebung günstigstenfalls auf den 
Tatort und auf den Wohnsitz des Täters Rücksicht ge- 
nommen werden (88 7, 8 RStPO., §§ 51, 56 OStPO.), 
während die Berücksichtigung des wirklichen „Heimat- 
rechtes“, das nicht nach den Zufälligkeiten räumlicher 
Wohnsitzbegründung bestimmt werden kann, ausge- 
schlossen ist. Es könnte also der Täter sich der Verant- 
wortung nach seinem strengeren Heimatrecht entziehen, 
indem er Wohnsitz und Tatort in das Gebiet einer an- 
deren Teilrechtsordnung verlegt. Es sind dies die gleichen 
Bedenken, die gegen das Wohnsitzprinzip bei der Be- 
stimmung des Heimatrechtes sprechen 16). Auch die Ver- 
bindung von Strafsachen zur gemeinsamen Verhandlung 
würde teilweise unmöglich gemacht werden, weil die 
Änderung des Forums auch eine Änderung der recht- 
lichen Beurteilung der Tat bedeuten kann, die die ver- 
langte Zweckmäßigkeitsentscheidung der Staatsanwalt- 
schaft ausschließt. 

‚Endlich ist auf ein Argument aus dem Gesetz selbst 
hinzuweisen. Nach der VO. v. 6. Mai 1940 gilt der § 3 
n. F. RStGB. auch für das Recht der Ostmark. Auslands- 
taten des Ostmärkers müssen daher stets nach Ostmark- 
recht abgeurteilt werden, unabhängig davon, ob prozes- 
sual ein Gericht der Ostmark oder des Altreiches zu- 
ständig ist. Die Anwendung des Altreichsrechies durch 
ein Gericht des Altreiches als lex fori würde daher im 
Widerspruch zu dieser ausdrücklichen Regelung des Ge- 
setzgebers stehen. 

‚Durch diese Tatsachen ist bei Anwendung der lex fori 
nicht nur jede objektive Bestimmtheit und subjektive Be- 
stimmbarkeit des für eine Tat geltenden Rechts ausge- 
schlossen, sondern es treten auch praktische Folgen ein, 
die beweisen, daß das Prinzip der lex fori ungeeignet 
und als gesetzwidrig abzulehnen ist. 

2. Es bleiben daher als denkbare Anknüpfungspunkte 
der Teilrechtsordnungen nur noch der Tatort und die 
persönliche Zugehörigkeit des Täters zu 
einer Rechtsordnung, d.h. also das Territoria- 
litäts- und das Personalitätsprinzip. 

Beide Grundsätze haben in der Literatur Anhänger ge- 
funden, freilich ohne daß — von wenigen Ausnahmen 
abgesehen — ausschließlich der eine oder andere ver- 


15) Es ist selbstverständlich, daß dieses Auslandsforum heute 
nur bei Taten außerhalb des Gesamtreichsgebietes eingreift, 
nicht aber bei Taten außerhalb des betr. Teilrechtsgebietes. Es 
ist daher irreführend, wenn Pichler-Drexler in seiner kom- 
mentierten Textausgabe „Das Strafrecht in der Ostmark“ Bd. 2 
den früheren Wortlaut des 854 ÖstStPO. durch die Worte „Reichs- 
gaue der Ostmark“ ersetzt, 

16) Siehe unten S. 1121. 


treten würde. Mit Rücksicht auf die neueste erschöpfende 
Zusammenstellung der Ansichten durch Satter!‘) dar 
hier darauf verzichtet werden, die Meinungen der Lite- 
ratur im einzelnen wiederzugeben. Das reine Personali- 
tätsprinzip vertritt unter Berufung auf die VO. v. 6. Mai 
1940 lediglich Middel1$), während Ausgangspunkt der 
übrigen Ansichten im Anschluß an das RG. das Terri- 
torialitätsprinzip ist. Letzteres wiederum wird in aus- 
schließlicher Form insbesondere vom RG.1?) vertreten, 
dem sich Mezger?), Kohlrausch?!) und grundsätz- 
lich auch Schönke?2) angeschlossen haben. Bereits vor- 
her hatte jedoch Kümmerlein2>) noch unter der Herr- 
schaft des Territorialitätsprinzipes im internationalen 
Strafrecht und unter Berufung auf dieses das reine Tat- 
ortprinzip vertreten. Die sich darauf stützenden Argu- 
mente treffen jedoch nach der VO. v. 6. Mai nicht 
mehr zu. 

Alle übrigen Autoren des interlokalen Strafrechts 
haben sich zu Einschränkungen genötigt gesehen. Die 
Morwena cit dazu ergab sich zwingend aus der Tat- 
sache, daß die Durchführung des reinen Territorialitäts- 
prinzips dazu führen müßte, daß eine Bestrafung des 
Altreichsdeutschen nach den z. T. weitergehenden und 
moderneren Grundsätzen des RStGB. für Straftaten in 
der ganzen Welt, auch im Ausland vorgenommene und 
gegen ausländische Interessen gerichtete, möglich wäre, 
nur nicht für Delikte in der Ostmark, die sich gerade 
gegen deutsche Interessen richten. Eine Ergänzung des 
Territorialitätsgrundsatzes wird daher fast allgemein für 
erforderlich gehalten. Die Maßstäbe dafür und ihr Um- 
fang sind jedoch Gegenstand eingehender Diskussionen 
geworden. 

Den engsten Rahmen zieht hier v. Weber°t), der für 
altreichsdeutsche Täter, die in der Ostmark handeln, das 
Altreichsrecht für anwendbar erklärt, soweit es bereits 
„großdeutsches“ Recht sei, soweit es also als Ausdruck 
von Rechtsgrundsätzen anzusehen sei, die schon das 
künftige großdeutsche Strafrecht vorwegnehmen. Das 
soll — im Gegensatz zu Kohlrausch und Schönke — 
nicht nur für die Anwendbarkeit einzelner neben der 
Strafe zulässiger Maßnahmen (Sicherungsverwahrung, Ent- 
mannung) gelten, die in der Ostmark noch nicht ein- 
geführt worden sind, sondern auch für die strafrecht- 
lichen Tatbestände selbst, so daß u. U. Handlungen, die 
nach dem Tatortrecht der Ostmark straflos sind, bestraft 
werden können, weil der Täter Altreichsdeutscher ist. 
Den Fall dagegen, daß zwar beide Teilrechte die Tat 
bestrafen, sie jedoch verschieden bewerten — der sog. 
Hausdiebstaht z.B. ist unter Berücksichtigung der Ver- 
schiedenwertigkeit des Objekts nach RStGB. ein gewöhn- 
licher, nach $176 Abs.2a ÖStGB. ein qualifizierter Fall 
des Diebstahls —, behandelt v. Weber nicht ausdrück- 
lich, insbesondere ist nicht entschieden, ob das Heimat- 
recht gleichberechtigt oder nur subsidiär ist. 

Die gleiche Ergänzung des Tatortrechtes durch das 
Heimatrecht gilt auch im umgekehrten Fall, wenn ein 
Tatbestand des Ostmarkrechtes einen Grundsatz des 
künftigen Strafrechts enthält 25). 

Wesentlich weiter gehen Freisler?*) und Schä- 
fer??), die neben die Geltung des Tatortrechtes generell 
die ergänzende Berücksichtigung des Heimatrechtes — 
festgestellt nach dem Wohnsitz des Täters — stellen und 
damit sowohl den Altreichsdeutschen in der Ostmark wie 
den Ostmärker im Altreich den Normen seiner Heimat 


17) a.a. O. S. 248 ff. 

18) a. a. O. 

19) RG.: DR. 1940, 1525; RGSt. 75, 104; DR. 1941, 51. 

20) a.a. O. 

21) Kohlrausch zu §3 Anm. V; allerdings die Anwendung 
von Maßregeln der Sicherung und Besserung nach dem Heimat- 
recht zulassend, weil diese keine Ahndung der Tat, sondern des 
Täters bedeuteten. 

22) Schönke a.a. O. I, 4, der jedoch gleichfalls die Verhängung 
von Maßregeln nach dem Heimatrecht für zulässig erklärt. 

23) Kümmerlein a.a.O. S. 289. 

24) a.2.0, S. 185 ff. 

25) 2.2.0. S. 187. Da v.Weber diesen Fall in seine Zusam- 
menfassung nicht aufgenommen hat, sind Jung und Satter 
irrtümlich der Auffassung, daß v. Weber seine ae nur 
für das Altreichsrecht vertritt. 

26) 2.2.0, 

27) a.a. O. 
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unterstellen. Der Umfang dieser Ausweitung ist aller- 
dings nicht eindeutig umrissen. Zunächst hatte es den 
Anschein, als ob Schäfer”) lediglich die Anwendung 
von besonderen Maßregeln billigen wolle, die das Heimat- 
recht des Täters, nicht aber das Tatortrecht kennt. Heute 
will er jedoch die ergänzende Heranziehung des Heimat- 
rechtes nicht auf Maßregeln und besondere Strafarten 
beschränken, sondern auch die Anwendung der Straftat- 
bestände selbst zulassen, so daß eine aın Tatort straflose 
Handlung dennoch bestraft werden kann, wenn sie in der 
Heimat des Täters strafbar ist, z. B. also die Ostmärkerin 
für homosexuelle Handlungen im Altreich nach § 129 
ÖStGB., der Ostmärker ganz allgemein wegen versuchter 
Anstiftung nach 86 ÖStGB. bestraft werden würde ?°). 
Die dadurch unausweichlich gewordene Frage nach dem 
Verhältnis von Tatort- und Heimatrecht im Falle der 
Konkurrenz ist allerdings von Schäfer nicht ausdrück- 
lich behandelt worden. Seine Meinung geht jedoch offen- 
bar dahin, daß das Heimatrecht, da es lediglich eine „Er- 
gänzung‘“ des Tatortrechtes sein soll, nur dann zum 
Zuge kommen kann, wenn das Tatortrecht keine recht- 
liche Bewertung der Tat enthält, dagegen unbeachtlich 
bleibt, wenn schon das Tatortrecht eine Bestrafung er- 
möglicht, mag diese nun strenger oder milder sein als 
nach Heimatrecht. Das Heimatrecht wäre demnach gegen- 
über dem Tatortrecht subsidiär, mag es sich nun um 
Altreichs- oder Ostmarkrecht handeln 3°). 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt von einem etwas 
anderen Ausgangspunkt aus auch Freislert). Er ver- 
langt, daß jeder Deutsche sich sowohl nach dem Recht 
seines Aufenthaltsortes als auch nach dem seiner Heimat 
zu richten habe, läßt aber gleichfalls die Frage offen, 
welche Entscheidung zu treffen ist, wenn beide Rechte 
eine wertungleiche Behandlung der Tat ermöglichen. 

Erheblich verwickelter ist endlich die Lösung, die 
Jung!) vorgeschlagen hat. Auch er kombiniert Tatort- 
und Heimatrecht, nur unterscheidet er innerhalb des letz- 
teren das Recht des Wohnsitzes des Täters und das sei- 
ner eigentlichen Heimat, die beide für die Bestrafung von 
Bedeutung sein sollen. Die Kombination dieser drei Ge- 
sichtspunkte kommt in einer alle denkbaren Fälle um- 
fassenden Tabelle zum Ausdruck, deren wesentlicher 
Inhalt etwa dahin zusammengefaßt werden kann, daß 
Strafbarkeit eintritt, wenn nur das Recht eines der maß- 
geblichen Anknüpfungspunkte die Tat für strafbar er- 
klärt und daß bei Konkurrenz das schwerere Gesetz An- 
wendung findet. Ausnahmen gelten nach Jung nur 
dann, wenn das Tatortrecht die Handlung straffrei läßt, 
das Wohnsitz- und das Heimatrecht sie jedoch bestrafen. 
Dann tritt Strafbarkeit nur bei Umgehungsabsicht ein. 
Dabei bleibt allerdings offen, warum der Altreichsdeut- 
sche, der seinen Wohnsitz in der Ostmark hat, für eine 
im Altreich begangene Straftat auch dann bestraft wer- 
den soll, wenn die Tat allein nach dem Ostmarkrecht 
als Wohnsitzrecht strafbar ist, während unter ganz den 
gleichen Bedingungen der Ostmärker nur bei Um- 
gehungsabsicht bestraft wird. Im Ganzen gesehen kann 
die Lösung Jungs nicht als besonders leicht zu hand- 
haben bezeichnet werden, zumal wenn man die Aus- 
nahmen berücksichtigt, die er bei Mittäterschaft im Inter- 
esse der Einheitlichkeit der Entscheidung gegenüber allen 
Mittätern machen will 33). 


Die Entscheidung der Frage kann nicht ohne 
weiteres durch den Hinweis darauf erledigt werden, daß 
nach 83 n.F. das Personalitätsprinzip Grundlage der 
Regelung des Geltungsbereiches deutschen Rechtes ge- 
worden sei. Denn dieses Prinzip erhält seinen Sinn aus 
der antithetischen Heraushebung der deutschen völki- 


28) DJ. 1940, 1182. 

29) DStR. 1940, 195. n > 

30) Anders bei den Distanzdelikten bei denen Schäfer sich 
für die Anwendung des „schwereren® Gesetzes entscheidet. Eine 
entsprechende Übertragung dieses Gedankens auf diese Fälle fehlt 
jedoch. Sie ist auch keineswegs selbstverständlich. Denn bei den 
Distanzdelikten konkurriert das mehrfach anwendbare Tatort- 
recht, während hier neben dem Tatortrecht das lediglich als 
„Ergänzung“ gedachte Heimatrecht steht. 

3) DJ. 1940, 1281 ff. 

32) DJ. 1941, 598 ff. 

33) a.a. O. S. 600 


schen Rechts- und Sittenordnung gegenüber fremdvöl- 
kischen; diese sollen für den Deutschen, der in ihrem 
Gebiete lebt, keine Erlaubnis bedeuten, die Grundsätze 
deutscher Rechtsanschauung zu verlassen. Diese anti- 
thetische Fragestellung verliert jedoch im interlokalen 
Strafrecht jede Bedeutung und Berechtigung. Altreichs- 
deutsches und ostmärkisches Recht sind deutsche 
Rechtsordnungen, von denen keine in wirklichem Wider- 
spruch zu den Gesetzen völkischen Lebens stehen kann. 


Die Entscheidung der Fragen des interlokalen Straf- 
rechts muß daher ausgehen von der Erkenntnis der [e - 
gislatorischen Gründe, die für die Aufrechterhal- 
tung des ÖStGB. maßgeblich waren und die Einführung 
einer Gesamtrechtsordnung verhindert haben +). Dabei 
steht am Anfang die Feststellung, daß die Weitergeltung 
des ostmärkischen Strafrechts in erster Linie als eine 
räumlich gebundene Maßnahme gedacht ist, die dem 
Schutz gebietlich begrenzten Gemeinschaftslebens dienen 
und — in Erwartung des neuen großdeutschen Straf- 
rechts — verhindern sollte, daß Menschen und Richter 
dieses Gebietes innerhalb kurzer Zeit zweimal eine Um- 
stellung auf ein neues Recht vorzunehmen haben. Er- 
kennt man das aber an, so kann Ausgangspunkt 
für die Regelung des interlokalen Straf- 
rechts allein das Tatortprinzip sein, das die 
Bewertung jeder in der Ostmark begangenen Tat nach 
dem Recht der Ostmark ermöglicht, ohne Rücksicht dar- 
auf, wer Täter des Deliktes ist. Nur so ist es möglich, 
die in mehr als hundertjähriger Übung entstandene Eigen- 
gesetzlichkeit des Gemeinschaftsiebens in der Ostmark 
zu wahren. Es gilt daher Tatortrecht, und 
zwar sowohl in der Ostmark als auch im 
Altreich. Alle Menschen, gleichgültig ob Ostmärker, 
Altreichsdeutsche oder Ausländer, haben sich nach den 
Gesetzen zu richten, die an ihrem innerdeutschen Auf- 
enthaltsort gelten. Weichen Sinn sollte auch sonst die 
gesetzlich angeordnete Weitergeltung des Rechtes „in 
Österreich‘ haben, wenn man anerkennt, daß das Straf- 
gesetz nicht nur einen Befehl an den Richter, es anzu- 
wenden, enthält, sondern sich als Norm auch an den 
einzelnen Volksgenossen wendet. Die für ein bestimmtes 
Gebiet angeordnete Weitergeltung kann daher nur die 
Bedeutung haben, daß das Recht für alle Personen im 
Gebiet verbindlich ist. 


Bedeutet aber nun die Feststellung, daß für das inter- 
lokale Strafrecht das Territorialitätsprinzip gilt, auch 
negativ, daß andere Rechtsnormen als die des Tatortes 
nicht zur Anwendung kommen dürften, daB der Täter 
keine anderen Forderungen zu beachten brauchte und 
seine Verpflichtungen durch Beachtung des Tatortrechtes 
voll erfüllt hat? Bedeutet sie, daß damit das an sich 
herrschende Personalitätsprinzip ausgeschaltet und durch 
das Tatortprinzip ersetzt worden ist und der Gesetz- 
geber im Gebiet der anderen Teilrechte auf die persön- 
liche Bindung an das Heimatrecht zugunsten des Tat- 
ortrechtes verzichtet? 

Das Personalitätsprinzip gilt seit der VO. v. 6. Mai 
1940 für alle deutschen Staatsangehörigen. Das deutsche 
Strafrecht als ihr Heimatrecht bindet sie überall in der 
Welt an seine Normen. Sollte es gerade in den ein- 
zelnen Teilrechtsgebieten des Reiches selbst darauf ver- 
zichten? Die praktischen Folg“n würden jedenfalls un- 
tragbar sein. Denn es würde dazu kommen, daß bei- 
spielsweise die Bindung des Altreichsdeutschen an das 
RStGB., die ihm überall in der Welt folgt und seine Be- 
strafung nach den z. T. moderneren Grundsätzen des 
Altreichsrechtes ermöglicht, gerade in einem Teil des 
Reiches selbst aussetzen und ein weniger wirksamer 
Schutz an seine Stelle treten würde, obwohl hier deut- 
sche Interessen verletzt werden, im’ Ausland dagegen 
möglicherweise nur ausländische; eine Konsequenz, die 
insbesondere beim GewohnhVerbrG. mit Recht als un- 
annehmbar bezeichnet wird. Schließt daher wirklich die 
Anerkennung des Territorialitätsprinzipes die Möglich- 
keit aus, auch das Personalprinzip im interlokalen Straf- 
recht anzuwenden? . 

Zunächst kann nicht als zwingend anerkannt werden, 
daß wegen des Territorialitätsprinzipes und seiner legis- 
latorischen Gründe das Altreichsrecht nicht durch die 


32) So auch v.Weber a.a.O. S.186 
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Eigenschaft des Täters als Altreichsdeutscher auch in die 
Ostmark „hineingetragen“ werden könnte®). Denn das 
Tatortprinzip bedeutet, wie gezeigt, nichts weiter, als 
daß im Interesse des Schutzes gebietlichen Gemein- 
schaftslebens jeder in der Ostmark Anwesende die Ge- 
bote ostmärkischen Rechtes zu befolgen hat. Es besagt 
aber keineswegs, daß der Täter, der nicht Ostmärker 
ist, daneben keine anderen weitergehenden Gebote seiner 
Heimatrechtsordnung befolgen dürfte, es bedeutet nicht, 
daß der Altreichsdeutsche alles Erforderliche getan hat, 
wenn er sich in Übereinstimmung mit den. Gesetzen der 
Ostmark verhält. Der Schutz gebietlichen Gemeinschafts- 
lebens wird in keiner Weise dadurch berührt, daß der 
Altreichsdeutsche auch sein Heimatrecht befolgt. Es ist 
daher anzuerkennen, daß der Altreichsangehörige, dem 
sein Heimatrecht überall in der Welt folgt, auch in der 
Ostmark unter dessen Geboten steht und seine Pflichten 
erst dann erfüllt hat, wenn er in seinem Verhalten so- 
wohl das Recht der Ostmark als auch das des Altreiches 
beachtet hat3®). 

Ganz das gleiche muß aber im umgekehrten Falle 
auch für den Östmärker im Altreich gelten. Sein Heimat- 
recht hat ihm gegenüber die gleichen Funktionen und 
Ansprüche wie das Altreichsrecht gegenüber dem Alt- 
reichsdeutschen. Da durch die VO. v. 6. Mai auch die 
Geltungsbereichsregelung des ÖStGB. aufgehoben und 
durch die neuen $$ 3ff. RStGB. ersetzt worden ist, so 
ist das „deutsche Recht“, das ohne Rücksicht auf den 
Tatort für deutsche Staatsangehörige gilt, für Ostmärker 
das ÖStGB., das damit jenen gegenüber die gleiche Stel- 
lung einnimmt, wie das Altreichsrecht gegenüber Alt- 
reichsdeutschen 3°). 

Damit ergibt sich, daß das Personalitätsprinzip neben 
dem Tatortrechtsprinzip auch im interlokalen Strafrecht 
anzuerkennen ist. Die Weitergeltung des ostmärkischen 
Strafrechts ist keine rein gebietliche, sondern eine ge- 
bietliche und persönliche; es gilt weiter für Ostmark 
und Östmärker. 

Gegen diese Auffassung ist insbesondere eingewendet 
worden, daß die Anerkennung des Personalitätsprinzipes 
im interlokalen Strafrecht der Erhaltung einer Sonder- 
eigenschaft als Teilrechtsangehöriger diene, die mit den 
Grundsätzen des Einheitsstaates unvereinbar sei und kei- 
nen Schutz verdiene). Daß diese Tatsache, die übrigens 
von Satter auch der Lehre vom Tatortrecht als angeb- 
lich „regionaler Separatismus“ zum Vorwurf gemacht 
wird, letztlich mit der Idee des Einheitsstaates unver- 
träglich ist, muß zugegeben. werden, jedoch liegt das 
nicht am Grundsatz der persönlichen Rechtsbindung, son- 
dern gilt in gleichem Umfang für die Aufrechterhaltung 
von Teilrechten überhaupt®), die — wenn auch rein 
gebietlich beschränkt — doch stets eine Sonderbehand- 
lung einer bestimmten Menschengruppe, eben der Be- 
wohner des Gebietes, darstellt. Mit dieser Tatsache hat 
sich aber der Gesetzgeber jedenfalls aus praktischen 
Gründen abgefunden. Im übrigen wird ja aber auch bei 
Auslandstaten deutscher Staatsangehöriger das Personali- 
tätsprinzip und damit die verschiedene strafrechtliche Be- 
handlung zweier deutscher Reichsbürger unter ganz den 
gleichen Bedingungen fast allgemein auch für das Ver- 
hältnis Altreichsdeutscher—Ostmärker anerkannt, und zwar 
mit Gründen, die unwiderleglich sind“). Was der Alt- 
reichsdeutsche in Basel tun darf, ist dem Ostmärker ver- 
boten. Kommt es dort zu gleichgeschlechtlichen Hand- 
lungen zwischen einer Altreichsdeutschen und einer Ost- 
märkerin, so wird die Ostmärkerin bestraft, während die 
Altreichsdeutsche straffrei ausgeht. Die versuchte An- 
stiftung durch einen Altreichsdeutschen ist im Ausland 
straflos, die durch einen Ostmärker wird dagegen be- 
straft. Hier werden aber keine Bedenken gegen die Er- 
haltung der Sondereigenschaft als Teilrechtsangehöriger 
geäußert, obwohl die Situation die gleiche ist. 


35) Vgl. Freisler: DJ. 1940, 1281. 

36) Übereinstimmend Freisler: DJ. 1940, 1283. 

31) v. Weber a.a.O. S. 189; Bruns: AkadZ. 1940, 205; 
Pichler-Drexler: DR. 1940, 1080. 

38) RG.: DR. 1940, 1525; Mezger: DR. 1940, 1527; v.Weber 
a.a.O. S. 186; Satter: DRWiss. 1941, 251 f.; Schäfer: DSfR. 
1940, 196. 

59) So auch Freisler: DJ. 1940, 1282. 

40) v, Weber a.a.O. S. 189; Schäfer: DStR. 1940. 196 


Man wird daher trotz dieser Einwände feststellen dür- 
fen, daß sowohl den Altreichsdertschen in der 
Ostmark wie auch den Ostmärker im Alt- 
reich nicht nur das Recht des Tatortes, son- 
dern auch das Recht seiner Heimat bindet. 
Er ist verpflichtet, sein Verhalten in Übereinstimmung 
mit beiden Rechtsordnungen zu bringen. Ähnlich wie bei 
den Distanzdelikten, bei denen sich die doppelte straf- 
rechtliche Beurteilungsmöglichkeit aus der Mehrzahl der 
Tatorte ergibt, stehen hier zwei rechtliche Qualifika- 
tionen der Tat nebeneinander, die beide bei der Ab- 
ürteilung berücksichtigt werden wollen und können. 

Erkennt man das aber an, so ergibt sich notwendig 
die Frage nach der Rangordnung beider Rechte. 
Geht das Tatortrecht dem Heimatrecht vor oder umge- 
kehrt? Besteht eine „Präponderanz‘‘ des Altreichsrechtes, 
das dann sowohl bei Straftaten von Ostmärkern im Alt- 
reich — ohne Rücksicht auf das Heimatrecht — als auch 
bei Taten von Altreichsdeutschen in der Ostmark trotz 
des Tatortes stets Anwendung zu finden hätte? Gilt das 
mildere oder das strengere Gesetz? 

Zunächst besteht keine Subsidiarität des Heimatrechtes 
gegenüber dem Tatortrecht; das Heimatrecht ist keine 
bloße „Ergänzung“, es steht vielmehr selbständig und 
gleichberechtigt neben dem Tatortrecht. Denn letzteres 
besitzt weder eine bessere Eignung zur richtigen Be- 
wertung der Tat als Unrecht, die allein eine solche Rang- 
ordnung rechtfertigen könnte, noch bestehen irgend- 
welche gesetzlichen Anhaltspunkte dafür, daß die unbe- 
dingte Bindung an das Heimatrecht hier in eine nur 
subsidiäre umgewandelt werden sollte. 

Ebensowenig besteht aber auch ein Vorrang des Alt- 
reichsrechtes vor dem Ostmarkrecht. Zwar ist das Straf- 
recht des Altreiches das räumlich weitaus bedeutendere 
und das in wesentlichen Punkten modernere. Man könnte 
daher daran denken, die Konkurrenz zwischen beiden 
stets zugunsten des Altreichsrechtes zu entscheiden und 
es immer dann ausschließlich anzuwenden, wenn es als 
Tatort- oder als Heimatrecht in Betracht kommt. Das 
Ostmarkrecht würde dagegen nur dann zur Anwendung 
kommen, wenn es entweder sowohl Tatort- wie Heimat- 
recht ist, oder aber das Altreichsrecht die Tat straffrei 
läßt. Aber dafür sind weder positive Anhaltspunkte vor- 
handen noch würde eine solche Stellung dem Sinn der 
unbedingten Weitergeltung des Ostmarkrechtes entspre- 
chen. Auch hat der Gesetzgeber einen solchen Vorrang 
nicht einmal bei der Konkurrenz zwischen Altreichsrecht 
und tschechischem Recht im Protektorat und Sudetenland 
anerkannt, sondern sich hier ausdrücklich (89 Abs.1 VO. 
v. 14. April 1939, 812 Abs. 1 VO. v. 16. Jan. 1939) für die 
Anwendung des strengeren Gesetzes entschieden. 

Es besteht daher völlige Gleichberechtigung, 
und zwar sowohl zwischen Tatort- und Heimat- 
recht als auch zwischen Altreichs- und Ostmarkrecht. 
Gilt dann das mildere oder das strengere Recht? 

Die Anwendung des milderen Gesetzes im Falle wirk- 
licher Konkurrenz zwischen den Teilrechten würde nicht 
nur dogmatisch unbefriedigend, sondern auch rechts- 
politisch unerwünscht sein“). Denn der Täter dürfte 
sich dann über das Gebot einer für ihn verbindlichen 
Rechtsnorm ungestraft hinwegsetzen, obwohl keines der 
verletzten Rechte eine bessere Eignung zur richtigen 
Würdigung des kriminellen Gehaltes der Tat besitzt. 

Die Entscheidung ist daher in gleicher Weise zu tref- 
fen, wie es bei den Delikten mit mehrfachem Tatort im 
interlokalen Strafrecht bereits geschehen ist. Die Tat 
untersteht auch hier gleichzeitig zwei deutschen Normen- 
bereichen, dem des Tatortes und dem der Heimat des 
Täters: Die Bestrafung erfolgt aus dem stren- 
geren Gesetz, denn der Täter hät die For- 
derungen beider Rechte zu erfüllen. Er hat 
auch das weitergehende zu beachten und hat es durch 
seine Tat verletzt. Seine Bestrafung erfolgt daher mit 
Recht aus dem schwereren Tatbestand. 

Zur Rechtfertigung dieses Satzes bedarf es nicht erst 
der Heranziehung des $73 RStGB., wie es bei den De- 


41) Bei Delikten mit mehrfachem Tatort vertritt unter ent- 
sprechender Anwendung von $2a RStGB. Kümmerlein a.a.0. 
S. 292 diese Ansicht. Jedoch geht diese Analogie fehl, denn in 
Fällen des 82a untersteht die Tat gerade nicht beiden Rechts- 
ordnungen. Gegen Kümmerlein auch Mezger a.a.O. 
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likten mit mehrfachem Tatort geschehen ist‘). Denn 
gegen die entsprechende Anwendung dieser Bestimmung 
könnte geltend gemacht werden $), daß sie eben nur ein 
Satz des Altreichsrechtes ist, dessen Folgen im Recht 
der Ostmark anders geregelt sind (834 OStGB.). Jedoch 
ist die These, daß der Täter bei mehreren konkurrieren- 
den Normen auch noch für die Verletzung der schwersten 
haftet, so evident, daß sie keiner Begründung bedarf. Sie 
ist überdies in ähnlichen Fällen des internationalen Straf- 
rechts niemals zweifelhaft gewesen. Nimmt ein Aus- 
länder im Inland an einer Auslandstat teil, so untersteht 
er, weil er im, Inland gehandelt hat, dem inländischen 
Geltungsbereich des deutschen Rechtes. Nach $3 Abs. 3 
n.F. ist Tatort seiner Handlung aber auch das Ausland, 
so daß sie als Auslandstat gleichfalls dem ausländischen 
Geltungsbereich (84 Abs.2 und 3) unterliegt. Trotzdem 
ist selbstverständlich, daß er als Inlandstäter schlechthin 
von der deutschen Rechtsordnung erfaßt wird, ohne daß 
die beschränkte Strafbarkeit von Ausländern im Aus- 
land seine Haftung begrenzen könnte“). 

Endlich kann auch auf die gleichartige gesetzliche 
Regelung zweier ganz ähnlicher Fälle im Protektorat 
Böhmen und Mähren und im Sudetenland verwiesen wer- 
den. Nach 89 Abs.1 VO. v. 14. April 1939 entscheidet, 
wenn Reichsrecht und Protektoratsrecht gemeinsam auf 
eine Straftat Anwendung finden können, das strengere 
Gesetz. Das gleiche gilt nach $12 Abs.1 VO. v. 16. Jan. 
1939 für das Verhältnis von Reichsrecht und weitergelten- 
dem tschechischen Recht im Sudetenland. 

Die praktischen Auswirkungen der gleichbe- 
rechtigten Nebeneinanderstellung von Territorialitäts- und 
Personalitätsprinzip im interlokalen Strafrecht befriedigen 
gleichfalls und entsprechen den Bedürfnissen der Praxis. 
Das gilt einmal in allen den Fällen, in denen: sich die 
Lehre vom Tatortrecht selbst zu Konzessionen genötigt 
sieht, nämlich bei der Aburteilung altreichsdeutscher 
Täter in der Ostmark auf Grund modernerer Bestim- 
mungen des Altreichsrechtes, insbesondere des Gewohnh- 
VerbrG. Gerade die Schwierigkeiten, die hier für die an- 
deren Meinungen auftreten und sich mit den Mitteln des 
Tatortrechtsprinzipes nicht beheben lassen, zeigen die 
Unrichtigkeit des Ausgangspunktes, nämlich die grund- 
sätzliche Zurücksetzung des Personalgrundsatzes in die 
zweite Reihe, der doch allein imstande ist, gerechte und 
notwendige Ergebnisse zu liefern und ausreichend zu be- 
gründen. 

Aber auch für den umgekehrten Fall — ostmärkischer 
Täter im Altreich — sind die Ergebnisse befriedigend. 
Warum sollte der Ostmärker im Altreich straflos bleiben, 
wenn er eine Tat begeht, die sein Heimatrecht für straf- 
bar erklärt, das RStGB. dagegen straflos läßt, wenn er 
auf Grund seiner persönlichen Bindung an das ost- 
märkische Strafrecht im Ausland ohne weiteres dafür 
würde bestraft werden können? Warum sollte die Ost- 
märkerin, die für homosexuelle Handlungen in Salzburg 
und Basel bestraft wird, straflos ausgehen, wenn sie zu 
diesem Zwecke nach München fährt? 

Auch die Schwierigkeiten der praktischen 
Durchführung dieser Grundsätze sind nicht so groß, 
wie es auf den ersten Blick scheinen mag und vielfach 
behauptet wird. Zwar ist zuzugeben, daß die Prüfung 
der Frage, welches der in Frage kommenden Rechte 
anzuwenden und welches insbesondere das schwerere ist, 
nicht leicht sein kann und vom Richter Kenntnis einer 
ihm nicht geläufigen Rechtsordnung fordert. Jedoch bietet 
dieser Umstand keine unüberwindlichen Hindernisse, zu- 
mal Fälle des interlokalen Strafrechts immer Ausnahmen 
bleiben werden. Hinzukommt, daß in ganz ähnlichen 
Fällen der Gesetzgeber unbedenklich die gleiche Ab- 
wägung zweier Rechte dem Richter ausdrücklich über- 
tragen hat. Nach 89 Abs. 1 VO. v. 14. April 1939 findet 
bei einer Konkurrenz zwischen Reichsrecht und Prö- 
tektoratsrecht das schwerere Gesetz Anwendung: Der 
Richter muß daher beide Rechte kennen und sie ihrem 
strafrechtlichen Gehalte nach abwägen. 

Die Entscheidung der Frage, welches Gesetz das 
schwerere ist, erfolgt dann nach allgemeinen Grund- 
a ee EN 
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sätzen unter Zugrundelegung der StAnpVO. v. 8. Juli 
1938. Dabei solite selbstverständlich sein, daß das ent- 
scheidende Gericht das gesamte Urteil auf das zur An- 
wendung kommende Teilrecht aufbaut, also auch auf 
Strafen erkennt, die das betr. Recht vorsieht, auch wenn 
die lex fori sie nicht kennt. Eine ganz andere Frage Ist 
es dann, ob man sie zwecks Bildung einer Gesamtstrafe 
in eine des eigenen Rechts umwandelt ®). 

Endlich kann und sollte die Staatsanwaltschaft die 
Aufgabe des Richters dadurch erheblich erleichtern, daß 
sie bei demjenigen der zuständigen Gerichte Anklage 
erhebt, dessen lex fori nach den Grundsätzen des inter- 
lokalen Strafrechts zur Anwendung kommen wird, eine 
Möglichkeit, die bei der Konkurrenz von Tatort- und 
Wohnsitzforum: meistens offenstehen dürfte #). 

Als Ergebnis der bisherigen Untersuchungen läßt 
sich daher feststellen: Territorialitätsprinzip und Persona- 
litätsprinzip stehen im interlokalen Strafrecht gleich- 
berechtigt nebeneinander. Jeder deutsche Staatsangehörige 
untersteht bei Inlandstaten sowohl seiner Heimatrechts- 
ordnung als auch der seines Tatortes. Zur Anwendung 
gelangt das strengere Recht *7). 

Die bisherigen Feststellungen gelten lediglich für in- 
nerdeutsche Straftaten deutscher Staatsangehöriger. Sie 


lassen sich jedoch — mutatis mutandis — auf de sonst 
problematischen Fälle leicht übertragen. 
I. 


Zunächst wird der Fall behandelt, daß ein deut- 
scher Staatsangehöriger im Ausland eine 
Straftat begeht und daher gemäß $3 n. F. RStGB. nach 
„deutschem Strafrecht“ abzuurteilen ist. Welches ist das 
deutsche Strafrecht des 83, das des Altreiches oder auch 
das der Ostmark, und nach welchen Gesichtspunkten 
findet die Abgrenzung zwischen beiden statt? 

Diese Frage ist bereits in der Literatur hinlänglich er- 
örtert und geklärt 48); sie ist durch; die bisherigen Aus- 
führungen auch bereits entschieden. Da wegen des aus- 
ländischen Tatortes das Tatortrecht nicht in Betracht 
kommt, bleiben lediglich drei Möglichkeiten: Heimat- 
recht, lex fori oder Präponderanz des Altreichsrechtes, 
das damit im Ausland das einheitliche deutsche Recht 
verkörpern würde 2). 

Gegen die lex fori sprechen auch hier die oben fest- 
gestellten Bedenken. Für Anhänger dieser Meinung 5°) 
sind diese Fälle auch nicht mehr problematisch. Aber 
auch eine Präponderanz des Altreichsrechtes, die man 
unter Hinweis auf dem Vorteil einer Einheit der deut- 
schen Rechtsordnung wenigstens ern dem Aus- 
land mit guten Gründen vertreten könnte, ist mit dem 
geltenden Recht nicht zu vereinbaren. Denn durch die 
VO. v. 6. Mai 1940 ist nicht nur der Geltungsbereich 
des Altreichsrechtes neu geregelt worden, sondern die 
neuen 88 3ff. gelten auch für das OStGB., dessem ent- 
sprechende Bestimmungen außer Kraft gesetzt worden 
sind. Daraus ergibt sich zwingend, daß auch das Straf- 
rechi der Ostmark für Auslandstaten deutscher Staats- 
angehöriger in Betracht kommt. Es besteht daher kein 
Vorrang des Altreichsrechtes und damit auch im Aus- 
land kein einheitliches deutsches Strafrecht. Beide Teil- 
rechte stehen vielmehr gleichberechtigt nebeneinander. 
Entscheidend für die Anwendung des einen oder anderen 
ist die persönliche Beziehung und Bindung des Täters 
zum Teilrecht: Der Altreichsdeutsche wird nach dem 
RStGB., der Ostmärker nach dem OStGB. abgeurteilt. 


45) Darüber unten S. 1124, Anders offenbar RG.: DJ. 1940, 908; 
und ganz ausdrücklich Schäfer: DJ. 1940, 893. 

46) Dafür auch Schäfer: DJ. 1940, 893. , 

41) Dieses Ergebnis deckt sich in manchen Punkten mit der An- 
sicht Freislers und Schäfers, nur daß hier dem Heimatrecht 
keine ergänzende, subsidiäre Stellung zugewiesen wird, sondern 
beide gleichberechtigt nebeneinander stehen. Für Subsidiarität des 
Heimatrechtes, anwendbar nur, wenn kein deutsches Taiortrecht 
vorhanden, auch Pichler-Drexler: DR. 1940, 1080. 

48) Vgl. z.B. v. Weber a.a.O.S. 189, Schäter: DStR. 1940, 
196; Bruns: AkadZ. 1940, 205; Sch önke 2.0.11, 3. 

49) Dafür früher Schäfer: DJ. 1940, 893. Sodann für lex fori 
unter ergänzender Heranziehung des Heimatrechtes DJ. 1940, 1183. 
jetzt wie der Text DStR. 1940, 196. 

50) Dazu ist neben Satter für diesen Fall auch Schönke 
2.2.0. 11, 3 zu zählen, der allerdings wie Schäfer: DJ. 1940, 
1183 das Heimatrecht ergänzend berücksichtigen will. 
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Ferner ist der Fall zu entscheiden, daß ein Aus- 
länder im Reichsgebiet, und zwar entweder im 
Altreich oder in der Ostmark, ein Delikt begeht. Da die 
Gesichtspunkte persönlicher Bindung an eines der 
Teilrechte, die für die deutschen Staatsangehörigen hier 
die Schwierigkeiten ergaben, für den Ausländer selbst 
dann nicht bestehen, wenn er im Inland seinen Wohn- 
sitz hat, vielmehr für ihn schon nach dem internationalen 
Strafrecht das Territorialitätsprinzip gilt, so ergibt sich 
hier der anzuwendende Rechtsbereich mit der Bestim- 
mung des Tatortes. Taten im Altreich werden nach Alt- 
reichsrecht, Taten in der Ostmark nach dem ÖStGB. 
abgeurteilt. Darüber besteht Einigkeit’). 


IV. 


Schwieriger ist endlich die Frage zu entscheiden, wel- 
ches Recht bei Auslandstaten von Ausländern 
anzuwenden ist. Die Literatur hat sich hier für das 
Recht des aburteilenden Gerichtes entschieden 5°), da 
weder Tatortrecht noch Heimatrecht in Frage kommen. 
Trotzdem veranlassen uns die oben gegen den Grund- 
satz der lex fori geltend gemachten Bedenken zu einer 
Überprüfung der Ergebnisse. Entscheidend für die An- 
wendung einer Teilrechtsordnung würde danach die Zu- 
weisung einer Strafsache durch die Prozeßordnung an 
ein Gericht des Altreichs oder der Ostmark sein. Damit 
ist jedoch die Bestimmung des maßgeblichen Rechts 
wieder dem Zufall überlassen. Denn für Auslandstaten 
von Ausländern besteht im Normalfall lediglich das 
forum deprehensionis (8 9 RStPO., $ 54 OStPO.). Wo 
aber der Täter im Reichsgebiet festgenommen wird, ist 
mehr als Zufall. 

Es wäre jedoch auch unabhängig von diesen Bedenken 
durchaus wünschenswert, daß gerade den Ausländern 
gegenüber das deutsche Recht als Einheit erscheint, eine 
Forderung, die gegenüber ausländischen Tätern in er- 
heblich größerem Maße Beachtung verdient als gegen- 
über Deutschen. Es würde daher zu begrüßen sein, wenn 
hier das deutsche Strafrecht den Ausländern und dem 
Ausland gegenüber als einheitliches Ganzes auftreten 
könnte und damit gleichzeitig alle Zufälle bei der Fest- 
legung des anztıwendenden Rechtes ausgeschaltet werden 
würden. Da die Auslandstat des Ausländers keine Be- 
ziehung zu einer Teilrechtsordnung besitzt, besteht auch 
durchaus die Möglichkeit, sich endgültig für eines der 
Teilrechte zu entscheiden, das dann nur das Altreichsrecht 
als das räumlich bedeutendere und in wesentlichen Punk- 
ten modernere sein könnte. Ich bin aus diesen Gründen 
der Meinung, daß als das deutsche Strafrecht des § 4 
Abs.2 und 3 lediglich das Altreichsrecht anzusehen ist, 
nach dem alle Auslandstaten von Ausländern, ohne 
Rücksicht auf die lex fori, abzuurteilen sind. 


Vv 


Wir haben bisher die Begriffe „Altreichsdeutscher‘ 
und „Ostmärker“ verwendet, ohne genauer darzulegen, 
nach welchen Kriterien die Zuordnung der einzelnen 
deutschen Staatsangehörigen zur einen oder anderen 
Kategorie zu erfolgen hätte, eine Frage, die für alle 
Straftaten von Deutschen, sowohl für innerdeutsche als 
auch für Auslandstaten, bedeutsam ist. Tatsächlich ist es 
nun keineswegs unstreitig, wie diese Unterscheidung, 
die nach der Meinung fast aller Autoren des inter- 
lokalen Strafrechts an irgendeiner Stelle Bedeutung hat, 
durchzuführen ist. 

Denkbar wären für die Zuordnung der deut- 
schen Staatsangehörigen zu einer Teil- 
rechtsordnung zwei Gesichtspunkte. Entweder man 
läßt die Staatsangehörigkeit des Täters im 
Augenblick der Vereinigung Österreichs mit dem Deut- 
schen Reich entscheiden, oder aber man stellt auf den 
Wohnsitz des Täters zur Zeit der Tat ab. 

‚Die ‚Literatur hat diese Frage eingehend erörtert 59). 
Sie neigt in Anlehnung am Autoren des interlokalen Pri- 
vatrechts 54) zu der Ansicht, daß der Wohnsitz des Täters 


51) Z.B. v. Weber a.a.O. S. 186f.; Schäfer: DStR. 1940, 196. 

62\ Z.B. v. Weber a.a.O. S,189f., Schäfer: DStR. 1940, 190. 

53) v.Weber a.a.O. 5.189; Mezger a.a.0.; Schäfer: 
DStR. 1940, 195; Freisler: DJ. 1940, 1283. 

54) Wengler: DRWiss. 1940, 168 ff. 
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für seine Zugehörigkeit zum Altreichs- oder Ostmark- 
recht entscheidend sei), und zwar aus der sehr ein- 
leuchtenden praktischen Erwägung, daß der Wohnsitz 
eines Menschen jederzeit leicht bestimmt werden könne 
und eine Änderung und Weiterentwicklung der Heimat- 
zugehörigkeit ermögliche, während die frühere Staats- 
angehörigkeit in manchen Fällen zweifelhaft sei, jeden- 
falls aber nicht mehr durch Naturalisation verändert 
werden könne. 

So bestechend dieser Gedanke eben wegen seiner Prak- 
tikabilität auch zunächst zu sein scheint, so dürfte doch 
schon gerade der Gesichtspunkt der praktischen Brauch- 
barkeit dagegen sprechen. Denn der „Wohnsitz“ ist ein 
zivilrechtlicher Begriff, zugeschnitten auf zivilrechtliche 
und prozessuale, nicht aber auf strafrechtliche Bedürf- 
nisse, So kann eine Person eine Vielzahl von Wohnsitzen 
in verschiedenen Rechtsgebieten haben, man denke nur 
an die vielen vorübergehend in die Ostmark versetzten 
Beamten, eine Tatsache, die zivilrechtlich unbedenklich 
ist, strafrechtlich aber zu erheblichen Schwierigkeiten 
führt. Welcher der mehreren Wohnsitze soll entscheiden? 
Andere Personen haben wiederum überhaupt keinen 
Wohnsitz oder wenigstens keinen inländischen. Dann ist 
man genötigt, eine Ausnahme zu machen und doch noch 
auf die frühere Staatsangehörigkeit ‘oder die lex fori 
zurückzugreifen 5°). 

Selbst wenn man sich aber bei der Bestimmung des 
Wohnsitzes von zivilrechtlichen Bestimmungen löst und 
einen einzigen wirklichen Lebensmittelpunkt feststellt, 
wie läßt sich dann die in vielen Fällen rein zufällige 
Tatsache des Wohnsitzes mit dem Gedanken einer leben- 
digen Rechtsgemeinschaft vereinbaren? Ist nicht gerade 
darum die Weitergeltung des ostmärkischen Rechtes 
überhaupt tragbar, weil die Menschen dieses Raumes seit 
mehr als 100 Jahren nach diesem Recht leben und es in 
ihrem Bewußtsein ist? Beruht nicht der Schutz des ge- 
bietlichen Gemeinschaftslebens auf dem Gedanken einer 
verwurzelten Rechtsüberzeugung einer bestimmten Gruppe 
von Menschen? Wenn man wirklich davon ausgeht, dal 
das Recht den Menschen „eingeboren‘ 5?) ist, so kann die 
Möglichkeit eines durch ständige Wohnsitzverlegung be- 
gründeten Wechsels des Heimatrechtes nicht mehr er- 
klärt werden. Auch würde, wenn tatsächlich die Her- 
stellung einer räumlichen Beziehung zu einer Rechtsord- 
nung für die Begründung einer „Heimatzugehörigkeit“ 
ausreichen sollte, der ständig im Reichsgebiet lebende 
Ausländer mit ähnlichen Gründen dem Deutschen gleich- 
gestellt werden können. š 

Die Begriffe „Altreichsdeutscher‘ und „Ostmärker“ 
bezeichnen jedoch keine Eigenschaften, die man durch 
Verlegung des Wohnsitzes beliebig wechseln kann. So- 
lange überhaupt diese Unterscheidung rechtlich noch Be- 
deutung hat, muß sie so getroffen werden, wie es der 
historischen Entwicklung entspricht. Wenn daher 
wirklich dem Gesichtspunkt persönlicher Bindung an die 
heimatliche Rechtsordnung im interlokalen Strafrecht Be- 
deutung zukommt, so darf nicht die rein räumliche und 
damit zufällige Beziehung des Täters zu einem Rechts- 
gebiet in Gestalt seines Wohnsitzes maßgebend sein, 
sondern seine Heimatzugehörigkeit muß entscheiden, die 
aus rein praktischen Gründen nach der früheren Staats- 
angehörigkeit festgestellt wird, auch wenn in geringen 
Ausnahmefällen einmal Staatsangehörigkeit und Heimat 
auseinanderfallen sollten. Das Wohnsitzprinzip hat im 
Strafrecht keine innere Berechtigung. 

Vor allem aber erregt gerade die Tatsache Bedenken, 
die für das Wohnsitzprinzip geitend gemacht worden ist, 
daß es durch Wechsel des Wohnsitzes eine Weiterent- 
wicklung ermögliche, die bei der früheren Staatsange- 
hörigkeit unmöglich sei®®). Zunächst ist das Bedürfnis 


nach einer Weiterentwicklung nicht so erheblich, weil 


das Nebeneinander der Teilrechte kein Dauerzustand sein 
soll, sondern lediglich für eine begrenzte Übergangszeit 


55) And. Ans. nur Mezger a.a. O., der allerdings als Anhänger 
des Tatortrechtprinzips diese Meinung nur hypothetisch vertritt, 
und als Vertreter des reinen Personalitätsprinzipes Middel 
a.a.O. S. 1408. 

56) v.Weber a.a.0.S. 189f. 

57) Freisier: DJ. 1940, 1281. 

58) v. Weber a.a.O. S. 189 in Anlehnung an Wengler 
ara. Or SPNG: 
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besteht. Gerade der Wechsel der Heimatzugehörigkeit 
durch Verlegung des Wohnsitzes führt aber nun dazu, 
daß das Prinzip in dem wichtigsten Fall versagt und da- 
her alle seine Anhänger gezwungen sind, eine Aus- 
nahme zu machen und doch noch zur früheren Staatsan- 
gehörigkeit ihre Zuflucht zu nehmen. Denn da die Unter- 
scheidung zwischen Altreichsdeutschen und Ostmärkern 
auch bei innerdeutschen Straftaten als bedeutsam an- 
erkannt wird, so würde, wenn sie sich auf den Wohn- 
sitz des Täters gründete, gerade das Ergebnis eintreten, 
das durch die Ergänzung des Tatortrechtes durch das 
Recht der Heimat vermieden werden sollte: Der alt- 
reichsdeutsche Gewohnheitsverbrecher könnte dadurch 
zum „Ostmärker‘ werden und damit jeder Möglichkeit 
strengerer Bestrafung entgehen, daß er endgültig seinen 
Wohnsitz in die Ostmark verlegt und damit altreichs- 
deutsche Rechtsnormen nicht mehr für ihn in Betracht 
kämen. Hier sind daher die Anhänger des Wohnsitz- 
prinzipes zu einer Ausnahme genötigt, die nach von 
Weber) in der Weise zu erfolgen hätte, daß bei der 
Anwendung „großdeutschen“ Strafrechts die frühere 
Staatsangehörigkeit gleichberechtigt neben den: Wohnsitz 
treten würde. Da aber v. Weber vom Tatortrecht aus- 
geht und Ausnahmen davon lediglich dann anerkennt, 
wenn es sich um die Anwendung „großdeutschen‘“ 
Strafrechts handelt, so bedeutet das praktisch, daß in 
allen Fällen innerdeutscher Straftaten, bei denen 
überhaupt das Heimatrecht praktisch wird, nicht das 
Wohnsitzrecht, sondern das Recht der früheren Staats- 
angehörigkeit entscheidet, sofern beide nicht zusammen- 
fallen. Nicht der Grundsatz, sondern die Ausnahme 
herrscht vor. Vom Grundsatz bleibt lediglich ein kleiner 
Teil, nämlich die Auslandstaten ohne Anwendung groß- 
deutschen Strafrechts, übrig. 


Diese Tatsachen zeigen, daß jedenfalls bei Inlands- 
taten das Wohnsitzprinzip auch praktisch nicht gebilligt 
werden kann. Es darf daraus geschlossen werden, daß 
es auch für Auslandstaten von Altreichsdeutschen und 
Ostmärkern nicht zutrifft, zumal hier gegebenenfalls die 
gleichen Schwierigkeiten auftreten, wenn der Altreichs- 
deutsche sich durch Wohnsitzverlegung in die Ostmark 
der Verantwortung nach altreichsdeutschen Maßstäben 
zu entziehen versucht. 


Man wird daher bei der Bestimmung, ob der Täter 
Altreichsdeutscher oder Ostmärker ist, immer auf die 
Staatsangehörigkeit im Zeitpunkt der Ein- 
gliederung der Ostmark abzustellen haben®°), 
Das gilt für alle deutschen Staatsangehörigen, gleichgül- 
tig, ob sie ihren Wohnsitz im Inland oder Ausland haben 
oder gehabt haben. 

Dabei soll nicht verkannt werden, daß diese Fest- 
stellung gewisse Schwierigkeiten bereiten kann und bei 
bestimmten Reichsangehörigen überhaupt versagt. Das 
gilt jedoch nicht so sehr bei Gebietsabtretungen 1), wie 
sie bei der Eingliederung der Ostmark vorgekommen 
sind. Hier wird trotz der jetzigen Zugehörigkeit des Ge- 
bietes zum Altreich die frühere Staatsangehörigkeit der 
Bewohner leicht zu ermitteln sein. Lediglich könnte zwei- 
felhaft sein, ob nicht durch die gebietliche Einbeziehung 
die Bewohner, die nunmehr zum Altreichsgebiet ge- 
hören, rechtlich als Altreichsdeutsche zu behandeln sind. 

Dagegen versagt das Prinzip der früheren Staatsan- 
gehörigkeit, weil auf den Zeitpunkt der Eingliederung 
abgestellt, bei Neubürgern, d. h. Reichsbürgern, die ihre 
Staatsangehörigkeit erst nach der Eingliederung erwor- 
ben haben oder noch erwerben werden. Dahin gehören 
in erster Linie die zahlreichen Rückwanderer und die- 
jenigen Personen, die samt ihrem Gebiet aus anderen 
Staaten herausgelöst und dem Deutschen Reich einge- 
gliedert worden sind. Von geringerer Bedeutung sind die 
Fälle, in denen Ausländer im Ausland die deutsche Staats- 
angehörigkeit erwerben, ohne sich im Reich niederzu- 
lassen. 

Bei diesen Reichsangehörigen kann auf die frühere 
Staatsangehörigkeit nicht abgestellt werden, und es fragt 
sich daher, welcher Gruppe man sie zuteilen soll oder ob 


69) a.a. O. S. 189. 
60) Vgl. §1 Abs.3 der VO. v.3. Juli 1938. 
61) v.Weber a.a.O. 5189: 
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man ganz auf eine Einordnung verzichten und das reine 
Territorialitätsprinzip entscheiden lassen will. 

Wer für die Zugehörigkeit zu einer Teilrechtsordnmg 
den Wohnsitz entscheiden läßt, hat allerdings in diesen 
Fällen keine Schwierigkeiten, da ein inländischer Wohn- 
sitz meist vorhanden ist; nur wo er fehlt, soll die lex 
fori Anwendung finden 62). Hält man aber am Gedanken 
der Staatsangehörigkeit fest, so wird die Frage prak- 
tisch, wie die Neubürger in das System einzuordnen sind. 
Zur Beantwortung wird man zu unterscheiden haben: 

1. Entweder erlangen die Neubürger die deutsche 
Staatsangehörigkeit dadurch, daß sie samt ihrem Gebiet 
aus einem fremden Staatsgefüge herausgelöst und in das 
Großdeutsche Reich eingegliedert werden. In diesem 
Falle wird ihr Gebiet und damit sie selbst dem Recht 
unterstellt, das in dem aufnehmenden Teil des Reiches 
gilt. Diese Gruppe wird also altreichsdeutsch oder ost- 
märkisch, je nachdem, in welches Gebiet sie eingegliedert 
wird. Bleibt sie eine selbständige Verwaltungseinheit 
(z. B. en: so muß doch entweder das Altreichs- 
recht oder das Recht der Ostmark eingeführt werden, 
womit ihre Zuweisung zum einen oder anderen Rechts- 
kreis feststeht. 

2. Handelt es sich dagegen um Rückwanderer, 
die ohne Gebiet zum Reich zurückkehren, so ist die Ent- 
scheidung schwieriger. Entweder kann man hier auf eine 
Zuordnung ganz verzichten und reines Territorialprinzip 
für sie gelten lassen. Oder aber man kann sie ohne 
Rücksicht auf räumliche Beziehungen schlechthin als Alt- 
reichsdeutsche behandeln oder endlich entscheiden lassen, 
in welchem Rechtsgebiet sich der Rückwanderer zuerst 
niederläßt. Im ersten Falle würde bei innerdeutschen 
Handlungen Tatortrecht anzuwenden sein, während man 
für Auslandstaten wie bei Ausländern im Ausland einen 
Vorrang des Altreichsrechtes annehmen müßte. Die nahe- 
liegendste Lösung dürfte jedoch sein, den Ort der ersten 
Niederlassung im Reich entscheiden zu lassen und damit 
die Eigenschaft als Altreichsdeutscher oder Ostmärker 
endgültig festzustellen. Jedenfalls dürfte diese Lösung 
den Vorzug gegenüber jener verdienen, die den Wohn- 
sitz entscheiden läßt und damit die Möglichkeit schafft, 
durch Verlegung des Wohnsitzes das „Heimatrecht‘“ be. 
IE oft zu wechseln. Die Zuordnung nach der ersten 
Niederlassung behält ihre Wirkung, auch wenn der 
Wohnsitz gewechselt wird. Sie gilt sowohl für Inlands- 
wie für Auslandstaten der Neubürger. 

3. Endlich ist die Zugehörigkeit jener kleinen Gruppe 
von Neubürgern zweifelhaft, die ihre Staatsange- 
hörigkeit im Ausland erwerben, ohne in eine räumliche 
Beziehung zum Reich zu treten. Bei diesen dürfte es 
zweckmäßig sein, sie insoweit den Ausländern gleichzu- 
stellen und bei Inlandstaten Tatortrecht gelten zu lassen, 
bei Auslandstaten aber einen. Vorrang des Altreichsrech- 
tes anzunehmen. 


VI. 


Neben diesen grundsätzlichen Problemen des inter- 
lokalen Strafrechts sind noch einige Sonderfragen zu be- 
handeln, ohne daß diese Untersuchung wegen des be- 
schränkten Raumes Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
könnte. 

1. Zunächst kann zweifelhaft sein, welches Recht bei 
Tatbegehung in mehreren Teilrechtsgebieten gilt, eine 
Frage, die bei den sog. Distanzdelikten, bei fortgesetz- 
ten Taten und bei mehraktigen Delikten praktisch wer- 
den kann. Hier kann ein Teil der gleichen Tat im Gebiet 
der einen, eim anderer im Geltungsraum der anderen 
Rechtsordnung vorgenommen worden sein. Für diese 
Frage hat sich bereits eine fast einmütige Meinung in 
der Literatur herausgebildet®®), die den praktischen Be- 
dürfnissen durchaus gerecht wird. Da die Tat in beiden 
Geltungsbereichen begangen worden ist, verstößt sie 
auch gegen beide Strafrechtsordnungen. Ein Vorrang 
der einen vor der anderen besteht nicht; beide sind 


daher zur Beurteilung der Tat berufen. Die Strafe ist, 


62) v Weber a.a.O. S,189, 

63) Vgl. z.B. v. Weber a.a.O. S.188; Freisler: DJ. 1940, 
1284; Schäfer: DStR. 1940, 196; Mezger a.a.O.; Schönke 
a.a.O. II, 2. Für Anwendung des milderen Gesetzes: Küm mer- 
lein a.a.O. S. 292, 
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ähnlich wie bei der Konkurrenz zwischen Tatort- und 
Heimatrecht, dem strengeren Gesetz zu entnehmen. 

Eine abweichende Ansicht vertritt Kümmerlein®%), 
der unter entsprechender Heranziehung von $2a RStGB. 
das mildere Recht anwenden will, jedoch kann das hier 
ebensowenig zutreffen, wie bei der Konkurrenz von Tat- 
ort- und Heimatrecht. Der Vergleich mit $2a geht fehl, 
weil dort die Tat an sich nur einem Recht untersteht, 
nämlich dem zur Zeit der Tat geltenden, während hier 
beide Teilrechte als Tatortrecht unmittelbar auf die Tat 
anzuwenden sind. Das RG. endlich, das die Frage noch 
in seiner Entscheidung DJ. 1940, 907 offengelassen hatte, 
versucht jetzt65) in seinem Bestreben, jeden Fall doppel- 
ter strafrechtlicher Beurteilung zu vermeiden, eine Lö- 
sung dadurch zu finden, daß es — ausgehend vom reinen 
Tatortrecht — das Recht des Tatortes „im engsten 
Sinne“, d.h. aber das Recht des natürlichen Handlungs- 
ortes, anwenden will, das nur dann durch das Recht 
des Erfolgsortes ersetzt wird, wenn das Recht des Hand- 
lungsortes die Tat straffrei läßt. Das RG. stellt sich da- 
mit auf einen Standpunkt, den es selbst im internatio- 
nalen Strafrecht in ständiger Rechtsprechung ®6) abge- 
lehnt hatte und der heute in offenem Widerspruch zu 
83 Abs.3 n.F. steht. Hinzukommt, daß auch diese Ein- 
schränkung das RG. nicht in allen Fällen vor einer Kon- 
kurrenz mehrerer Strafrechte bewahren wird. Denn sie 
hilft zwar bei den Distanzdelikten, nicht aber bei mehr- 
aktigen, bei denen mehrere Handlungsorte im natür- 
lichen Sinne und damit mehrere auch nach RG. maßgeb- 
liche Tatorte vorhanden sein können. Diese Tatsachen 
zeigen, daß der Weg des RG. eine ’Fehlentwicklung ist, 
die bei späteren Entscheidungen zu erheblichen Schwie- 
rigkeiten führen kann. 

2. Endlich ist noch kurz auf die Fragen der Teil- 
nahme und Mittäterschaft im interlokalen 
Strafrecht einzugehen. Zunächst ist hier ebenso wie 
im internationalen Strafrecht die Frage des Tatortes der 
Teilnehmer problematisch, weil ihre Beantwortung nach 
der Regel des Territorialitätsprinzipes einen der maßgeb- 
lichen Anknüpfungspunkte für die Teilrechte ergibt. Ist 
z.B. die Anstiftung eines Ostmärkers durch einen Alt- 
reichsdeutschen nach Reichsrecht oder Ostmarkrecht zu 
beurteilen, wenn die Haupttat in der Ostmark, die An- 
stiftung dagegen im Altreich vorgenommen worden ist? 
Ist Tatort des Anstifters das Altreich und nur dieses, 
so ist nach den oben festgelegten Regeln ausschließlich 
Altreichsrecht anzuwenden, während für die Haupttat 
allein Ostmarkrecht gelten würde. Dabei könnte dann der 
Fall eintreten, daß Altreichsrecht und Ostmarkrecht die 
Tat verschieden bewerten und damit Haupttäter und 
Teilnehmer verschieden zu behandeln wären. 

Die Bestimmung des Tatortes der Teilnahme erfolgt 
nun, wie ich an anderer Stelle nachzuweisen versucht 
habe”), unter entsprechender Anwendung des 83 Abs. 3 
n. F. RStGB., und zwar für die Teilnahme selbständig, 
ohne Berücksichtigung der Akzessorität. Danach ist Tat- 
ort sowohl der natürliche Handlungsort des Teilnehmers 
als auch der Ort des „Erfolges“ seiner Tat. Erfolg 
ist aber bei der Anstiftung sowohl die Erweckung des 
Tatentschlusses im Haupttäter als auch die Begehung 
der Haupttat selbst, bei der Beihilfe sowohl die Förde- 
rung der Haupttat wie auch deren Begehung. Daher ist 
In unserem Beispiel Tatort .des Anstifters sowohl das 
Altreich als auch die Ostmark. Seine Tat untersteht da- 
her — ebenso wie bei den Distanzdelikten — schon nach 
Territorialprinzip zwei verschiedenen deutschen Straf- 
rechten, von denen das strengere zur Anwendung kommt. 
Das bedeutet: Während für die Haupttat, die allein in 
der Ostmark begangen worden ist, nur Ostmarkrecht 
gilt, sofern nicht der Haupttäter Altreichsdeutscher ist, 
findet auf die Anstiftung das jeweils strengere Recht 
Anwendung. Täterschaft und Teilnahme stehen unter 
verschiedenen deutschen Rechtsordnungen. Es kann daher 
der Fall eintreten, daß Haupttat und Teilnahme durch 
das gleiche Gericht eine verschiedene Beurteilung erT- 
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schiedene Strafen und sonstige Maßnehmen ergri 
werden, und zwar schon nach reinem Tatortprinzip ohne 
Berücksichtigung des Heimatrechtes. a 

Das macht zwar keine Schwierigkeiten, wenn hend 
Teilrechte die Tat unter Strafe stellen, mögen Ist ir 
auch gradueil verschieden beurteilen. Schwiert e ud a 
die Entscheidung, wenn die Haupttat nach ER Recht 
Heimatrecht des Haupttäters straflos ist, nach ana i 
des Handlungsortes des Teilnehmers aber oder AG 5 
seinem Heimatrecht unter Strafe steht. Verleite nr 
eine Altreichsdeutsche in Wien eine andere ae 
deutsche zur Vornahme gleichgeschlechtlicher en 5 
gen im Altreich, so ist die Haupttat straflos, wä er 
das ostmärkische Recht als das des Handlungsortes Ya 
Anstifterin die Tat bestrafen würde, Bestimmt daher ; 
Teilrecht, dessen Beurteilung die Teilnahme  ) 
auch den Charakter der Haupttat als „strafbare Be 
lung“ durch bloße Subsumierbarkeit, oder entscheide 
das Recht, das nach den Regeln des interlokalen Strat- 
rechts für die Haupttat „gilt“? 

Da die Verurteilung einer strafbaren Handlung durch 
ein anderes Teilrecht nicht vorausgesetzt wird, sofern ste 
nur dem einen untersteht, so hat die Straflosigkeit des 
Haupttäters für die Bestrafung des Teilnehmers keine 
Bedeutung, vorausgesetzt nur, daß die Haupttat er 
schaffen ist, daß sie nach dem Recht, dem die Teilnahme 
untersteht, eine tatbestandsmäßige und damit wider- 
rechtliche Handlung darstellt. Eine entsprechende EN 
sichtigung des 83 Abs. 2 n.F. ist hier nicht erforderlich, 
da es sich um Taten im Deutschen Reich handelt und 
weder die Notwendigkeit der Abgrenzung zu einer fremd- 
völkischen Rechtsordnung besteht, noch das Bedürinis, 
das generelle, durch Tatbestandserfüllung indizierte Un- 
werturteil wegen besonderer Verhältnisse am Tatort zu 
überprüfen 6). Die Ostmärkerin, die daher in Berlin eine 
Altreichsdeutsche zu homosexuellen Handlungen veran- 
laßt, ist nach ostmärkischem Recht ebenso strafbar, ir 
wenn sie selbst die Tat begangen oder die ann a 
im Gebiet der Ostmark stattgefunden hätte. = Bun 
gekehrt: Die Strafbarkeit der Haupttat nach Tator R o i 
Heimatrecht bedeutet auch im Be a 
nicht unbedingt Strafbarkeit der Teilnahme. Vie er 5; 
auch hier für alle Teilnehmer selbständig zu prü PAD 
sie nach den oben dargelegten Ganda zer i 3 A 
ordnung unterstehen, aus der der Hammars es en 
werden kann. Ist das nicht der Fall, so bleibt m Ge 
nehmer straflos, obwohl der Haupttäter Bean a h 
Wenn also die A ee Bu a SON en 

i inem Delikt nac : t, 

E Sa nach Heimatrecht strafbar, während = aw 
stiĦerin straffrei ausgeht, weil das ostmärkische Recht 
für sie weder als Tatort- noch als Heimatrecht gilt. — 
Das Ergebnis ist daher, daß die Geltung einer Teilrechts- 
ordnung für jeden Beteiligten einzeln und unabhängig 
von der Haftung der übrigen Teilnehmer zu prüfen ist. 
Alle Elemente der Gesamttat, insbesondere die Haupttat, 
werden dann, soweit es die ‚Beurteilung, der Teilnahme 
erfordert, nach der für den einzelnen Teilnehmer gelten- 
den Teilrechtsordnung bestimmt. i 

Ganz ähnlich ist die Fragestellung und Entscheidung 
bei der Mittäterschaft. Insbesondere gilt hier der gleiche 
Grundsatz: Jeder Mittäter ist hinsichtlich der für ihn 
geltenden Teilrechtsordnung selbständig und unabhängig 
von den übrigen zu beurteilen. Die Straflosigkeit des 
einen nach dem für ihn geltenden Recht bedeutet nichts 
für oder gegen die Strafbarkeit der anderen. A 

Gegen diese Entscheidung lassen sich in beiden Fällen 
Bedenken wegen der dadurch bedingten Uneinheitlichkeit 
der Entscheidung gegen die einzelnen Beteiligten geltend 
machen. Denn die Folge ist, daß in einem Prozeß der 
eine Mittäter oder Teilnehmer freigesprochen, der andere 
verurteilt werden kann. Diese Bedenken haben z. B. Jung 
veranlaßt, seinen grundsätzlichen Standpunkt im diesen 
Fällen durch eine Ausnahme zugunsten einer einheit- 
lichen Entscheidung gegen alle Beteiligten zu durch- 
brechen. Sie können jedoch, ohne daß die Tatsache selbst 
gebilligt werden sollte, nicht als durchschlagend aner- 
kannt werden. Einmal gibt es auch sonst im Strafrecht 
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Stellung der eine Teilnehmer nicht oder anders bestraft 
wird. Man denke etwa an die Teilnahme am Kindesmord 
oder Ehegattendiebstahl. Vor allem aber liegt die wirk- 
liche Ursache für die Uneinheitlichkeit der Entscheidung 
nicht im falschen System, sondern gerade in der Tatsache 
der doppelten Rechtsordnung in einem Einheitsstaat 89), 
eine Tatsache, mit der man sich nach dem ausdrücklichen 
Willen des Gesetzgebers abzufinden hat. Solange es im 
Reich für deutsche Bürger verschiedene Strafrechte gibt, 
darf man keine strafrechtliche Gleichbehandlung gleicher 
Taten erwarten. Das gilt nicht nur dann, wenn man auch 
das Personalitätsprinzip im interlokalen Strafrecht be- 
rücksichtigt, sondern auch dann, wenn man reines Ter- 
ritorialprinzip gelten läßt. Wenn z.B. A. im Altreich den 
ersten Teil eines mehraktigen Deliktes verwirklicht und 
dann den zweiten in der Ostmark unter Beihilfe von B., 
so ist Tatort des A. sowohl Altreich wie Ostmark, Tat- 
ort des B. dagegen nur die Ostmark, so daß eine ver- 
schiedene Behandlung beider Beteiligter möglich ist. So- 
gar nach der vom RG. vertretenen: Ansicht, daß der Tat- 
ort im engsten Sinne entscheidend sei, fällt die Einheit- 
lichkeit der Entscheidung weg, wenn Teilnehmer und 
Haupttäter verschiedene natürliche Handlungsorte haben. 
Der Begehungsort der Haupttat würde ja nach dieser 
Meinung für den Tatort der Teilnahme ohne Bedeutung 
sem. 

Im übrigen sprechen aber vor allem auch praktische 
Erwägungen dafür, die Uneinheitlichkeit der Entschei- 
dung in Kauf zu nehmen. Denn wenn die ergänzende 
Berücksichtigung des Heimatrechtes auf den Alleintäter 
beschränkt sein würde, während bei Mittäterschaft allein 
Tatortrecht anzuwenden wäre, wenn nur ein Mittäter 
allein nach Tatortrecht beurteilt werden kann, so würde 
zwar der altreichsdeutsche Gewohnheitsverbrecher, wenn 
er in der Ostmark ein Delikt allein begeht, in Sicherungs- 
verwahrung gebracht werden können, dagegen ihr ent- 
gehen, wenn er sich mit einem Ostmärker zusammen- 
tut?0). Es besteht daher kein überzeugender Grund, den 
Grundsatz im Interesse der Einheitlichkeit der Entschei- 
dung aufzugeben, um eine neue und vielleicht noch 
störendere Uneinheitlichkeit dafür einzutauschen: die ver- 
schiedene Behandlung von Allein- und Mittäter. 

3. So schwierig die Probleme des interlokalen Straf- 
rechts sind, so leicht ist die Entscheidung der Frage des 
Strafprozeßrechtes: Es gilt die lex fori. Jedes 
deutsche Gericht prozediert nach „seinem“ Recht. Dar- 
über besteht Einigkeit”!). Allerdings bedarf die Frage, 
welche Norm prozessualer und welche materieller Natur 
ist, genauer Untersuchung, wobei die systematische Stel- 
une der einzelnen Bestimmung ohne Bedeutung ist. So 
enthält z.B. der 8265a ÖStPO. (außerordentliches Mil- 
derungsrecht) kein formelles, sondern materielles Recht. 
Er gilt daher nicht, wenn das Gericht der Ostmark 
materielles Altreichsrecht anzuwenden hat 2). 

Die Frage der Abgrenzung zwischen materiellem und 
formellem Strafrecht hat allerdings die Wissenschaft auch 
sonst bereits beschäftigt, jedoch ist zweifelhaft, ob die 
Ergebnisse dieser Arbeit ohne weiteres auch , hierher 
übertragen werden können. Denn viele an sich prozes- 
suale Einrichtungen stehen in so engem Zusammenhang 
mit der Regelung des materiellen Rechtes, daß sie von 
diesem nicht getrennt werden können und daher nicht 
als prozessuale lex fori mit dem Strafrecht eines an- 
deren Teilrechtsgebietes gekoppelt werden dürfen. Hier 
entscheidet nicht die Konstruktion, sondern die Funktion. 
So ist z. B. der Strafantrag seiner Konstruktion nach pro- 
zessualer Natur”®). Er kann jedoch nicht von der kon- 
kreten Gestalt des mit ihm verbundenen Deliktes gelöst 
werden und wird daher nur praktisch, wenn auch das 
ihm regelnde materielle Recht Anwendung findet. 

Zweifelhaft kann die Entscheidung bei den Grund- 
sätzen über die Gesamtstrafenbildung bei real 


69) Freisler: DJ. 1940, 1284, 

10) So: Jung a.a.O. S. 599. 

11) RG.: DR. 1940, 1525; v. Weber a.a.0.,190; Freisler: 
DJ. 1940, 1283; Middel a.a.O. 

12) Das bestimmt für die Anwendung von Reichsrecht, das in 
der Ostmark eingeführt worden ist, ausdrücklich 87 Abs,2 der 
StrafanpassungsVO. v. 8. Juli 1938. 

73) Das ist freilich nicht unbestritten. Vgl. Frank zu S61 1]; 
Mezger, Lehrbuch S.8. 


Aufsätze 


t 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


konkurrierenden Delikten sein, die im Altreichs- und Ost- 
markrecht verschieden gestaltet sind, und zwar z. T. im 
StGB., z. T. in den StPO. Während nach RStGB. (§ 74) 
die Gesamtstrafe unter der Summe der Einzelstrafen blei- 
ben muß, jedoch den Strafrahmen des schwersten Delik- 
tes überschreiten darf, ist die Straferhöhung nach ÖStGB. 
($ 34) durch die obere Grenze des Strafrahmens der 
schwersten Tat beschränkt. Da es sich insoweit um die 
Festlegung der Strafhöhe selbst handelt, sind die Be- 
stimmungen materielles Recht und folgen daher an sich 
den gleichen Regeln wie die Straftatbestände selbst. Da- 
mit steht die Entscheidung in den Fällen fest, in denen 
eine Mehrzahl real konkurrierender Taten nach einer 
Teilrechtsordnung zu beurteilen ist, gleichgültig, ob auf 
Grund des Tatort- oder Heimatrechtes und ob vom Alt- 
reichs- oder Ostmarkgericht. Die Festsetzung der Strafe 
erfolgt nach den Regeln des jeweiligen Teilrechtes. Da- 
gegen versagt diese Abgrenzung, wenn für die Delikte 
verschiedene Teilrechte gelten, z.B. also ein Gericht des 
Altreiches mehrere Taten teils nach Altreichs-, teils nach 
ostmärkischem Recht abzuurteilen hat. Der Gesetzgeber 
hat sich in ähnlichen Fällen für einen Vorrang des Alt- 
reichsrechtes und seiner Gesamtstrafenregelung entschie- 
den. Nach 89 Abs.2 VO. über die Ausübung der Straf- 
gerichtsbarkeit im Protektorat v. 14. April 1939 wird, 
wenn teils Reichs-, teils Protektoratsrecht anzuwenden 
ist, die Gesamtstrafe nach reichsrechtlichen Grundsätzen 
gebildet. Das gleiche gilt nach $ 12 Abs. 2 VO. vom 
16. Jan. 1939 im Sudetenland für das Verhältnis von Reichs- 
recht und weitergeltendem tschechischem Recht. Dieser 
Grundsatz ist zweckmäßig auch auf das Verhältnis Alt- 
reichs—Ostmarkrecht zu übertragen. Er rechtfertigt sich 
hier aus der Erwägung, daß der Täter sich eine Be- 
strafıng nach dem schwersten der verletzten Rechte ge- 
fallen lassen muß, als das das RStGB. anzusehen ist. 

Die, Rechtsprechung”) ist bereits ähnliche Wege ge- 
gangen, die Schäfer?) gebilligt hat. v. Webe r76) da- 
gegen will die lex fori entscheiden lassen, jedoch ist das 
sicher bedenklich, wenn ein Gericht der Ostmark im übri- 
gen ausschließlich Altreichsrecht anwendet und umgekehrt. 

Die gleichen Grundsätze müssen aber auch für die 
in den StPO. enthaltenen Vorschriften über Gesamt- 
strafenbildung gelten, obwohl diese an sich prozessualer 
Natur sind TE daher die lex fori gelten würde. Denn 
sie sind auf die materielle Regelung des StGB. abge- 
stimmt und ergeben keinen Sinn, wenn man sie mit 
einem fremden Recht verbindet. So paßt die Vorschrift 
des § 265 ÖStPO., der die Straffestsetzung nach § 34 
ÖStGB. regelt, nicht, wenn es sich um die Bildung einer 
Gesamtstrafe nach 874 RStGB. handelt. Die Vorschriften 
der ÖStPO. gelten daher nur dann, wenn alle konkur- 
rierenden Taten materiell nach ÖStGB. abzuurteilen sind. 
In allen anderen Fällen gilt trotz der prozessualen Natur 
der Bestimmungen, unabhängig von der lex fori, Alt- 
reichsrecht 17) 78). 

Damit sind die wichtigsten Fragen des interlokalen 
Strafrechts aufgezeigt und eine Lösung versucht. Die Er- 
gebnisse der Untersuchung sind dahin zusammenzufassen: 

1.Im interlokalen Strafrecht stehen Territorialprinzip 
und Personalprinzip gleichbsrechtigt nebeneinander. 
Tatortrecht und Heimatrechr erfassen alle Inlands- 
taten deutscher Staatsangehöriger. Zur Anwendun 
kommt das strengere Recht. Bei Auslandstaten deut- 
scher Staatsbürger gilt allein Heimatrecht. 

2. Für die Feststellung des Heimatrechtes entscheidet 
die frühere Staatsangehörigkeit des Täters. Bei Neu- 
bürgern ist die Zuweisung ihres Gebietes zum einen 
oder anderen, Rechtskreis maßgebend. In anderen 
Fällen entscheidet der Ort der ersten Niederlassung im 
Reich. Fehlt auch der, so gilt die gleiche Regelung 
wie für Ausländer. i 

3. Für Inlandstaten von Ausländern gilt Tatortrecht. 

4. Bei Auslandstaten vom Ausländern findet ausschließ- 
lich Altreichsrecht Anwendung. 
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Eines sei jedoch abschließend festgestellt: Alle Lösun- 
gen der Probleme des interlokalen Strafrechts sind — 
notwendig unbefriedigende — Versuche, sich mit der un- 
vereinbaren Tatsache abzufinden, daß in’ einem Reich, 
dessen Einheit fester gefügt ist denn je, mehrere Teil- 
rechte bestehen, die notwendig zu einer verschiedenen 


Behandlung gleicher Staatsbürger führen, ganz gleich, ob 
man die Geltung des Personalitätsprinzipes auch im 
interlokalen Strafrecht anerkennt oder nicht. Die einzige 
wirkliche „Lösung“ liegt daher in der endgültigen Be- 
seitigung dieses Zustandes und der Einführung eines 
einheitlichen Rechtes für alle Deutschen. 


Der Volksgerichtshof in Norwegen 


Von Staatsanwalt Rück, Referent beim Reichskommissar für die besetzten norwegischen Gebiete 


Die politischen Vorgänge in Norwegen gleichen in 
vieler Beziehung denen im Reich während der Jahre der 
Kampfzeit und während der ersten Zeit nach der Macht- 
übernahme. Wie sich zu jener Zeit in Deutschland die 
alten Parteien dem ‚Siegeszug der nationalsozialistischen 
Bewegung entgegenzustellen versuchten, so gibt es auch 
in Norwegen Gruppen, die der von Ministerpräsident 
Vidkun Quisling geführten nationalen Sammlungsbewe- 
gung, Nasjonal Samling, den Führungsanspruch und die 
Führung streitig machen wollen. Zu diesen Gruppen ge- 
hören in erster Linie die englandhörigen Kreise, als deren 
Prototypen die Mehrzahl der norwegischen Reeder an- 
zusehen ist, und außerdem die Marxisten. Da diese beiden 
Gruppen nicht ohne weiteres gewillt sind, kampilos von 
der politischen Arena abzutreten, spielt sich zur Zeit eine 
hartnäckige innerpolitische Auseinandersetzung mit Nas- 
jonal Samling ab. Da Nasjonal Samling aber bereits zur 
staatstragenden Bewegung Norwegens herangewachsen 
ist und die staatliche Macht übernommen hat, ist sie in 
der Lage, Angriffe auch mit staatlichen Migteln abzu- 
wehren.»Die Staatsführung sah sich vor die Aufgabe ge- 
stellt, Angriffe auf den Staat und jede gegen den neuen 
Staat gerichtete politische Betätigung strafrechtlich zu 
ahnden, und zwar durch eine Gerichtsbarkeit, die nach 
ihrem ganzen System auf jeden Fall eine Sicherung der 
Interessen des neuen Staates gewährleistet. Zu diesem 
Zwecke wurde in Norwegen ein Volksgerichtshof 
errichtet, für den im wesentlichen das deutsche Vorbild 
maßgebend war. 

Nachdem in jüngster Zeit in Norwegen durch die 
nationale Regierung eine Neukodifizierung der Bestim- 
mungen über den Volksgerichtshof erfolgt ist, erscheint 
ein kurzer Überblick über die Entstehung und Entwick- 
lung dieses Gerichtshofs und über die nunmehr gelten- 
den Rechtsvorschriften lohnenswert. Es erscheint auch 
deshalb interessant, sich mit der Institution des Volks- 
gerichtshofs zu befassen, weil gerade der Ausbau dieses 
Gerichtshofs zeigt, wie sehr sich auch in Norwegen die 
vom Nationalsozialismus geprägte neue Volks- und Staats- 
auffassung, nach welcher ein Angriff auf den Volks- 
staat einen Angriff auf das Volk darstellt, durchgesetzt 
hat. Und die Tatsache, daß sich der Volksgerichtshof mit 
seinen volksnahen Entscheidungen in der verhältnismäßig 
kurzen Zeit seines Bestehens das absolute Vertrauen des 
staatsbejahenden Teils der norwegischen Bevölkerung er- 
worben und den Haß der staatsverneinenden Kräfte in 
besonderem Maße auf sich gezogen hat, zeigt, welch 
glückliche Hand die neue Führung gerade mit der Er- 
richtung und dem Aufbau dieses Gerichtshofs hatte. 

Die eigentliche Rechtsgrundlage für den Volksgerichts- 
hof ist die Verordnung des Reichskommissars über die 
Errichtung eines norwegischen Sondergerichts v. 25. Okt. 
1940. Nach dieser Verordnung sollte die Durchführung 
der Strafverfahren nach der Verordnung des Reichs- 
kommissars über das Verbot der politischen Parteien in 
Norwegen v. 25. Sept. 1940 und nach der Verordnung 
über die Betätigung zugunsten des norwegischen König- 
hauses v. 7. Okt. 1940 einem norwegischen Sondergericht 
mit dem Sitz in Oslo übertragen werden. Ein Rückblick 
gerade auf diese Verordnung ist deshalb interessant, weil 
er zeigt, daß der Reichskommissar schon zu einem. ver- 
hältnismäßig sehr frühen Zeitpunkt erkannt hat, daß 
etwaige Angriffe gegen die politische Neuordnung in 
Norwegen der Ahndung durch norwegische Gerichte 
vorbehalten sein müßten. Gerade dadurch, daß er für 
Verstöße gegen die von ihm erlassenen Verordnungen. 
eine norwegische Gerichtsbarkeit begründete, bewies er, 


daß er trotz der vorangegangenen militärischen Aus- 
einandersetzung zwischen Norwegen und Deutschland 
fest an die politische Einsicht des Großteils der nor- 
wegischen Bevölkerung und seiner neuen Führung glaubte. 
Den Männern aber, die im Namen des neu zu errichten- 
den Sondergerichts Recht sprechen sollten, war eine 
außerordentliche Möglichkeit gegeben, ihre eigene Welt- 
anschauung durch die Tat zu beweisen und zugleich 
sühnend, vorbeugend und damit auch im hohen Maße 
erzieherisch auf das norwegische Volk einzuwirken. 

In der Erkenntnis, daß das im Auftrag des Reichs- 
kommissars zu errichtende Sondergericht der Grundstock 
für ein Volksgericht zur Aburteilung politischer Straf- 
taten sein müsse, hat der Chef des Justizdepartements 
durch eine Verordnung v. 8.Nov. 1940 den norwegi- 
schen Volksgerichtshof geschaffen. Der neugeschaffene 
Gerichtshof erhielt also den Namen seines großen Bru- 
ders.in Deutschland, obwohl sein Aufgabenkreis zunächst 
noch sehr beschränkt war, und seine Bedeutung bei wei- 
tem nicht an die des deutschen Volksgerichtshois, der 
in den Jahren seines Bestehens zu einem wahren Ge- 
richtshof des Volkes geworden war, heranreichte. Immer- 
hin, gerade diese Bezeichnung des neuen Gerichtshofs 
gab zu erkennen, daß die Beschränkung des Aufgaben- 
kreises lediglich als vorübergehend gedacht war und 
daß schon damals von maßgebender norwegischer Seite 
beabsichtigt war, auch hier dem im Werden befindlichen 
neuen Volksstaat seinen Schutz durch eine besondere 
Volksgerichtsbarkeit sicherzustellen. 

Da der neue Gerichtshof möglichst rasch in Tätigkeit 
treten mußte, um seiner Aufgabe gerecht zu werden, 
war es notwendig, ein möglichst einfaches und in Nor- 
wegen bekanntes Verfahren zu wählen. Die norwegische 
Verordnung v. 8.Nov.1940 legte daher fest, daß, von 
ausdrücklich bestimmten Vorschriften abgesehen, das 
norwegische Gerichts- und Strafprozeßgesetz auch für 
den Volksgerichtshof anzuwenden sei und für die Haupt- 
verhandlung und deren Vorbereitungen die Vorschriften 
für die Bezirks- und Stadtgerichtssachen zu befolgen 
seien. 

Die in der Verordnung des Reichskommissars vom 
25. Okt. 1940 vorgesehene Laienbeteiligung in der Recht- 
sprechung sollte nach einem in der Verordnung v. 8. Nov. 
1940 vorgesehenen besonderen System erfolgen. Die Bei- 
sitzer sollten von dem Chef des Justizdepartements unter 
den bereits listenmäßig zusammengefaßten Geschworenen 
ausgewählt werden. Mittels dieses Systems war die Ge- 
währ für eine Auswahl politisch einwandfreier und dabei 
sachlich geeigneter Persönlichkeiten gegeben. 

Die Erhebung der Anklage beim Volksgerichtshof sollte 
von besonderen, durch den Chef des Justizdepartements 
bestimmten Beamten der öffentlichen Anklagebehörden 
erfolgen. Die Führung der Strafsachen beim Volks- 
gerichtshof oblag dem Reichsanwalt, dem Bevollmäch- 
tigten des Reichsanwalts oder dem Beamten, der über 
die Erhebung der Anklage entscheidet. Entsprechend den 
Bestimmungen der norwegischen Strafprozeßgesetze, nach 
denen auch Rechtsanwälte als Anklagevertreter ernannt 
werden können, sollte der Reichsanwalt auch in Volks- 
gerichtshofssachen Rechtsanwälte als Vertreter der An- 
klage ernennen können. Für diesen Zweck war eine von 
dem Chef des Justizdepartements bestimmte Liste von 
Rechtsanwälten, die zum Ankläger vor dem Volksgerichts- 
hof geeignet erschienen, vorgesehen. 

Sofort nach Erlaß der Verordnung über den Volks- 
gerichtshof war man sich wohl auf norwegischer wie 
auch auf deutscher Seite der Tatsache bewußt, daß die 
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beschränkte ı Zuständigkeit einer verhältnismäßig um- 
fassenden Zuständigkeit in allen politischen Angelegen- 
heiten weichen müsse. Die staatsbejahenden norwegi- 
schen Kreise hatten richtig erkannt, daß nur dieses Ge- 
richt die Gewähr für eine zweckentsprechende Durch- 
führung politischer Strafverfahren bietet. Es mußten 
daher insbesondere die Straftaten, die sich gegen den 
in der Entwicklung begriffenen norwegischen Volksstaat 
nationalsozialistischer Prägung richteten, vor den Volks- 
gerichtshof gebracht werden können. Aber auch eine 
Ausdehnung der Zuständigkeit auf diese Verbrechen 
allein erschien noch nicht ausreichend, es mußte viel- 
mehr eine Generalklausel gefunden werden, die es er- 
möglichte, alle Straitaten, die irgendwie öffentliche 
Interessen berührten, vor das neugeschaffene Forum zu 
bringen. r 

In der klaren Erkenntnis der Wichtigkeit gerade dieser 
Aufgabenvermehrung des Volksgerichtshofs erging daher 
am 21. Dez. 1940, also nur sechs Wochen nach der ersten 
Verordnung über die Errichtung des Volksgerichtshofs 
eine Verordnung über den Ausbau des Voiksgerichts- 
hofs, wonach sämtliche Straftaten, die sich gegen die 
Selbständigkeit und die Sicherheit des Staates, gegen die 
Staatsverfassung und das Staatsoberhaupt, die Ausübung 
der staatsbürgerlichen Rechte, die Staatsgewalt oder die 
allgemeine Ordnung und den Frieden richten oder ge- 
meingefährlich sind, der Zuständigkeit des Volksgerichts- 
hofs unterliegen, falls sie die Staatsanwaltschaft vor 
dieses Gericht bringt. Entsprechend der oben erwähnten 
Notwendigkeit, auch andere, öffentliche Interessen be- 
rührende Angelegenheiten vor den Volksgerichtshof zu 
bringen, wurde noch eine Generalklausel geschaffeny die 
es ermöglichte, andere Sachen durch den Volksgerichts- 
hof entscheiden zu lassen, falls dies nach Ansicht der 
Staatsanwaltschaft notwendig erscheint. 

Die neue Verordnung hatte dadurch eine doppelte Zu- 
ständigkeit für den Volksgerichtshof begründet, nämlich 

1. eine obligatorische kraft Gesetzes für alle Verstöße 

gegen die Verordnungen des Reichskommissars über 
das Verbot der Parteien und das Verbot der Be- 
tätigung zugunsten des norwegischen Könighauses, 

2. eine fakultative auf Antrag der Anklagebehörde 

a) für die zuvor genannten Verbrechen, die sich 
gegen den Staat bzw. die staatsbürgerlichen 
Rechte richten oder gemeingefährlich sind. 

b) für die übrigen Straftaten mit politischem Hinter- 
grund. 

So war der Volksgerichtshof zu einer gerichtlichen 
Institution von größter Bedeutung geworden. 
Diese außergewöhnlich starke Kompetenzerweiterung 
mußte natürlich um so mehr, als die Entscheidungen des 
Gerichts endgültige sind, eine durch die große Verant- 
wortung bedingte Änderung in der Besetzung des Volks- 
gerichtshofs hervorrufen. Erschien bei den Sitzungen, die 
sich mit den Vergehen gegen die erwähnten Verordnun- 
gen des Reichskommissariats befaßten, eine Besetzung 
mit einem Berufsrichter und zwei Laienrichtern als aus- 
reichend, so mußte nunmehr, um der Bedeutung poli- 
tisch wichtiger Strafsachen gerecht zu werden, die An- 
zahl der erkennenden Richter vermehrt werden. Dement- 
sprechend wurde die Bestimmung getroffen, daß in allen 
Strafsachen, die sich mit Verbrechen befassen, außer dem 
Vorsitzenden und zwei zum Richteramt am Höchstgericht 
befähigten Beisitzern noch zwei Schöffen an der Ver- 
handlung teilnehmen. Damit war gleichzeitig ein Über- 
gewicht des berufsrichterlichen Einflusses gegenüber den 
Laienrichtern geschaffen. 

Um durch die fakultative Zuständigkeit des Volks- 
gerichtshofs in einem sachlich nicht beschränkten Um- 


fange den Volksgerichtshof nicht allzu sehr zu über- ” 


lasten, brachte die Verordnung die Einschränkung, daß 
nur der Reichsanwalt oder die bereits erwähnten be- 
sonders ermächtigten Beamten der Anklagebehörde über 
die Frage, ob eine Angelegenheit vor den Volksgerichts- 
hof gebracht werden solle, entscheiden dürfen. Es wurde 
also auch in dieser Beziehung eine vernünftige Hand- 
habung der neu erlassenen Bestimmungen gewährleistet. 

Nach dem nunmehr grundsätzlich vollzogenen Ausbau 
des Volksgerichtshofs bedurfte noch die Frage der Unter- 
suchungshaft in Volksgerichtshofssachen der Klärung. Es 
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erschien nicht tragbar, daß in derartigen Strafsachen, bei 
denen die Fortdauer der Haft von politischer Wichtig- 
keit ist, politisch unzuverlässige oder mit den politischen 
Verhältnissen nicht genügend vertraute Untersuchungs- 
richter über die Hafttortdauer entschieden. Es mußte des- 
halb erstrebt werden, die Fortdauer der Untersuchungs- 
haft — wenigstens im Endergebnis — von der Entschei- 
dung des Volksgerichtshofs selbst abhängig zu machen. 
Zu diesem Zweck erging eine Verordnung, welche be- 
stimmte, daß die 88235 und 236 des norwegischen Straf- 
gesetzes, die sich mit der Vorführung vor dem Gericht 
beschäftigen, für Volksgerichtshofssachen nicht anzuwen- 
den seien. Die Anklagebehörde wurde in die Lage ver- 
setzt, zunächst selbst über die Frage der Untersuchungs- 
haft zu entscheiden; dann aber war sie verpflichtet, um- 
gehend eine Entscheidung des Vorsitzenden des Volks- 
gerichtshofs über die Frage der Haftfortdauer herbei- 
zuführen. 

Ferner ist noch erwähnenswert, daß die Durchfüh- 
rung von Privatklagen von einer Genehmigung des Volks- 
gerichtshofs abhängig gemacht wurde. 

Nach der Regelung all dieser Fragen hatte der Volks- 
gerichtshof nunmehr die Möglichkeit, sich in vollem Um- 
fange seiner verantwortungsvollen und schwierigen Tätig- 
keit zu unterziehen. Wie aber schon aus den seitherigen 
Ausführungen ersichtlich ist, hatte die Rechtslage den 
einen Nachteil, daß die maßgeblichen Bestimmungen in 
den verschiedensten Vererdnungen verstreut waren. Diese 
Trennung erschien auf die Dauer nicht glücklich, und 
so hat sich die Regierung im Interesse einer besseren 
Übersicht veranlaßt gesehen, alle diese Bestimmungen in 
einem Gesetz zusammenzufassen und gleichzeitig ge- 
wisse Maßnahmen, die sich in der Praxis als notwendig 
erwiesen, durchzuführen. Diese Neukodifizierung erfolgte 
durch ein Gesetz über den Volksgerichtshof v. 5. März 
1942, das die Verordnungen v. 8. Nov. 1940, 21. Dez. 1940, 
5.März 1941 und 24. Jan. 1942 ablöste, ohne grundsätz- 
lich von den alten Bestimmungen abzuweichen. Ins- 
besondere blieb die sachliche Zuständigkeit trotz teil- 
weiser Neuausformung unberührt. Interessant ist aber, 
daß dieses Gesetz zum erstenmal von der Volksfeind- 
lichkeit der vor den Volksgerichtshof gebrachten Straf- 
taten spricht, woraus zu ersehen ist, daß die neue nor- 
wegische Staatsführung die nationalsozialistische An- 
schauung vom Volksstaat teilt. 

Die Neuerungen des Gesetzes v. 5. März 1942 dienen 
hauptsächlich der Entlastung des Volksgerichtshofes, 
Der Geschäftsanfall war so stark geworden, daß die 
geringe Anzahl fester Richter auf die Dauer nicht in der 
Lage war, die Arbeit allein zu bewältigen. Das neue Ge- 
setz sieht deshalb bei Verhinderung der festen Richter, 
bei Häufung der Geschäfte oder bei auswärtigen Sitzun- 
gen die Hinzuziehung von Hilfsrichtern vor. Um für 
diesen Zweck geeignete Persönlichkeiten zur Verfügung 
zu haben, werden Ausschüsse von Beamtenrichtern, aus 
deren Reihen die Richter für den Volksgerichtshof aus- 
gewählt werden, gebildet. 

Auch die Besetzung des Volksgerichtshofs wurde zum 
Teil vereinfacht. Nach den nun sehr geltenden Bestim- 
mungen spricht der Volksgerichtshof grundsätzlich in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Richtern 
Recht. In Verfahren, die ein Verbrechen zum Gegenstand 
haben, können zwei Schöffen zugezogen werden, falls 
dies nicht aus besonderen Gründen unzweckmäßig er- 
scheint. In -einigen besonderen, im Gesetz näher fest- 
gelegten Verfahren ergeht das Erkenntnis sogar nur 
durch einen Richter. £ 

Hand in Hand mit der Entlastung des Volksgerichts- 
hofs wurde auch der Reichsadvokat entlastet, wobei aber 
an der Bestimmung, daß nur der Reichsadvokat die fakul- 
tative Zuständigkeit des Volksgerichtshofs begründen 
kann, festgehalten wurde. 

Neu wird weiter die Frage der Verteidigung vor dem 
Volksgerichtshof geregelt. In der Erkenntnis, daß der 
Volksgerichtshof nicht das Forum für demagogische 
Reden politisch nicht zuverlässiger Advokaten werden 
darf, werden Vorsichtsmaßnahmen ‚getroffen, die ge- 
währleisten, daß nur politisch einwandfreie Persönlich- 
keiten mit der Verteidigung eines Angeklagten betraut 
werden können. 
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Erwähnenswert ist weiter noch, daß beim Vorliegen 
von Staatsinteressen die Zeugnispflicht erheblich er- 
weitert und die Öffentlichkeit des Verfahrens einge- 
schränkt werden kann. 

Das neue Gesetz v. 5.März 1942 gibt so die Mög- 
lichkeit, Strafverfahren mit politischen Hintergründen 
durch verantwortungsbewußte, politisch und fachlich ge- 
schulte Männer zweckentsprechend erledigen zu können. 
Die Rechtsprechung dieses Gerichtshofes wird dafür sor- 
gen, daß auch in Zukunft unverantwortliche, staatsver- 


Verhältnis der §§ 1—3 zu § 4 
der Volksschädlingsverordnung 


In letzter Zeit ergingen mehrfach Verurteilungen wegen 
unter Ausnutzung der Verdunkelung begangener Dieb- 
stähle als Verbrechen gegen §2 in Tateinheit mit 
84 VolksschädliVO. Dies war unrichtig. Die Ausnutzung 
der zur Abwehr von Fliegergefahr getroffenen Mab- 
nahmen (82) ist während eines Krieges naturgemäß im- 
mer eine Ausnutzung der durch den Kriegszustand ver- 
ursachten außergewöhnlichen Verhältnisse (§ 4). Insofern 
liegt ein Fall der Gesetzeseinheit vor. Man kann sich also 
die große Mühe sparen, "außer der Ausnützung der Ver- 
dunkelung auch noch andere Voraussetzungen des $4 in 
längeren Ausführungen darzulegen. x 

Wie aus jenen Urteilen en ‚ war schuld an 
dem Fehler eine Bemerkung, bei er Erl. zum 
StGB. Note 4 zu 84 VolksschädiVO., die allein zur Be- 
gründung der Tateinheit angeführt wurde. Schwarz 
sagt aber (9. Aufl. S.1027) unter Verweisung auf RGSt. 
74, 114 (DR. 1940, 905) nur, daß Idealkonkurrenz 
zwischen 882 und 4 möglich sei, nicht, daß sie immer 
vorliege!). Diese Entscheidung jedoch führt lediglich aus, 
daß von Grundtaten der 882 und 4, die in Tateinheit 
stehen (dort Fahrerflucht und Nötigung in einer Hand- 
lung begangen), die eine gegen § 2, die andere nur gegen 
84 verstoßen könne und dab dann Tateinheit auch im 
Verhältnis dieser Vorschriften vorliege. Daraus ist aber 
nicht zu entnehmen, daß bei Verstoß aller Grundtaten 
gegen 82 ebenfalls Tateinheit und damit das Erfordernis 
der Bestrafung nach beiden Vorschriften vorliegen solle. 
Es besteht auch gar kein Bedürfnis hierfür, da die Strat- 
möglichkeiten bei beiden Vorschriften leich sind. 

Über das Verhältnis der 881-4 VolksschädIVO. zu- 
einander hat sich Freisler, „Deutsches Strafrecht‘, 
1. Bd., eingehend geäußert. Er scheidet die vier Straf- 
normen der 881-4 in zwei Gruppen, deren eine die 
881—3 bilden, während $4 als eine Gruppe für sich zu 
werten sei. Dieser sei der große Auffangtatbestand, der 
im Kriegsstrafrecht sicherstelle, daß eine volksschädliche 
Tat, welche Kriegsverhältnisse ausnutzt, wenn sie nach 
der gemeinschaftlichen Anschauung strafwürdig sei, unter 
allen Umständen bestraft werden könne (S. 105/6). 


Ferner seien folgende Stellen hervorgehoben: 


S.142b: Das Verhältnis des Punktes 4 zu den 3 an- 
deren Straftatbeständen ist das des Auffangtatbestan- 
des... Grundsätzlich kann also für eine Tat, für 
die eine Verurteilung aus einer der 3 anderen Straf- 
bestimmungen der VO. erfolgen muß, weder daneben 
noch erst davor Punkt 4 VVO. zum Zuge kommen, 
wenn und soweit die Tat in ihrem Gesamtumfang 
nicht Elemente enthält, die außerhalb des tatbestand- 
lichen einer der 3 anderen Volksschädlingstatbestim- 
mungen stehen und die darüber hinaus auch einen 
durch jene andere Verurteilung nicht ausgeschöpften 
selbständigen Unrechtgehalt haben (so Mittel- 
bach, „Gedanken zur Konkurrenzfrage im Straf- 
recht“: DR. 1940, 1490). 

er See 
ı) Hierzu sei auf die weitergehende Entscheidung DR. 1941, 
91859 hingewiesen, die ausdrücklich besagt, daß trotz des Aut- 
fangcharakters des $4 VVO. dessen Anwendung auch dann ge- 
geben ist, weni schon $2 VVO. Platz greift. 
Schriftleitung. 
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neinende Elemente mit Rücksicht auf das Interesse des 
Volkes die härtesten Strafen des Gesetzes treffen 
wird. So wird auch die norwegische Jusitz ihren Beitrag 
zum Ausbau und zur Sicherung des neuen Volksstaates 
leisten und ihre Pflicht, die neue Staatsführung bei ihrer 
gewiß nicht leichten Aufgabe zu unterstützen, erfüllen 
können. Es kann kein Zweifel bestehen, daß der Volks- 
gerichtshof ein guter Hüter des nationalsozialistischen 
Gedankens in Norwegen sein und sich seines „großen 
Bruders“ in Deutschland würdig zeigen wird. 


S.89b: ... Bei der Prüfung der Tat hat also Punkt 2 
den Vortritt, schließt aber grundsätzlich nur, wenn 
er bejaht wird, Punkt 4 aus. ... Punkt 4 steht eben 
zu Punkt 2 „im Verhältnis der Aushilfe‘ (Graf 
Gleispach, „Kriegsstrafrecht“, Teil I S.23). 


- Was von dem Verhältnis der 882 und 4 zueinander ge- 
sagt ist, gilt natürlich auch für das der $8S1l und 2 zu 
$4. Im allgemeinen ist daher Tateinheit mit $4 zu ver- 
neinen. Daß solche trotzdem in besonderen Fällen 'möÖg- 
lich ist, ergibt sich aus der oben angeführten Entschei- 
dung des RG., was auch Freisler bejaht (S. 91). Ferner 
ist Tateinheit möglich bei mehreren, zu einer fortgesetz- 
ten Tat zusammengefaßten Handlungen. Wenn z. B. je- 
mand am Tage aus einem freiwillig geräumten Haus 
stiehlt (81), dann nachts aus einem bewohnten Haus 
unter Ausnutzung der Verdunkelung ($2) und schließ- 
lich noch eine nur unter $4 zu beurteilende Tat begeht, 
dann wäre hier bei Begehung in fortgesetzter Tat wegen 
Verbrechens gegen $1 im Tateinheit mit $2 und $4 
VolksschädlVO. zu verurteilen. Läge dagegen kein Fort- 
setzungszusammenhang vor, müßte wegen je eines Ver- 
brechens gegen 891, 2 und 4 VolksschädiVO. bestrait 


werden. 
OLGR. Hochreuther, Karlsruhe. 


Unstimmigkeiten 
bei Anwendung des $ 159 Strafgesetzbuch ? 


In Durchbrechung des im allgemeinen unser Strafrecht 
beherrschenden Grundsatzes bedroht $159 StGB. die er- 
tolglose Anstiftung zum Meineid mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren, während das Straimaß für die Anstiltung, die 
zum Meineid geführt hat, Zuchthaus bis zu 10 Jahren be- 
trägt. Das erscheint vom Standpunkt des Erfolgsstrairechts 
aus als gerecht. 

Die Durchbrechung der Auffassung von der Anstiftung 
als Teilnahme an einer fremden Straftat hat in der Recht- 
sprechung zu einer Folgerung geführt, die dem Rechts- 
gefühl widerspricht, nämlich dazu, daß sich für Taten 
ohne Erfolg ein höherer Strafrahmen ergeben kann als 
für Taten mit Erfolg. Es handelt sich um folgende Fälle: 

a) Wenn die Beeinllussung zu einem Versuch des Mein- 
eids geführt hat, so wird der Anstifter nicht aus $ 159 
StGB., sondern nach $$ 153 oder 154, 48 StGB. bestraft, 
wobei die Strafe gemäß $44 StGB. ermäßigt werden kann 
(RGSt. 14, 19, 23—25; 64, 223, 224). Bei einer Anstiftung 
mit Teilerfolg beträgt danach die Mindeststrafe 4 Monate 
14 Tage Gefängnis, bei völliger Erfolglosigkeit dagegen 
1 Jahr Zuchthaus. Das Schrifttum (Olshausen, $159 
Note 2 Abs.2; LK. $159 Note 3) nimmt dies Ergebnis 
hin, Olshausen bezeichnet es als wenig befriedigend. 

b) Mehrere eriolglose Versuche, dieselbe Person zu 
demselben Meineid zu verleiten, können sich als mehrere 
Verbrechen nach 8159 StGB. darstellen. Hat aber einer 
der Versuche Erfolg, so kann der Anstiiter nur einmal 
wegen Anstiftung zum Meineid bestraft werden, während 
die Straftaten aus § 159 StGB. in der Anstiftung aufgehen 
(RGSt. 64, 223, 224). Hiernach kann bei 3 vergeblichen An- 
stiftungen eine Strafe von 14 Jahren 11 Monaten Zucht- 
haus, bei 4 oder mehr Taten eine Strafe von 15 Jahren 
Zuchthaus verhängt werden, während sie bei Erfolg der 
Anstiltung 10 Jahre nicht überschreiten darf. 
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c) In einem kürzlich zur Entscheidung gekommenen 
Falle hatte der Angeklagte aut einen Zeugen eingewirkt, 
einen Meineid zu leisten. Bei der Vernehmung des Zeu- 
gen war er zugegen und schritt nicht ein, als der Zeuge 
die angesonnene falsche Aussage abgab und beschwor. 
Der Zeuge handelte dabei aber nicht unter dem Ein- 
uB der Anstiftung, sondern aus Furcht vor dem eben- 
falls anwesenden Prozeßgegner des Angekl. Die StrK. 
hatte hier 2 Straftaten des Angekl. angenommen, näm- 
lich zunächst ein Verbrechen nach 8159 StGB. und so- 
dann eine Beihilfe zum Zeugenmeineid. Das RG. hat diese 
Auffassung nicht beanstandet. Wäre hier die Anstiftung 
ursächlich für den Meineid gewesen, so wäre die spätere 
Beihilfe in der Anstiftung aufgegangen (RGSt. 62, 74, 75), 
und es hätte nur eine Bestrafung nach 88 154, 48 StGB. 
erfolgen können. Bei Erfolg der Anstiftung ergibt sich so 
ein Strafrahmen von 1—10 Jahren Zuchthaus, bei Nicht- 
erfolg dagegen von 1 Jahr 1 Monat bis 14 Jahren 11 Mo- 
naten Zuchthaus. 

Sind diese Folgerungen, die rein logisch aus der posi- 
tiven Gestaltung der Vorschrift des $159 StGB. gezogen 
werden, wirklich unvermeidlich? Ich möchte die Frage 
verneinen. Andere Grundsätze des Strafrechts durchkreu- 
zen die erwähnten Folgerungen und müssen den Vorzug 
haben, weil sie zu beiriedigenden, mit dem Aufbau des 
im ganzen übereinstimmenden Ergebnissen 
ühren. 

1. Im Falle a ergibt sich die Eigentümlichkeit, daß eine 
Straftat mit einer höheren Mindeststrafe von einer Straftat 
mit einer geringeren Mindeststrafe aufgezehrt wird. Die 
Lösung liegt darin, daß in einem ‚solchen Falle die Min- 
deststrafe und die Strafart der aufgezehrten Straftat nicht 
unterschritten werden dürfen. Dafür sprechen dieselben 
Erwägungen, die in der jüngsten Zeit die Rechtsprechung 
in Hinsicht des 873 StGB. entwickelt hat (RGSt. 73, 148). 


2. Aus der allgemeinen Erwägung, daß auch nach dem 
Willensstrafrecht eine erfolglose Handlung niemals härter 
bestraft werden darf als dieselbe Handlung mit Erfolg 
und daß dieser Wille des Gesetzes sich aus den Bestim- 
mungen über den Versuch ergibt, sowie aus der beson- 
deren Erwägung, daß das Gesetz in $159 für das Unter- 
nehmen der Verleitung zum Meineid nur eine Höchststrafe 
von der Hälfte der Höchststrafe für die Anstiftung zum 
Meineid vorsieht, ergibt sich folgender Satz: Treiien in 
bezug auf denselben Meineid derselben Person mehrere 
Verbrechen nach § 159 StGB. oder solche Verbrechen und 
Beihilfe zum Meineid in Tatmehrheit zusammen, so darf 
die Strafe der Anstiftung zum Meineid von 10 Jahren 
Zuchthaus nicht überschritten werden, und das Gericht 
kann auf die Mindeststrafe der Anstittung von 1 Jahre 


Zuchthaus herabgehen. 
RGR. Dr. Schäfer, Leipzig. 


Gerichtliche Tierheilkunde 


Mit der forensischen Humanmedizin hat die Gericht- 
liche Tierheilkunde (forensische Veterinärmedizin) keine 
nennenswerten Berührungspunkte. Gemeinsam haben beide 
nur die entsprechende Bezeichnung und das. Ziel, den 
Richter bei der Rechtsfindung in medizinischen Fragen 
zu unterstützen. 

Die Gerichtliche Tierheilkunde!) zerfällt in einen 
juristischen und in einen tierärztlich-technischen Teil, Sie 
pflegt traditiousgemäß in erster Linie das Recht der 
Tiergewährschaft und befaßt sich vom tierärzt- 
lichen Standpunkt ausführlich mit den gesetzlichen Haupt- 
und Nebenmängeln der Tiere. 

Der Tierarzt wird hier ausgerüsiet mit den erforder- 
lichen Kenntnissen über den Viehhandel im allgemeinen 
(Geschäftsformen beim Viehhandel), die gesetzliche und 
vertragliche Gewährleistung sowie die Bedeutung des 
Betruges, Wuchers und Irrtums im Viehhandel und über 


1) Schrifttum: 1. Malkmus-Oppermann, „Handbuch 
der Gerichtlichen Tierheilkunde“, 4. Aufl., Hannover 1935, Verlag 
M. & H. Schaper; 2. Fröhner, „Lehrbuch der Gerichtlichen Tier- 
heilkunde“, 8. Aufl., bearbeitet von Prof. Dr. Neumann-Kleinpaul 
und Prof. Dr. Dobberstein, Berlia 1942, Verlag von Riclı. Schoetz. 
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das Rechtsverfahren. Er wird auch mit den Grundgedan- 
ken der außerdeutschen Gewährschaftsrechte vertraut 
gemacht. Die Gerichtliche Tierheilkunde er- 
blickt demgemäß ihre Aufgabe vornehmlich 
darin, bei der Entscheidung derjenigen 
Rechtsfragen mitzuwirken, bei denen Tiere 
bzw. Krankheiten oder Fehler der Tiere die 
Grundlage bilden. Gegenstand dieser gerichtlich- 
tierärztlichen Tätigkeit ist daher immer nur ein ein- 
zelnes Tier oder doch eine begrenzte Anzahl von Tieren. 


Ferner behandelt die Gerichtliche Tierheilkunde in grö- 
Berem Umfang die Haftpflicht bei Beschädigung der 
Haustiere. Hier spielt naturgemäß die Frage der Haft- 
pflicht des Tierarztes selbst eine besondere Rolle. Dabei 
wird die Vielgestaltigkeit dieser Haftpflichtfälle, wie sie 
sich aus der Praxis ergibt, an Hand der Rechtsprechung 
weitgehend berücksichtigt. Es werden behandelt: vertret- 
bare Versehen bei der Untersuchung und Behandlung 
der Tiere, Kunstfehler beim Verschreiben, Dosieren, Ver- 
abreichen und der Anwendung von Arzneien, vertretbare 
Versehen bei der Rotlaufimpfung, beim Niederlegen der 
Tiere, bei der Narkose, beim Kastrieren, bei der Ge- 
burtshilfe, der Sterilitäts- und Gasbehandlung sowie 
ferner die Haftpflicht des Tierarztes für Verschulden 
seines Assistenten oder Vertreters und die Haftpflicht 
der beamteten Tierärzte. Daneben wird die Haftpflicht 
der Kurpfuscher und Kastrierer, der Beschlagschmiede, 
der Schäfer, Gastwirte, Grundstücks- und Straßeneigen- 
tümer sowie der Eisenbahn für „versandtes Vieh berück- 
sichtigt. Ferner wird die Haftpflicht des Tierhalters, ins- 
besondere der Inhaber von Tierkliniken und Tier- 
pensionaten, der Weidewirte und Hengsthalter erörtert. 


Seit dem Inkrafttreten der Reichstierärzteordnung (RTO.) 
v. 3. April 1936 (RGBi.1l, 347) gehört das dort und in 
den dazu ergangenen Durchführungsverordnungen ent- 
haltene tierärztliche Berufs- und Standesrecht zu 
dem Stoffbereich der Gerichtlichen Tierheilkunde. Ich 
muß mich hier auf die Andeutung beschränken, daß dabei 
in erster Linie die Aufgaben behandelt werden, die der 
tierärztliche Beruf im Organismus des Volksganzen zu 
erfüllen hat, und daB dann von dem Begriff und der Be- 
deutung der Bestallung die Rede ist, die bisher Appro- 
bation genannt wurde, ferner von der Erteilung und, 
dem Erlöschen der Bestallung sowie insbesondere den 
allgemeinen Berufspflichten, der Schweigepflicht und dem 
Schutz der Berufsbezeichnung. Ich muß mich ferner mit 
dem Hinweis begnügen, daß als Kernstück der RTO. der 
zweite Abschnitt (83 19—50) anzusehen ist, der den be- 
rufsständischen Aufbau der Tierärzteschaft, ihre Auf- 
gaben und Pflichten behandelt. Hier finden sich nament- 
lich die Vorschriften über die Reichstierärztekammer, die 
zur alleinigen Vertretung der deutschen Tierärzteschaft 
in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts erklärt worden ist, und über ihre Untergliede- 
rungen. Erwähnenswert ist schließlich der dritte Ab- 
schnitt (§$ 51—79), der sich mit der Bestrafung von Be- 
rufsvergehen und ausführlich mit der tierärztlichen Be- 
rufsgerichtsbarkeit befaßt. Ich darf hier auf das Kapitel 
über den Aufbau und die Grundgedanken der RTO. in 
meinem Buch „Der Tierarzt im Recht“ (Stuttgart 1938) 
verweisen (vgl. ferner Müssemeier-Sauer,.RTO,, 
München 1936). 


Der strafrechtliche Teil der Gerichtlichen Tier- 
heilkunde war bisher im Gegensatz zu dem der foren- 
sischen Humanmedizin nur geringen Umfangs. Es wur- 
den im wesentlichen behandelt der Tatbestand der wider- 
natürlichen Unzucht von Menschen mit Tieren sowie be- 
sonders der Tatbestand des Betrugs, der hier nicht sel- 
ten u.a. durch falsche Angaben über das Alter von 
Pferden, das sog. Dopen der Renupferde, durch Fäl- 
schung des Alters von Kühen, Vortäuschung einer großen 
Milchergiebigkeit der Kühe, Fälschung des Lebendge- 
wichtes von Schlachtvieh und übermäßige Magenfüllung 
bei Mastschweinen erfüllt wird. 


Seit dem Inkrafttreten des RTierschutzG. kommt dem 
strafrechtlichen Teil erhöhte Bedeutung zu. Seit dem In- 
krafttreten des TierschutzG. und der dadurch bedingten 
häufigeren Beanspruchung des Tierarztes als Sachver- 
ständigen auf dem Gebiete des Tierschutzes muß dieser 
auch mit einzelnen Bestimmungen des StGB. und den 
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damit verbundenen rechtlichen Begriffen besser vertraut 
sein als bisher (vgl. Gratzl: Tierärztl. Rundschau 48. Jg. 
S. 131 ff.). 

In Übereinstimmung mit Prof. Dr. Oppermann (vgl. 
Malkmus-Oppermann a.a.O., Vorwort zur 4. Aufl. 
und S.1) bin ich der Meinung, daß die Veterinär- 
polizei, die der Verhütung der Einschleppung und 
Verbreitung ansteckender Tierkrankheiten dient, und ihre 
noch jüngere Schwester, die Sanitätspolizei, die 
die Verhütung der Übertragung von Tierkrankheiten auf 
den Menschen durch den Umgang mit Tieren wie auch 
durch den Genuß des Fleisches von Schlachttieren be- 
zweckt, nicht im Rahmen der Gerichtlichen Tierheilkunde 
zu behandeln sind, wenngleich Fragen auch aus diesen 
Lehrgebieten (z. B. Tierseuchen- und Fleischbeschaurecht) 
den Tierarzt häufig als Sachverständigen zum Richter 
führen. Aber ich bin dafür eingetreten, daß dasLebens- 
mittelrecht in den Stofibereich der Gerichtlichen 
Tierheilkunde aufgenommen wird und daß in diesem 
Rahmen wenigstens die wichtigsten Tatbestände des 
Lebensmittelgesetzes mit Einschluß der rechtlichen Grund- 


Eine wichtige Entscheidung 
des norwegischen Obersten Gerichtshofs 


Das norwegische Høyesterett — der Oberste Gerichtshof in 
Norwegen — hat am 10. Febr. 1941 eine Entscheidung gefällt, die 
nicht nur in völkerrechtlicher Hinsicht, sondern auch allgemein 
politisch von Interesse ist. Es handelt sich dabei um die Frage, 
ob die norwegischen Gerichte berechtigt sind, die Gültigkeit der 
Verordnungen des Reichskommissars für die besetzten norwegi- 
schen Gebiete oder der von ihm eingesetzten Staatsräte nach- 
zuprüfen und ihre Anwendung gegebenenfalls zu verweigern. 
Diese Frage ist verneint und danach der Öffentlichkeit in einer 
Schrift des Justizdepartenients „Høyesterett avsier en dom av 
historisk betydning“ unterbreitet worden. 


Der Oberste Gerichtshof hatte sich mit dieser Frage im Zuge 
der Revision eines amtsgerichtlichen Strafurteils zu befassen, durch 
das ein herredsrett — Amtsgericht — einen norwegischen Staats- 
angehörigen wegen Überschreitung der Preisvorschriiten des Justiz- 
departernents zu einer Geldstrafe verurteilt hatte, Dieses Urteil 
wurde ohne Hinzuziehung von Laienrichtern gefällt. Dazu mag 
erläuternd bemerkt werden, daß das uorwegische Gerichtsverfas- 
sungsrecht eine Besetzung des herredsrett in Strafsachen durch 
einen Berufsrichter — sorenskriver — und zwei Laienrichtern 
— domsmenn — vorsieht. Durch eine VO. des JustDep. v. 16. Okt. 
1940 ist jedoch bestimmt worden, daß bei der Aburteilung von 
Überschreitungen der Preisbestimmungen keine Laienrichter hinzu- 
zuziehen sind. 


Mit der Revision erstrebte der Angeklagte die Aufhebung des 
Urteils mit der Begründung, daß das Amtsgericht nicht ordnungs- 
gemäß besetzt gewesen sei. Er führte aus, daß die VO. v. 16. Okt. 
1940 ungültig sei, weil sie gegen Art, 43 der Haager Landkriegs- 
ordnung verstoße. Der konst, Staatsrat für das Justizdepartement 
habe sein Verordnungsrecht durch die VO. des Reichskommis- 
sars über die konst. Staatsräte v. 28. Sept. 1940 erhalten. Die strit- 
tige VO. habe deshalb ihre Grundlage nicht in der norwegischen 
Verfassung, sondern in einem Verwaltungsakt der Besatzungs- 
macht und könne ihre Gültigkeit nur aus Art. 43 der Haager Land- 
kriegsordnung herleiten. Dieser Artikel verpflichte aber zur Be- 
achtung der Landesgesetze, soweit kein dringendes Hindernis be- 
steht. Diese Begrenzung müsse sowohl für die Verordnungen des 
Reichskommissars als auch für die der Staatsräte gelten. Nun 
lägen aber keine zwingenden Gründe vor, sich über das nor- 
wegische Gesetz betr. die Hinzuziehung von Laienrichtern bei der 
Aburteilung von Strafsachen hinwegzusetzen. Deshalb müsse es 
Recht und Pflicht der Gerichte sein, die VO. des JustDep. vom 
16. Okt. 1940 wegen Verstoßes gegen Art. 43 der Haager Land- 
kriegsordnung für ungültig zu erklären. Nach dem norwegischen 
Verfassungsrecht, das von der Besatzungsmacht nicht geändert 
sei, hätten die Gerichte das Recht und die Pflicht, die formelle 
und materielle Gültigkeit der Gesetze zu prüfen, nach denen sie 
zu urteilen hätten, und das müsse auch gelten, wenn das Gesetz 
seine Grundlage im Völkerrecht habe. Es sei auch feste inter- 
nationale Praxis, daß die Gerichte berechtigt seien, die völker- 
Bachglche Berechtigung der Gesetzgebung einer Besatzungsmacht 
zu prüfen. 


Die Staatsanwaltschaft verirat dagegen den Standpunkt, daß 
die VO. im Rahmen des Art.43 der Haager Landkriegsordnung 
liege. Die VO. sei auf Vorschlag der Preisbehörden erlassen wor- 
den und sei zur Durchführung der Preisregulierung unumgänglich 


erforderlich. Das JustDep. stellte dazu in einem Schreiben fest, 
daß sämtliche Verordnungen der Staatsräte dem Reichskommissar 
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lagen der tierärztlichen Lebensmittelüberwachung, Wie 


sie sich aus den Vorschriften für die einheitliche Bier 2 
führung des Lebensmittelgesetzes nach dem Se, 
ben des RMdI. v. 21. Juni 1934 (RGesundhBl. >. 
ergeben, behandelt werden. ' Pr 
Wie ein Seitenblick auf die Entwicklung der uch die 
schen Humanmedizin bestätigt, müßte m.E. PS 
Behandlung des tierärztlichen Klientelvertrags, a var 
und Verkaufs einer tierärztlichen Praxis und Tierheil- 
bührenrechts in die Lehre der Gerichtlichen H 
kunde einbezogen werden. s A i 
Daß das Arabie der Gerichtlichen Tehel 
nicht auf die konkreten Rechtsfälle beschränkt we Be 
darf, sondern daß ihr auch bei der chen 
legenheit gegeben werden muß, die EROT dere ee 
und praktischen Ergebnisse auf dem Gesamtge "Rechts- 
Tierheilkunde für die weitere Entwicklung der ps she 
grundsätze zu verwerten und beide einander Dee mit 
wird von der Veterinärmedizin schon seit En res 
Recht gefordert und jetzt wohl auch alıgemet itz 
kannt. RA. Dr. Rudolf Lägel, Chemnitz. 


forensi- 


, übrigen 
vorgelegt und von diesem genehmigt worden seien. ur DER 
lehnt das JustDep. ein Prüfungsrecht der Gerichte ebens 
der Reichskommissar, der in einem früheren Schreib d 
Obersten Gerichtshof ausgeführt hatte, daß es nicht ät von Ver- 
fugnissen.des Gerichts gehören könne, zu der ee et 
ordnungen des Reichskommissars oder der Staatsräte Sa EA 
nehmen. Die Gültigkeit dieser Verordnungen könne Bern Ge- 
Obersten Gerichtshof noch von den anderen norwegis Reichs- 
richten in Zweifel gezogen werden, da es allein wem N det 
kommissar zustände, zu entscheiden, welche een 
öffentlichen Orduung und dem öffentlichen Leben lit 5 
dienlich wären. 

In seiner Entscheidung machte sich der Obers nitten 
diese Auffassungen zu eigen. Er stellt zunächst als unbes VƏ. 
fest, daß die VÖ. v. 16. Okt. 1940 seine Grundlage in 99 der nie 
dës Reichskummissars über die kunst. Staatsräte V. 28. Sept, e. 
habe, die wiederum auf $3 Abs. 2 der FührerVO. über = et 
übung der Regierungsgewalt in Norwegen v. 24. April 1940 be eine 
Somit sei die Frage der Gültigkeit dieser VO. genau so Er 
völkerrechtliche Frage, als wenn die VO. vom Reichskonm Die 
selbst ausgefertigt wäre. Dazu führte das Gericht u.a. aus: De 
völkerrechtliche Gültigkeit der VO. einer Besatzungsmacht zu Pi A 
fen, ist nicht Sache der norwegischen Gerichte. Es ist ae Ki 
sicher norwegisches Verfassungsrecht, daß die Gerichte das = 
und die Pflicht haben, die Gültigkeit von Gesetzen und Ve 
tungsverordnungen zu prüfen. ... Es handelt sich indessen ai ; 
nur um die Frage der Gültigkeit von Gesetzen und METWS KNEE 
akten nach den Regeln des internen norwegischen, Rechts 2 3 
kann nicht auf solche völkerrechtlichen Verhältnisse ir Aes 
werden, von denen hier die Rede ist. Wenn es sich um die å age 
handelt, ob eine VO. nach Art, 43 der Haager Landkriegsor ki 
zulässig ist, ist zunächst zu bemerken, daß eine a 
berechtigt sein wird, neue Gesetzesvorschriften auszufertigen, wi 
hierfür eine wirkliche Notwendigkeit vorliegt. Aber inwieweit dies 
der Fall ist, ist indessen eine gesetzgebungspolitische Anpe n 
heit, deren gutachtliche Würdigung der Besatzungsmacht, SS 
zugebilligt werden muß und nicht der Prüfung durch die = 
richte unterworfen ist. Sollten die Gerichte das Recht haben, die 
Notwendigkeit einer neuen Gesetzesvorschrift zu prüfen und ge- 
gebenenfalls zu verwerfen, würden sie damit störend in ein HEBEN 
eingreifen können, in dem ihnen die notwendigen Voraussetzun 
gen und die erforderliche Übersicht fehlen würde und in ei 
die Besatzungsmacht das entscheidende Wort haben mub, we 
sie nach dem Völkerrecht... für die öffentliche Ordnung und das 
öffentliche Leben in dem besetzten Gebiet verantwortlich ist. .-. 
Ein Streit um die Abgrenzung der Verordnungsbefugnis einer Be- 
satzungsmacht ist grundsätzlich eine völkerrechtliche Streitirage 
zwischen dem besetzenden und dem besetzten Staat und tinget 
deshalb seine Regelung durch diplomatische ‚Verhandlungen oder 
gegebenenfalls durch einen Prozeß vor einem internationa 
Forum. Könnten die Gerichte des besetzten Landes bindende Ent- 
scheidungen über die völkerrechtlichen Befugnisse der Besatzungs- 
macht treffen, müßte diese erfahrungsgemäß mit einer ‚gewissen 
Wahrscheinlichkeit damit rechnen, daß ihre Befugnisse In ganc 
rer Ausdehnung beschnitten würden, als wenn die Entscheidung 
von einem internationalen Gericht getroffen würde. Für cs die 
satzungsmacht würde das gleichbedeutend damit sein, da ihtèr 
Gerichte des besetzten Landes sie in gewisser Ausdehnung re 
international begründeten Rechte berauben könnten. ... Eine s cht- 
Ordnung ... wäre im ganzen unhaltbar und nicht mit der Mä 
stellung der Besatzungsmacht zu vereinbaren. ... a 

„Eine solche Präfungsbefugnis (der Gerichte) setzt rc 
weise eine gewisse gegenseitige Anerkennung der Fun 
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teilung zwischen den gesetzgebenden und richtenden Organen 
voraus; denn soll eine Prüfungsbefugnis irgendeinen Sinn haben, 
müssen die Verhältnisse im ganzen so liegen, daß die Entschei- 
dung der Gerichte als endgültig und bindend anerkannt wird, Ist 
das nicht der Fall, wird die Prüfungsbefugnis ihres Sinnes be- 
raubt. Würden die Gerichte trotzdem einer anderen Auffassung 
folgen und die Verordnungen der Besatzungsmacht für völker- 
rechtswidrig und deshalb rechtlich unverbindlich ... erklären, würde 
das auf der einen Seite nicht weiter führen, weil die Entschei- 
dungen der Gerichte nicht gegen den Willen der Besatzungs- 
macht durchgesetzt werden könnten. Dagegen würde auf der 
anderen Seite ein solcher Kouflikt mit der Besatzungsmacht unter 


Soldatenbriefe zur beruflichen Förderung 
der eingezogenen Rechtswahrer 


1. Das Oberkommando der Wehrmacht gibt in der Reihe 
seiner Schriiten „Soldatenbriefe zur Berufsförderung“ in 
Verbindung mit dem RJM., dem NSRB. und der RRAK. 
Halbsammelbände „Der Rechtswahrer“ heraus. Diese 
Bände, die einen Umfang von etwa 100—120 Seiten haben, 
werden den im Wehrdienst stehenden Rechtswahrern un- 
entgeltlich und ohne Antrag übersandt werden. Im Laufe 
des Jahres 1942 werden voraussichtlich zwei Halbbände er- 
scheinen; weitere Bände werden folgen. 


2. Den Verteilungsstellen gehen die erforderlichen Stücke 
zu; sie leiten sie auf kürzestem Wege an die Erapfänger, 
gegebenenfalls, wenn die Wehrmachtanschrift nicht.bekannt 
ist, über die Heimatanschrift. 

Verteilungsstellen sind 


a) die höheren Reichsjustizbehörden: für 
Richter, Staatsanwälte, Gerichtsassessoren, die nach 
$ 7 LaufbahnVO. verwendeten Kräfte, Referendare, 
die Beamten des gehobenen Dienstes bei Gerichten 
und Staatsanwaltschaften und Rechtspilegeranwärter 
(das RPatA.: für die rechtskundigen Mitglieder und 
Mitarbeiter des RPatA.), 


b) die Akademie für Deutsches Recht: für 
die bei ihr tätigen Rechtswahrer, 


c) die Reichs-Rechtsanwaltskammer: für 
Rechtsanwälte und Anwaltsassessoren, 


d) die Reichsnotarkammer: für Notare und 
Notarassessoren, 


e)der NS.-Rechtswahrerbund (NSRB.): für 
Mitglieder des NSRB,, die nicht unter a—d erfaßt sind, 


fi) die rechts- und staatswissenschait- 
liche Fakultätder Universität Berlin: 
für alle Rechtslehrer und ihre Assistenten, 


g) die Reichsstudentenführung: für Studen- 
ten der Rechtswissenschait und Abiturienten, die 
Rechtswissenschaften studieren wollen. 

Sind die Anschriften bei der Reichsstudentenfüh- 
rung noch nicht bekannt, so fordern die Interessenten 
die Soldatenbriefe bei der Reichsstudentenführung, 
Der narlaffnn 2, Hardenbergstr. 34, unmittel- 

ar an. 


3. Soweit die Verteilungsstellen die Soldatenbriefe nicht 
selbst absenden, treifen sie hierüber nähere Bestimmung. 


4. Die Verteilungsstellen lassen ihren Gesamtbedarf der 
Geschäftsstelle c des RJM. erstmals zum 1. August, et- 
waigen Mehrbedari oder einen 10 Stück überschreitenden 
Minderbedarf jeweils zum 1. Oktober, 1. Januar und 1. April 
im Bürowege mitteilen. Bei der Bemessung des Gesamt- 
bedarfis empfiehlt sich, für den Fall von Verlusten eine in 
Busen Grenzen gehaltene Reserve (höchstens 10 Stück) vor- 
zusehen. 


(AV. d. RJM. v. 7. Juli 1942, 9133/202, II c 488 [D]. 454].) 


Gau München-Oberbayern 


Am 3. Juli 1942 veranstaltete der Gau München-Oberbayern im 
großen Physiksaal der Technischen Hochschule einen Vortrag, in 
dem der Filmsachbearbeiter des NSRB., Staatsanwalt a. D. Horst- 
mann, über die Arbeit der Filmprüfstelle des NSRB. sprach. An 
Hand zahlreicher Beispiele zeigte der Redner, wie notwendig 
diese Stelle und ihre Arbeit ist, um darüber zu wachen, daß im 


Mitteilungen des Reichsrechtsamtes und des NSRB. 


Umständen die ernstesten Folgen für das Rechtsleben des be- 
setzten Landes haben können und im ganzen die Gefahr unüber- 
sehbarer bedenklicher Konsequenzen für das besetzte Land mit 
sich führen. Ein solches Auftreten von seiten der norwegischen 
Gerichte, das zu solchen Folgen Anlaß geben könnte, wäre nicht 
gemeinschaftsnützlich, sondern zum Schaden des Vaterlandes.“ 
Im folgenden weist der Oberste Gerichtshof dann die Überein- 
stimmung seiner Auffassung mit dem überwiegenden Teil der 
Völkerrechtstheorien nach und setzt sich eingehend mit den von 
dem Angeklagten nachgewiesenen Entscheidungen, insbesondere 
belgischer Gerichte aus der Weltkriegszeit, auseinander. 
Dr. Herbert Ahrens, z.Z. bei der Wehrmacht. 


Film kein juristischer Vorgang gezeigt wird, der nicht allen An- 
forderungen entspricht. Filmstreifen aus der Zeit von 1909 bis zur 
Gegenwart bildeten eine lebendige Iilustrierung des Vortrags. 


Gau Danzis-Westpreußen 


Am 29. Mai 1942 veranstaltete die Kreisgruppe Graudenz 
einen gut besuchten Vortrag, in dem Staatsanwalt Dr. Felmy 
über das Thema ‚Die deutsche Außenpolitik von 1933 bis zum 
Münchener Abkommen“ sprach. Auf Grund eingehender Studien 
führte der Redner die Hörer durch die außenpolitischen Etappen 
von der Machtübernahme bis zum März 1938, wobei er die ziel- 
bewußte und kühne Führung der deutschen Außenpolitik hervorhob, 

Die Kreisgruppe Danzig veranstaltete am 12. Juni 1942 im 
Schwurgerichtssaal des Gerichtsgebäudes Danzig einen gut be- 
suchten Vortrag. Es sprach Landgerichtsdirektor Dr. habil. Schön- 
feld, Vorsitzender des Graudenzer Sondergerichts, über das Thema 
„sinn und Entwicklung der Rechtsidee“. Zu dem Vortrag waren 
neben den Angehörigen der Kreisgruppe auch eine Reihe von 
Gästen aus Partei und Wehrmacht erschienen, Die Ausführungen 
des Redners fanden allseitiges Interesse. 


Amtsgerichtsrat Hans Beckmann f 


Wieder ist im Kampf für Großdeutschland einer unserer besten 
Männer auf dem Felde der Ehre geblieben. 

Am 22. März 1942 verstarb in einem Feldlazarett im Osten an 
der Verwundung, die er zwei Tage vorher im Kampf gegen den 
Bolschewismus erlitten hatte, der Führer des Gaues Schleswig- 
Holstein des NSRB., 


Amtsgerichtsrat Hans Beckmann aus Kiel. 


Mit ihm ist ein lauterer, unbestechlicher Charakter, ein Mann 
dahingegangen, der aus innerster Überzeugung schon Jahre vor 
dem Umbruch in die Reihen des Nationalsozialismus getreten war, 
ein Rechtswahrer von hervorragenden persönlichen und fachlichen 
Eigenschaften. Beckmann war am 4. März 1906 in Bergedorf als 
Sohn eines Lehrers geboren. Nach rechtswissenschaftlichem Stu- 
dium in Tübingen, Hamburg, Kiel bestand er 1928 das Referendar- 
examen, nach Ableistung des Vorbereitungsdienstes in Altona, 
Reinbek, Flensburg und Kiel die große Staatsprüfung. Seit 1934 
war er Amtsgerichtsrat in Kiel, seit 8. Dez, 1938 Gauführer des 
Gaues Schleswig-Holstein des NSRB. Auch hier zeigte er die 
Lauterkeit des Charakters und die stetige Einsatzbereitschaft, die 
sein ganzes Leben kennzeichnete, 


Kriegsauszeichnungen 


Es haben erhalten: 
Die Spange zum Eisernen Kreuz I. und il. Klasse 
Dr. Heinrich Garve, Senatsrat, Berlin-Mariendorf / Dr. Fritz 
Kullmann, RA. u. Notar, Wiesbaden / Dr. Walter Rudolf Leers, 
RA. u. Notar, Hettstedt / Dr. Otto Meiners, RA.u.Notar, Celle / 
Kuno v. Stutterheim, Landeskämmerer, Breslau. 


Die Spange zum Eisernen Kreuz Il. Klasse 
und das Eiserne Kreuz I. Klasse 
Dr. Anton. Frymark, RA. u. Notar, Stettin / Dr. Jakob Gir- 
kes, Gesch.-Führer, Kleve / Dr. Hans Horn, RA. u. Notar, RoB- 
wein (Sa.) / Dr. Heinrich Mertz, RA., Stuttgart / Dr. Otto 
Mönckmeier, Reichsgruppenwalter NSRB., Berlin-Zehlendorf, 


Das Eiserne Kreuz I. und Il. Klasse 

David Ackermann, JustInsp., Stuttgart / Dr. Rudolf Bang, 
Ass., Berlin-Grunewald / Dr. Martin Basedow, RegAss., Ber- 
lin-Lichterfelde / Hans-Joachim Baudach, GerRef., Berlin-Steg- 
litz / Dr. Herbert Bauer, Ass., Berlin-Charlottenburg / Dr. Hans 
Ulrich Behm, GerRef., Schwerin / Hans-Georg Bodenstein, 
RA., Berlin-Zelilendorf / Dr. Alfred Brachvogel, VersDir., Ber- 
lin-Wilmersdorf / Walter Büsgen, GerAss., Köln-Riehl / Alfred 
Bunkenburg, JustInsp., Bremen / Dr. Lothar Burhenne, 
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RA. u. Notar, Hannover / Rolf Davids, AGR., Hamburg / Wolf- 
gang Dietz, OAR., Ostritz (Sa.) / Stefan Dittrich, GerRef., 
Regensburg / Dr. Harry Dobler, AGR., Münsterberg / Hans 
Dronke, AGR., Berlin-Wilmersdorf / August-Friedrich Ebke, 
GerRef., Lüdenscheid / Dr. Heinrich Elsig, Ass., Neuß / Karl- 
Heinz Endriß, Ass., Ulm / Hans Eras, Ass., Berlin-Charlotten- 
burg / Dr. Wilhelm Finke, LGR., Lüneburg / Dr. Hans 
Fritzsche #, GerAss., Klotzsche b. Dresden / Dr. Dr. Kurt 
Fürer, RA., Breslau / Dr.Gantenhammer, Ass., München- 
Obb. / Reinhold Goller, JustInsp,, Ellwangen-Jagst / Walter 
Gorr, LOR., Lyck / Heinz Groth, AGR., Oberstdorf-Allgäu / 
Dr. Herbert Gruber, RAAnw., Wien / Dr. Hans-Joachim 
Hagen, RA. u. Notar, Leipzig / Dr. Hans-Karl v. Hagens, 
Kriegsrichter, Berlin-Zehlendorf-Mitte / Dr. Erich Heiermann, 
Direktor, Hagen (Westt.) / Dr. Friedrich Heinemann, LGR., 
W.-Elberfeld / Kurt Hennig, Dipl.-Kfm., Leipzig / Franz-Joseph 
Herrmann, LGR., Berlin-Friedenau / Karl Hesselbacher, 
AnwäAss., Mannheim / Dr. Max Hoffmeister, Volkswirt, 
Düsseldorf / Dr. Gerhard Hüring, LGR., Berlin-Charßttenburg / 
Dr. Franz Kaiser, RA, Hamm i. W. / Dr. Max Kimmerl, 
AGR., Passau / Dr. Karl-Heinz Kirchhof, GerAss., Langensalza / 
Hermann Klein, AnwAss., Mosbach (Baden) / Walter KloßB, 
Ass., Neidenburg / Dr. Georg Knuhr, StA., Breslau / Wilhelm 
Köhler, RegR., Offenbach (Main) / Karl Kraus, GerRef., 
Schweinfurt / Dr. Gustav Krauß, RA., Frankfurt (Main) / Her- 
bert Küppers, GerRef., Köln / Dr. Richard Kunisch, Ass., 
Haida (Sud.) / Paul Kurze, KGR., Berlin-Lichterfelde / Hans 
Georg Kwisda, RA., Wels / Dr. Wolfgang Laue, MinR., Ber- 
lin-Grunewald / Dr. Max Löcker, ORegR., Berlin-Dahlem / Erich 
Loets, Ass., Leer / Wilhelm Lüttgen, StA., Trier / Dr. Hans 
Mehlhorn, Syndikus, Berlin-Charlottenburg / Dr. Paul Meix- 
ner, Direktor, Wien / Dr. Hermann Michaelsen, AGR., Ham- 
burg-Blankenese / Hansjoachim Mittermüller, RA. u. Notar, 
Eisenach / Wilhelm August Müller, GerAss., Stettin-Altdamm / 
Valentin Mützel, JustObInsp., Nürnberg / Dr. Benno Nickel, 
RA. u. Notar, Schwerin / Wolf-Dietrich Oelmann, LGR. Naum- 
burg (Saale) / Dr. Karl Ostarhild, RegAss., München / Helmut 
Otte, Ass., Görlitz / Dr. Manfred Pantle, RA., Stuttgart / Gott- 
hard Paulus, Ass., Leipzig / Wilhelm Peglow, JustInsp., Kol- 
berg / Dr. Wolfgang Pich, RegAss., Wien / Dr. Werner Pit- 
schel, RA., Leipzig / Alfred Popp, RegR., Ludwigsburg / Dr. 
Gerhard Potrykus, RA. Hirschberg (Rsgb.) / Franz-Paul 
Rademaker, GerRef., Trier / Anton Rasberger, AGR, 
Landshut / Dr. Werner Sachse, Ass., Berlin / Dr. Georg San- 
den, RA.u.Notar, Königsberg (Pr.) / Dr. Hans Schack, RGR., 
Leipzig / Dr. Gerhard Scheele, Ass, Altena (Westf.) / Heinz 
Scherf, Ref., Frankfurt (Main) / Hans Schiplak, RA. u. Notar, 
Lauenburg (Pomm.) / Dr. Heinz Schmidt, LGR., Kassel-Kirch- 
ditmold / Dr. Hans Schneider, Dozent, Berlin-Friedenau / Dr. 
Johannes Scholz, LGR., Hirschberg / Hellmut Schütz, RA., 
Breslau / Dr. Albert Schumacher, GerAss., Köln / Dr. Hans 
Schumacher, AGR., Bremen / Dr. Hans Seidenberg, Ass., 
Königsberg (Pr.) / Theodor Siepenkötter, Ass, Arnsberg / 
Dr. Johannes Stählin, RegAss., Erlangen / Dr. Werner Steu- 
del, RegR., Berlin-Zehlendorf / Dr. Kurt Stubbe, RA. Ham- 
burg / Fritz-Eberhard Stute, RA. u. Notar, Hannover / Dr. Wer- 
ner Susat, AnwAss., Hamburg / Heinrich Trebitz, RA. u. 
Notar, Sonneberg (Thür.) / Dr..Hans Tzschaschel, RA. u. 
Notar, Liegnitz / Ferdinand Umhau, Ref., Stuttgart / Dr. Ger- 
hard Völker, Bürgerm.,. Stargard (Pomm.) / Dr. Willi Vogel, 
RA., Köln-Lindenthal / Wilhelm Wagener, OAR., Rathenow- 
Havel / Dr. Hasso v. Wedel, LGR., Hamburg / Dr. Friedrich 
Wehner, Gesch.-Führer, Hamburg-Fuhlsbüttel / Dr. Martin 
Weidlich, RegR., Oppeln / Hermann Weikert, AGR., Neu- 
Ulm / Dr. Gisbert Weispfenning, AnwAss., Berlin-Charlotten- 
burg / Johannes Werner, Dipl.-Kfm., Berlin-Dahlem / Heinz 
Wernitz, Ref, Berlin-Wilmersdorf / Dr. Helmut Weyde- 
kamp, RÀ., Iserlohn / Arnold Wudtke, JustInspAnw., Berlin / 
Dr. Gerhard Zillmer, AGR., Neuruppin. 


Die Spange zum Eisernen Kreuz Il. Klasse 


Hans Aderhold, RegDir., Königsberg (Pr.) / Anton Beh- 
rendt, OAR., Flatow (Grenzmark) / Edwin Bergdolt, RA, 
Sinsheim / Dr. Hermann Blindow, RegR., Schleswig / Dr. Ernst 
Corzilius, RA. u. Notar, Wallmerod (Westerwald) / Georg 
Echte, LGDir., Verden (Aller) / Dr. Hubert Geimer, AGR., 
Magdeburg / Dr. Bernhard Hartmann, LGDir., Breslau / Dr. 
Bruno Heusinger, SenPräs., Braunschweig / Dr. Max Hogrefe, 
RA. u. Notar, Bremen / Herbert Jaschinski, RA. u. Notar, Bar- 
tenstein (Ostpr.) / Dr. Helmut Jüngling, RA. u. Notar, Oppeln / 
Dr. Wilhelm Kamm, AGR., Melsungen / Hermann Kniepkamp, 
LGR., Essen-Borbeck / Max König, Dipl.-Kfm., München / Dr. 
Alfred Kranold, Bürgermeister, Bad Oeynhausen / Dr. Hubert 
Kunz, RA., Würzburg / Dr. Gustav Massing, OLGR., Zwei- 
brücken / Dr. Hans Michael, AGR., Jena / Günther Nebe- 
lung, OLGPräs., Braunschweig / Dr. Ulrich Ostrowski, 
WirtschPr., Berlin / Dr. Abraham Römer, Syndikus, Berlin-Lank- 
witz / Dr. Julius Rößler, RA.u. Notar, Stettin / Dr. Kurt Roß, 
Dipl.-Volksw., Berlin-Wilmersdorf / Dr. Max Roth, ORegR., Mar- 
burg (Lahn) / Otto Sachtler, Dipl.-Kfm., Berlin / Dr. Joseph 
Scherm, ORegR., Weilheim (Obb.) / Dr. Richard Schiruska, 
LGR., Mannheim / Dr. Wilhelm Schroeder, LGR., Kiel / Wal- 
ter Sigmund, Bez.-Notar, Meöstetten / Dr. Wilhelm Trippen, 
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Aufsätze in En 


— 


3 i ipzig /, 
Landesrat, Düsseldorf / Dr. Friedrich Trier, LGDir, Leipzig / 
Richard Weise, RegR., Frankfurt (Main). 


Das Eiserne Kreuz Il. Klasse 


Alfred AhIborn, LGR., Berlin- Kleinmachnow „ Ber- 
Ahrend, GerAss., Prödel / Heinz Am ber ger , GerRef., B 
lin / Erhard A peit, JustSup., Berlin-Charlottenburg | 7 
Arnold, LGR., Leipzig / Dr. Hans Axmann, Ibert Beck- 
Barthelt, JustInspAnw., Berlin-Pankow / Bu 
mann, AGR., Breslau / Heinrich Be hrens, pe s the 14 Gera 
stadt / Alfons Bela, Ass., Bremen / Matthias, je j Friedrich 

. t, RA 

Böttcher, Ass., Zwönitz (Erzgeb.) / Dr. Gerhard Bo rad- 

Dortmund / Dr. Fritz Bou N ard, StA., Wien / pe: OR 
3. 


burg / Dr. Hermann Brandenburg, Ket, i Heinrich 
Martin Breyer, GerRef., Berlin-Wilmersdorf / en 
Brinkmann, Erster StA., Naumburg / Dr. biy Ass, Hamm 
Ass., Darmstadt / Wolfgang Buddenberß, s itz a. See / Dr. 
(Westf.) / Dr. Ernst v. Caemmerer, RA; EN Daehn, 
Walter Curland, RA. u. Notar, Wolfenbüttel / der 11. Notar, 
JustObinsp., Rostock / Dr. Karl Dannenberg pif. Aachen / 
Nordhorn i. Hann. / Dr. Gerd Daubenspeck, Rep Richard 
Dr. Günther Dauch, AnwAss,, Berlin-Schöneberg, / } ti Bank- 
Davidsen, Ass., Berlin-Steglitz / Emmerich an Het Eg- 
vorstand, Wien / Conrad Dyck, LGR., Insterburg Mainz / 
gert, LGR., Köslin / Georg Einwächter, Juskinepn. Fahl, 
Dr. Erich Fadtke, AGR., Münster (Westf) N E ONT / 
LGR., Angermünde / Friedrich Fastje, AnwAss, her, RegR- 
Ernst Fischer, Betriebspr., Mannheim / Gerd Fist Charlotten- 
Pullach / Dr, Otto-Wolfgang Fischer, GerRef., Baira hwarzw.) / 
burg / JR. Dr. Werner Freitag, Notar, Neustadt $ F anz von 
Dr. Theodor Gabler, Wirtsch.-Berater, München j N "Zwenkau 
Gaehler, RA., Straubing / Gotthard Gamig, GEW an / Dr. 
(Bez. Leipzig) / Dr. Heinrich Geschke, GerAss., sh mann 
Heribert Geyer, RA., Feldkirchen / Dr. Hans > z j Jörg 
AGR., Pinneberg / Alfons Gößl, Justinsp., Rosenberg Gra 
v. Götz u. Schwanenfließ, Ass., Berlin / Dr. OcetG "Heinz 
LGR., München-Pasing / Heinrich Grimm, LER YOR. Bad 
, ng 


ig- Gru 
Große, GerRef., Danzig-Langfuhr / Gerhard Herrsching, j Bruno 
5 n í 
Haack, LGR., Stettin / Dr. Karl H aa eh j Dr. Fritz 


Prokurist, 


= 5 jia / Dr. 
Wien / Kurt Haßforth, Dipl.-Kfm., Rangsdorf b. Perii foin. 
Wilhelm Heinrich, KriegsgerR., Ludwigsburg / y ann, 
Rechtsbeistand, 
Ludweiler-Warndt / Dr. Frithjof Herrlinger, De Walter 
Herz, Ass., Pforzheim / Dr. Otto Himmelmann, DR Ne: 


AnwAss., 


Erfurt / Bun Hofer, RA.u. Notar, Ebenrode / Dr. 
mann, AGR., Plauen / Dr. Georg ! 2 
Hübner, Ass., Magdeburg / Dr. Carl-Heinz Huffmann, R ] 
u. Notar, Berlin / Dr. Bernhard Jaensch, Ass, Jauer Ar 
Gerg Janzen, GerRef., Danzig / Hans Jürgensenan are 
Husum (Nordsee) / Dr. Hans Heinz Kalthott, Her Klier 
burg a. D. / Hugo Kellberg, LGR., Gotha / De Sel Aa 
beler, Oberamtsrat, Lüdinghausen / Dr. Franz a Mn 
Hamburg / Werner Klemm, AGR., München / De A JustInsp. 
ner, GerRef., Hamburg-Wandsbek / Ernst Kneve vi er 
Bielefeld / Folkker Knörrich, Rechtssachbearbei ala Dr 
Grunewald / Dr. Hanns-Henning Koch, Ass., Westerlaimd / > 
Ulrich Koerth, GerAss., Berlin / Werner Kohima Ti mDr 
Bremen / Günther Kosack, AGR., Mühlhausen (Thü Ahem 
Wolfgang Krause, Verwalt.-Rechtsrat, Breslau /_ Dr. LGR 
Kromphardt, Prof., Rostock / Dr. Eberhard sache 
Feldberg (Meckl.) / Dr. Werner Kurth, Intend-R2t 7 Gott- 
b. Dresden / Dr. Eduard Lacom, Rechtswahrer, Wien En 
fried Landgraf, Ass, Zwickau / Dr. Rudolf Łang®, EN 
Falkenberg (Elster) Mae = hind berg, RA., 
Dr. Ernst Lindner, GerAss., Reichenberg . dub! Se 
GerRet, Wien / Dr. Hans-Albrecht Luther, RegR., Saarbrücken / 
Werner Malsch, Verwaltungsdir., Köln-Sülz / Emil Mann Fi ` 
GerAss., Friedrichshafen (Bodensee) / Wilhelm Mn sin) j 
Düsseldorf / Wilhelm Meising, Notar, Niederbreisig (Rhe Be 
Dr. Alfred Melzer, AnwAss,, Stuttgart / Dr. Hermann Miene» 
Intend.-Rat, Berlin-Lichterfelde / Helmut-Ernst Miericke, Be 
Ref, Genthin / Dr. Walter Müller, Ass, Plauen / S iar 
MüllemwKuhlbrodt, Ass., Berlin / Dr. Wilhelm Mürl, il 
Hengersberg / Otto Neumann, Amtsanwalt, Naumburg Dr rt 
helm Neumann, Ass., Berlin-Charlottenburg / Karl ee ' 
Intend.-Rat, Münster (Westf) / Hans-Joachim © riet Pfeil, 
Grafenau (Bay.) / Bruno Pauls, GerAss., Aachen / de Seiny 
RegAss., Gießen / Friedrich v. Pfuhlstein, Landesrat, KEN 
Hans Pinkert, RA., Breslau / Hans-Theo Pothma en PES 
Rat, Stettin / Gerhard v. Puttkamer, GerAss, Pots a Ass. 
Rabe, ORegR., Berlin-Zehlendorf / Heinz Rast Er), Gerd 
München / Ehrenfried Rauer, Justlnsp., Berlin- = Greifs- 
Redecker, GerRef., Göttingen / Joachim nen Dr Egon 
wald / Rudolf Reuter, GerAss,, Königsberg (Pr.) / E 
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Riedel, GerAss., Berlin-Konradshöhe / Carl Heinz Rieder 5, 
GerRef,, Freiburg (Br.) / Dr. Erich Rochow, RegR., Fulda / Paul 
Römer, Ass., Völklingen (Saar) / Rudolf Roeßler, GerAss., 
Augsburg / Dr. Werner Rößler, Ass., Schwetziugen / Werner 
Rosner, Ref., Berlin / Walther Rudolph, GerRef., Landsberg 
(Warthe) / Dr. Heinrich Rüling, Ass., Dresden / Dr. Gerhart 
Runte, Ass., Berlin / Dr. Heinrich Sachslehrer, Magistrats- 
beamter, Wien / Ernst Schäfer, JustInsp., Angermünde / Dr. 
Rudolf Schaper, GerRef., Weimar / Erich Schille, RA. u. 
Notar, Elsterberg (V.) / Horst Schlappkohl, Devisenprüfer, 
Elbing (Westpr.) / Dr. Karl Schmidt, RegPräs., Allenstein / Dr. 
Heinr. Schmidt-Schmiedebach, OResR., Berlin-Lankwitz / 
Dr. Wilhelm Schmidt-Thome, Notar-Ass., Köln-Lindenthal / 
Erik Schulze, ORegR., Teltow-Seehof / Dr. Hermann Schwaab, 
Ass,, München / Manfred Frhr.v.Seherr-Thoß, RegR., Karls- 
ruhe (Baden) / Dr. Erwin Seidler, KGR., Berlin-Wilmersdorf / 
Dr. Eberhard Seyffert, Ass., Kassel / Dr. Heinrich Sippel, 


Aufsätze 


Für den Rechtswahrer im Kriegseinsatz 


[Deutsches Recht, Wochenausgabe 


GerRef., Worzeldorf b. Nürnberg / Dr. Karl-Heinz Spark, LGR., 
Stadthagen / Dr. Karl Spreng, AGR., Burgau (Schwaben) / Dr. 
Raimund Staecker, StA., Güstrow / Erich Stock, Ass., Bre- 
men / Gottfried Tappert, JustInsp., Tharandt b. Dresden / Dr. 
Wilhelm Schumacher, LGR., Angermund / Rudolf Trömel, 
Ass,, Zeitz / Franz Tunkl, Dipl.-Kfm., Königsberg (Pr.) / Dr. 
Karl-August Veeck, GerRef., Idar-Oberstein / Dr. Adolf Voß, 
OStA., Berlin-Schöneberg / Christian Wagner, GerAss., Berlin / 
Wilhelm Wagner, Amtsanwalt, Apolda / Bruno Walter, RA., 
Würzburg / Anton Weidinger, Ass., Passau / Fritz Weit- 
kamp, RegR., Hamburg / Justus Wels, Ass., Plauen i. Vogtl. / 
Heinz-Eberhard Wendland, Syndikus, Hannover / Werner 
Winkelmann, GerAss., Dresden / Dr. Gustav Woellert, 
RA., Frankfurt (Oder) / Hans Wolf, GerRef., Berlin-Zehlendorf / 
Dr. Karl Wübben, Ass., Wesermünde / Adolf-Günther W u1- 
fert, Ass. Wismar (Meckl.) / Hans Zimmermann, Stadt- 
verwalt.-Ass., Breslau. 


Die Entwicklung der Strafrechtspflege im Kriege*) 


III. Das Kriegswirtschaftsstrafrecht 
Von Staatsanwalt Dr. Hans Mittelbach, Berlin 


Das Kriegsstrafrecht will zu seinem Teile dazu bei- 
tragen, daß die innere Front vor Erschütterungen be- 
wahrt bleibt und die Heimat für die Front alle Mittel 
zur Erringung des Sieges liefert. In der Heimat geht das 
Leben weiter, der Wirtschaftsorganismus hat eine Um- 
stellung erfahren, er darf jedoch nicht zum Stillstand 
kommen. Es gilt, die Aufrechterhaltung eines 
geregelten Wirtschaftslebens zu gewähr- 
leisten. 

Die Ausrichtung der Wirtschaft auf die Ziele der Staats- 
führung ist nicht neu. Der Vierjahresplan hat schon in 
weitem Umfange Maßnahmen zur Lenkung der Wirt- 
schaft ergriffen, früher bestehende Ansätze hierzu aus- 
gebaut. An die Preisregelung sei erinnert, ein Wirt- 
schaftsstrafrecht bestand hier schon vor dem Kriege. 
Wenn wir bisher von Stoppreisen sprachen und mit ihrer 
Hilfe einer gesunden Wirtschaftsentwicklung den Weg 
balınten, so hat der Krieg den Begriff des kriegswirt- 
schaftlich gerechtfertigten Preises (8 22 KWVO.!) ge- 
schaffen. Niemand soll am Kriege verdienen, jeder muß 
seine Preiskalkulation so gestalten, daß sie diesem Er- 
fordernis Rechnung trägt. Überhöhte Preise werden re- 
gelmäßig einen schädigenden Einfluß auf den Gang der 
Kriegswirtschaft ausüben und sind daher zu beseitigen. 
Die Preisstrafbestimmungen?) greifen Platz, sie kennen 
neben der Kriminalstrafe ein eingehend geregeltes Ord- 
nungsstrafrecht, das auch sonst im modernen Wirtschafts- 
leben zu einem beherrschenden Faktor geworden ist. Fer- 
ner sind die Bestimmungen über den Arbeitseinsatz 
zu erwähnen. Verstöße gegen die Dienstpflicht bei der 
Heranziehung von Kräften für Aufgaben von besonderer 
staatspolitischer Bedeutung standen schon bisher unter 
Strafandrohung®), Maßnahmen zur Beschränkung des Ar- 
beitsplatzwechsels sind hinzugetreten. Kündigungen von 
Arbeitsverhältnissen sind in der Regel von der Zustim- 
mung des Arbeitsamtes abhängig 4). 

Beim Einsatz der vorhandenen Arbeitskräfte hat der 
kriegswichtige Bedarf den unbedingten Vorrang. Wer 
vorsätzlich falsche Angaben über den Bedarf oder Be- 
stand an Arbeitskräften macht und dadurch die Bedarfs- 
deckung der Rüstungswirtschaft gefährdet, wird mit 
Zuchthaus bestraft. In besonders schweren, die Rüstungs- 
wirtschaft erheblich beeinträchtigenden Fällen tritt Todes- 
strafe ein, in minder schweren Fällen ist auf Gefängnis 


*) Vgl. DR.1942, 424: „Gesetzesänderungen im StGB.“; DR. 
1942. 612: „Das Kriegsstrafrecht“ (Teil I); DR. 1942, 668: „Das 
Kriegsstrafrecht“ (Teil H). 

1) KWVO. v. 4. Sept. 1939, dazu ErgVO. v. 25. März 1942, 

2) VO. über Strafen und Strafverfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen Preisvorschriften v, 3. Juni 1939, dazu AndVO, v.28. Aug. 1941. 

Sor Te aep VO: v. 13. Febr. 1939, 

. uber Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels v. 1. 2 
1939 mit Strafschutz, RST ; An: 


oder Geldstrafe zu erkennen). Gleiche Strafe trifft den- 
jenigen, der falsche Angaben über den Bedarf oder die 
Vorräte an für die Rüstungswirtschaft wichtigen Roh- 
stoffen, Materialien, Erzeugnissen, Maschinen oder Ge- 
räten macht. 

Eine Verpflichtung zur Auskunft ist uns schon in be- 
stimmten Fällen aus der VO. über die Auskunftspflicht 
v. 13. Juli 1923 bekannt, die Strafvorschriften enthält. Sie 
steht im Zusammenhang mit den vor dem Kriege zur 
Überwachung und Regelung des Warenverkehrs getroffe- 
nen Maßnahmen). Zuwiderhandlungen wurden mit Ord- 
nungs- oder Kriminalstrafe geahndet. Auch zur Markt- 
regelung für landwirtschaftliche Erzeugnisse wurden früh- 
zeitig Maßnahmen ergriffen und durch Strafschutz ge- 
sichert?). Diese Hinweise mögen genügen, um darzutun, 
daß in weitem Umfange vor dem Kriege ein Wirtschafts- 
strafrecht vorhanden war und mit ihm die Grundlage zum 
weiteren Ausbau zur Verfügung stand. 

Trotz der zahlreich vorhandenen wirtschaftsregelnden 
Maßnahmen fehlte jedoch eine allgemeine Vorschrift, 
welche störende Eingriffe in das Wirtschaftsleben verhin- 
derte und ahndete. Hier konnten die in einzelnen Ge- 
setzen zerstreut vorhandenen Strafbestimmungen nicht 
genügen; sie entsprachen nicht den Bedürfnissen der mo- 
dernen Wirtschaft. Daher sah schon der Entwurf des 
StGB. an der Spitze des ABschnitts „Schutz gegen An- 
griffe auf die Wirtschaft“ eine Vorschrift mit der Über- 
schrift „Gefährdung wichtigen Lebensbedarfs‘‘ vor. Der 
Krieg hat hier die Rechtsentwicklung vorangetrieben. 
In der Gestalt des 81 KWVO. wurde die fehlende Vor- 
schrift bei Ausbruch des Krieges unter Abänderungen 
erlassen, die den Kriegsverhältnissen Rechnung tragen, 
Aus dem bestehenden Wirtschaftsstrafrecht 
hat sich das Kriegswirtschaftsstrafrecht or- 
ganisch entwickelt, Es ist keine Notschöpfung wie 
die im Weltkriege ergriffenen MaBnahmen, sondern zeigt 
eine klare, einheitliche Linie, hat aus den Erfahrungen 
des Weltkrieges Lehren gezogen, konnte die bisher mit 
der staatlich gelenkten Wirtschaft gemachten Erfahrun- 
gen verwenden und kann sich auf eine bessere Organi- 
sation unter Benutzung vorhandener Einrichtungen 
stützen. 


Ein kurzer Blick auf die Organisation der 
Kriegswirtschaft mag hier genügen. Die einheit- 
liche Ausrichtung und Lenkung aller wirtschaftlichen 
Maßnahmen stellt die VO. über die Wirtschaftsverwal- 


5) VO. des Führers zum Schutze der Rüstungswirtschaft vom 
21. März 1942, dazu Durchf.- u. ErgVO. v. 25. April 1942, 

6) VO. über den Warenverkehr i.d. Fass. v. 18. Aug. 1939. 

7) Gesetz über den vorl. Aufbau des Reichsnährstandes und Maß- 
nahmen zur Markt- und Preisregelung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse v. 13. Sept. 1933, 
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tung ®) sicher. Wirtschaftliche Organisationen können der 
staatlichen Verwaltung eingegliedert werden. An der 
Vereinfachung und Vereinheitlichung der Organisation 
der Wirtschaft wird ständig gearbeitet?). Der Reichs- 
nährstand ist dem Reichsminister für Ernährung und 
Landwirtschaft unterstellt. Die im Rahmen des Reichs- 
nährstandes zur Marktordnung für das Reichsgebiet er- 
richteten Hauptvereinigungen haben eine Erweiterung 
ihres Aufgabenkreises erfahren, neue Hauptvereinigun- 
gen sind hinzugetreten. Sie sollen mit ihren Untergliede- 
rungen als sog. „bewirtschaftende Stellen‘ die zweck- 
* mäßige Verwendung und Verteilung der Erzeugnisse für 
das gesamte Reichsgebiet regeln. Die zur Überwachung 
des Warenverkehrs bestehenden oder neu eingerichteten 
Reichsstellen führen als Geschäftsabteilungen der Haupt- 
vereinigungen die diesen im Verkehr mit bewirtschaf- 
teten Erzeugnissen zugewiesenen Aufgaben durch. Die 
Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern 
der gewerblichen Wirtschaft ist den Wirtschaftsämtern 
übertragen. Die Sorge für die Ernährung der Bevölke- 
rung obliegt den Ernährungsämtern. Sie haben die Aut- 
gabe, für die ordnungsmäßige Wirtschaftsführung in den 
Erzeugerbetrieben Sorge zu tragen, 


alle Maßnahmen 
zur Sicherstellung der Ernährung zu treffen und den 
Verbrauch zu regeln. 

Die von diesem Behördenapparat getroffenen Mab- 
nahmen dienen alle dem Ziele, die Aufrechterhal- 
tung eines geregelten Wirtschaftslebens zu 
gewährleisten und die Versorgung der Be- 
völkerung mit den lebensnotwendigen Ver- 
brauchsgütern sicherzustellen. Es muß jedem 
Volksgenossen sein Anteil hieran gesichert und die ge- 
rechte Verteilung verbürgt sein. Dazu ist erforderlich, 
daß jeder Volksgenosse in der Heimat alle seine Kräfte 
Volk und Reich zur Verfügung stellt, sich die notwen- 
digen Einschränkungen in der Lebensführung und Le- 
benshaltung auferlegt und Disziplin wahrt. Diese Ge- 
dankengänge sind in den Vorsprüchen zu den beiden 
maßgeblichen Kriegswirtschaftsgesetzen, nämlich der 
KWVD. und der VerbrReglStrVO.1%), zum Ausdruck ge- 
bracht, die sich mit einem Appell an den deutschen 
` Volksgenossen wenden. Natürlich finden die Wirtschafts- 
auf alle im Großdeutschen Reich aufhältlichen 

ersonen Anwendung, eine Beschränkung ihres Anwen- 
dungsgebietes auf deutsche Volksgenossen ist dem Vor- 
spruch nicht zu entnehmen. Andernfalls wäre die ge- 
stellte Aufgabe nicht durchzuführen. Die Wertung des 
Verhaltens des einzelnen hat immer unter dem Gedan- 
ken zu erfolgen, daß auch die Heimat ihre Pflicht zu 
erfüllen hat und angesichts der Größe des Einsatzes des 
Soldaten an der Front ihre Opfer und Entbehrungen ge- 
ring erscheinen. 

Bei der Vielgestaltigkeit unseres Wirtschaftslebens ist 
es selbstverständlich, daß eine Fülle von wirtschafts- 
regelnden Vorschriften über uns ergangen ist. Die Ver- 
hältnisse zwingen uns, fast alle Verbrauchsgüter in den 
Kreis der Regelung einzubeziehen. Um die Durchführung 
der Anordnungen zu sichern, muß überall der strafrecht- 
liche Schutz gegeben sein. Die Erfassung erfolgt auf der 
Stufe der Erzeugung, der Verarbeitung, des Handels und 
des Verbrauchs. Jedes Gebiet hat seine eigenen Lebens- 
bedingungen, denen die Maßnahmen angepaßt sein müs- 
sen. Eine Übersicht muß sich daher auf die wesentlich- 
sten Bestimmungen beschränken. Als Grundlage für die 
strafrechtliche Beurteilung von Kriegswirtschaitsdelikten 
kommen neben der KWVO. die VerbrReglStrVO. und 
die VO. über den Warenverkehr in Frage. 

‚81 KWVO. bestraft mit Zuchthaus oder Gefängnis 
(in besonders schweren Fällen mit dem Tode) denjeni- 
gen, der Rohstoffe oder Erzeugnisse, die zum lebens- 
wichtigen Bedarf der Bevölkerung gehören, vernichtet, 
beiseite schafft oder zurückhält und dadurch böswillig 
die Deckung dieses Bedarfs gefährdet. Die Bestimmung 

s) VO. v. 27. Aug. 1939, 

s) Hierzu betr. gewerbliche Wirtschaft: VO. v. 20. April 1942, in 
der 1. DurchfVO. v. 20. April 1942 wird die gewerbliche Wirtschaft 
bezirklich in Gauwirtschaftskammern zusammengefaßt. Die Indu- 
strie- und Handelskammern, Handwerkskammern und die bisheri- 
sen Wirtschaftskammern werden überführt. 
= 10) VerbrReglStraiVO. v. 6. April 1940, neue Fassung v. 2%. Nov. 
1941. 
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ist „kriegsschädliches Verhalten“ überschrieben, sie will 
ernstere Verfehlungen gegen den regelmäßigen Gang der 
Kriegswirtschaft treffen. Mag man bei der Schaffung der 
Bestimmung an den Kriegsschieber und Kriegsschleich- 
händler des Weltkrieges gedacht haben, so ist dadurch 
eine Begrenzung auf bestimmte Tätertypen nicht erfolgt. 
Klare Tatbestandserfassung unter Berücksichtigung der 
im Vorspruch und in der Überschrift der Bestimmung 
gegebenen Wertungsmomente ist das Gebot der Stunde, 
das in zahlreichen Reichsgerichtsentscheidungen klar er- 
faßt ist Wenn wir von „kriegsschädlichem Verhalten“ 
sprechen, scheiden alle Fälle aus, in denen es sich um 
geringfügige Zuwiderhandlungen gegen Bewirtschaftungs- 
maßnahmen einschlägiger Art handelt. Sie fallen in das 
Anwendungsgebiet der VerbrReglStrVO. Zum lebens- 
wichtigen Bedarf gehören zunächst alle Rohstoffe 
und Erzeugnisse, die im Rahmen der Kriegsbewirt- 
schaftungsmaßnahmen irgendwie erfaßt worden sind. So- 
weit eine Erfassung nicht erfolgt ist, gelten als lebens- 
wichtig alle Rohstoffe und Erzeugnisse, denen für die 
Fortführung eines geregelten Wirtschaftslebens unseres 
Volkes maßgebliche Bedeutung zukommt. Dabei ist zu 
beachten, daß ein geregeltes Wirtschaftsleben mehr be- 
deutet als die Erhaltung der Existenz. Die Güter brauchen 
nicht ausschließlich körperlichen Bedürfnissen zu dienen, 
der Lebensstandard eines Kulturvolkes muß erhalten blei- 
ben. Die Verwendbarkeit der Güter für die Kriegswirt- 
schaft soll sichergestellt werden: es kommt daher nicht 
darauf an, ob die verbotenen Maßnahmen an eigenen 
oder fremden Gütern vorgenommen werden. Schon der 
Vorspruch zeigt, daß alle Mittel und Kräfte Volk und 
Reich zur Veriügung zu stellen sind. Bei den drei ver- 
botenen Betätigungen muß es sich um Maßnahmen han- 
deln, die mit dem Gedanken der Fortführung des Wirt- 
schaftslebens nicht mehr vereinbar sind. 


Vernichtet werden Güter, wenn sie für ihre 
Zweckbestimmung im Rahmen der kriegsverpflichteten 
Wirtschaft unbrauchbar gemacht werden. Für die meisten 
Rohstoffe und Erzeugnisse ist der Weg vom Erzeuger zum 
Verbraucher vorgeschrieben. Beseitegeschafit wer- 
den solche Güter, wenn sie dem ordnungsmäßigen 
und geregelten Verkehr (abgesehen von der Vernichtung) 
entzogen werden. Daß auch in solchen Fällen die Güter 
regelmäßig irgendwie in den allgemeinen Verbrauch zu- 
rückgeführt werden, ist ohne Belang. Im Rahmen der 
kriegsverpflichteten Wirtschaft können sie bei einer un- 
kontrollierten Rückkehr ihre Aufgabe nicht mehr erfüllen. 
Das ist z.B. bei sog. Schwarzschlachtungen zu beachten, 
der Täter wird regelmäßig das Fleisch Konsumenten ver- 
kaufen. Soweit eine Erfassung der Güter nicht erfolgt ist, 
müssen Störungen des Produktions- und Verteilungspro- 
zesses der Kriegswirtschaft vorliegen, die auch einen ord- 
nungsmäßigen Umlauf nicht erfaßter Güter erfordert. 
Die Rechtsprechung hat eine große Anzahl von Beispie- 
len geliefert. Das Beiseiteschaffen kann Z. B. auch durch 
Diebstahl oder durch andere strafbare Handlung ge- 
schehen. Während das Beiseiteschaffen die dauernde Ent- 
ziehung im Auge hat, liegt beim Zurückhalten eine 
vorübergehende Entziehung bis zu einem Zeitpunkt vor, 
dessen Bestimmung sich der Täter vorbehält. An die 
wirtschaftlich nicht gerechtfertigte Lagerung von Vor- 
räten und die Verweigerung des Verkaufs ist zu denken. 
Immerhin ist sorgfältige Prüfung geboten, weil der Ver- 
käufer nicht schlechthin zur Abgabe verpflichtet ist und 
seinerseits die Vorräte planmäßig verteilen soll. In allen 
Fällen muß der Wille kriegsschädlichen Verhaltens fest- 
gestellt sein. Die Maßnahmen des Täters müssen zu 
einer Gefährdung der Bedarfsdeckung geführt 
haben, eine Beeinträchtigung wird nicht verlangt. Es ge- 
nügt, wenn die Gefährdung in einem Orte oder einem 
Ortsteil vorliegt. Hierbei wird regelmäßig der Menge 
der von der lat betroffenen Güter maßgebliche Bedeu- 
tung beigemessen, jedoch zieht man auch die mittelbaren 
Wirkungen der Tat in Betracht und berücksichtigt die 
Ansteckungsgefahr der Handlungsweise des Täters. Sein 
Tun kann andere zur Nachahmung anreizen. Der in- 
nere Tatbestand fordert neben dem Vorsatz 
böswilliges Handeln und gibt damit ein werten- 
des Element, das für die Anwendung der Bestimmung 
oft greße Bedeutung gewinnt. Das Verhalten muß auf 
bösem Willen beruhen. Die Rechtsprechung geht in 
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ihren Anforderungen teils sehr weit, teils schränkt sie 
mit Hilfe dieses Erfordernisses das Anwendungsgebiet 
der Bestimmung ein. Eine verwerfliche Gesinnung muß 
festgestellt sein. 

Den genannten Erzeugnissen müssen die für sie gel- 
tenden Bescheinigungen über die Bezugs- 
berechtigung gleichgestellt werden. Das hat die 
Rechtsprechung frühzeitig erkannt. Die Neufassung des 
81 KWVO. statuiert die erwähnten Strafen auch gegen 
denjenigen, der solche Bescheinigungen oder Vordrucke 
beiseiteschafft, nachmacht oder nachgemachte Beschei- 
nigungen (Vordrucke) in den Verkehr bringt oder sich 
verschafft. Die Gefährdung der Bedarfsdeckung ist in 
solchen Fällen vom Gesetzgeber immer angenommen, 
eine Böswilligkeit wird nicht verlangt. Die sonst mög- 
liche Bestrafung wegen Urkundendelikts erschien nicht 
ausreichend. 

Wenn der Täter in den Fällen des $1 KWVO. in Be- 
reicherungsabsicht gehandelt hat, ist neben der Strafe 
auf Geldstrafe zu erkennen, auch Vermögenseinziehung 
ist zulässig. 

Eine dringende Notwendigkeit war, bei der auftreten- 
den Verknappung von Waren und dem Mangel an Ar- 
beitskräften dem Entstehen eines Schleich- und 
Tauschhandels vorzubeugen. Das ist durch § 1a 
KWVO. geschehen. Verboten ist danach jedes Tausch- 
geschäft, das in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs 
zu dem Zwecke vorgenommen wird, eine Bevorzugung 
bei der Lieferung von Waren oder Leistungen zu erzie- 
len. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis oder 
Geldstrafe geahndet. Bei fehlendem öffentlichen Inter- 
esse an der Strafverfolgung ist das Ordnungsstrafver- 
fahren nach der VerbrkeglStrVO. zulässig. 

Endlich enthält die KWVO. noch eine Strafbestim- 
mung gegen die Geldhamsterer ($ 1d). Die Straf- 
verfolgung tritt jedoch nur auf Anordnung des Reichs- 
ministers der Justiz ein. 

Die KWVO. bringt im Rahmen ihrer Ausführungen 
über „Kriegslöhne‘“ ein Ordnungsstrafrecht der 
Reichstreuhänder und Sondertreuhänder der Arbeit für 
Zuwiderhandlungen gegen die Gehalts- und Lohnbestim- 
mungen. Bemerkenswert ist, daß in schweren Fällen die 
Strafe Gefängnis oder Zuchthaus ist, die Strafverfolgung 
auf Antrag des Reichstreuhänders der Arbeit eintritt, 
dessen Entscheidung es somit unterliegt, ob eine Tat 
von Kriminalstrafe freibleibt oder evtl. mit Zuchthaus 
geahndet wird. 
. Während die erwähnten Bestimmungen der KWVO. 
in der Regel in sich verständliche Straftatbestände brin- 
gen, müssen bei den Bewirtschaftungsvorschriften die 
traftatbestände unter Zurückgehen auf die einzelnen 
Vorschriften festgestellt werden. Die strafrechtlichen Be- 
stimmungen sind im Laufe der Zeit einheitlich zusam- 
mengefaßt. Es handelt sich beiden maßgeb- 
lichen Strafgesetzen (VerbrReglStrVO. und VO. 
über den Warenverkehr) um sog. Blankettstraf- 

esetze, die immer ein Zurückgehen auf die ausfül- 
[ende Norm verlangen. Im Rahmen des Rationierungs- 
systems sind viele Normen allgemein bekannt, andere 
erfordern jedoch eine besondere Kenntnis der speziellen 
wirtschaftsregeinden Maßnahmen. 

Bei Ausbruch des Krieges wurde schlagartig die Be- 
zugscheinpflicht für eine Reihe von Verbrauchsgütern 
eingeführt. Der Katalog der betroffenen Güter hat stän- 
dige Erweiterung erfahren. Dem Verbraucher stehen be- 
stimmte Waren nur in beschränktem Umfange und unter 
genau bezeichneten Voraussetzungen (Bezugskarte, Be- 
zugsschein, Punktscheck, Bestellschein, Eintragung in die 
Kundenliste) zur Verfügung. Diese Regelung setzt sich 
über die Lieferungsstellen fort. Die Aufspaltung unserer 
Wirtschaft in „Ernährung und Landwirtschaft“ und in 
„gewerbliche Wirtschaft‘ ist bei der Feststellung der 
einzelnen wirtschaftsregelnden Anordnungen zu beach- 
ten. Unterliegt der Bezug bis zum letzten Verbraucher 
irgendwelchen Einschränkungen, so spricht man von 
einem „bezugsbeschränkten Erzeugnis“. Bei 
verbotenen Maßnahmen mit solchen Erzeug- 
nissen ist die VerbrReglStrVO. das maßgeb- 
liche Strafgesetz. Sie hebt in ihrem Vorspruch die 
besonders hohe Verantwortung hervor, die Erzeuger, 
Verarbeiter und Händler als Treuhänder der ihnen an- 
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vertrauten Verbrauchsgüter für den Erfolg der Ver- 
brauchsregelung tragen. Im Hinblick hierauf werden die 
in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs vorgenomme- 
nen verbotenen Handlungen schwerer als das „Ver- 
braucherdelikt“ bestraft. Dem Lieferer droht Gefäng- 
nis und Geldstrafe, in leichten Fällen Geldstrafe oder 
Haft. Für den Verbraucher ist Geldstrafe bis 150 A 
oder Haft die Regelstrafe, in schweren Fällen ist auf 
Gefängnis oder Geldstrafe zu erkennen. Daneben kann 
ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse in gewis- 
sen Fällen das Erzeugnis, auf das sich die strafbare 
Handlung bezieht, zugunsten des Reichs eingezogen 
werden. 

Besteht an der Strafverfolgung kein öffentliches In- 
teresse, so kann das Ernährungs- oder Wirtschaftsamt 
gegen die schuldigen Personen Ordnungsstrafen 
(beim Lieferer bis zu 5000 Rt, beim Verbraucher bis zu 
1000 A) verhängen. Auch der Leiter des Geschäfts- 
betriebes kann in dieser Form belangt werden, wenn die 
Handlung in seinem Geschäftsbetriebe begangen ist und 
er nicht nachweist, daß er die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt zur Verhütung angewandt hat. Das Ordnungs- 
strafverfahren ist eingehend geregelt, die Vorschriften 
des Preisrechts haben unverkennbar Pate gestanden. 
Statt der Ordnungsstrafe kann in Fällen von geringerer 
Bedeutung eine schriftliche Verwarnung erfolgen. Gegen 
den Ordnungsstrafbescheid ist der Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung gegeben, die nach den Regeln des 
Beschwerdeverfahrens der StPO. erfolgt. Auf die Be- 
denken gegen die weitgehenden Strafbeiugnisse der Ver- 
waltungsbehörde muß hingewiesen werden, hat doch das 
RG. erst in einer neueren Entscheidung betont, daß beim 
Ordnungsstrafverfahren die Rechtsgarantien nur in ge- 
ringem Umfange gegeben sind. Andererseits ist jedoch 
der Vorteil nicht zu verkennen, daß bei leichteren Ver- 
stößen der Täter von dem Makel der Vorstrafe frei- 
bleibt. Neu ist die Möglichkeit der Umwandlung einer 
nicht beizutreibenden Ordnungsstrafe durch das AG. in 
eine Haftstrafe bis zu sechs Wochen. Eine ähnliche Vor- 
schrift ist inzwischen auch für das Preisstrafrecht er- 
gangen. 

Welche Handlungen im einzelnen unter Strafe gestellt 
sind, läßt sich nicht erschöpfend aufzählen. Die Verbr- 
RegIStrVO. nennt eine Anzahl von Delikten und schließt 
eine Generalklausel an, wonach Verstöße gegen An- 
ordnungen der Landeswirtschaftsämter und Wirtschafts- 
ämter (bei Erlaß auf Grund bes. Ermächtigung und Hin- 
weis auf die Strafbest. d. VO.) und sonstige Zuwider- 
handlungen gegen wirtschaftsregelnde Vorschriften im 
Rahmen der öfientlichen Bewirtschaftung landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse der Strafandrohung unterliegen. 

Es darf z. B. niemand bezugsbeschränkte Erzeugnisse 
ohne Bezugsberechtigung LZiehen oder abgeben oder 
eine ihm nicht zustehende Bezugsberechtigung aus- 
nutzen. So klar und eindeutig die Vorschrift erscheinen 
mag, bietet sie doch immer Auslegungsschwierigkeiten. 
Ein Erzeugnis, das im allgemeinen bezugsbeschränkt ist, 
braucht die Eigenschaft im speziellen Falle nicht mehr 
zu haben. Ist es im ordnungsgemäßen Wege in die Hand 
des Verbrauchers gelangt, so ist es frei. Im Ernährungs- 
sektor kann nunmehr frei darüber verfügt werden. Beim 
Selbstversorger ergeben sich wiederum Besonderheiten. 
Die Hausschlachtungen sind eingehender Regelung un- 
terworfen. Nur eine genaue Kenntnis der einzelnen Be- 
stimmungen verbürgt eine zuverlässige Beurteilung. Bei 
der Frage der Ausnutzung einer nicht zustehenden Be- 
zugsberechtigung ist die Übertragbarkeit zu prüfen. Die 
bekannten Lebensmittelkarten schließen sie aus. Straf- 
bar ist sie aber für den Verbraucher nur, wenn sie in 
Bereicherungsabsicht erfolgt. Ein Handel mit Karten soll 
verhindert werden. Das Leben hat sich über den Karten- 
aufdruck hinweggesetzt, oft hilft der eine Volksgenosse 
dem anderen mit einem Kartenabschnitt aus. Jede klein- 
liche Handhabung muß hier vermieden werden, die Ver- 
brauchsregelung erscheint nicht beeinträchtigt. Aus dem 
Recht der Lebensmittelkarte hat auch sonst manches 
Problem die Rechtsprechung beschäftigt, vielfach konn- 
ten hierbei Erkenntnisse aus der Weltkriegszeit (z. B. 
Frage des Urkundencharakters) verwendet werden. Aus 
der Zahl der möglichen Verstöße sei ferner die Erschlei- 
chung einer Bezugsberechtigung erwähnt. Der Lieferer 


12. Jahrgang 1942 Heft 32/33] 


dart endlich dem Verbraucher bezugsbeschränkte Erzeug- 
nisse nicht vorenthalten, er darf keine Bescheinigungen 
entgegennehmen, ohne Ware zu liefern. Was ihm zur 
Ausübung seines Gewerbes oder Berufs zugeteilt wird, 
darf er nicht zu anderen Zwecken entnehmen oder ver- 
brauchen. 


Die Handlungen können vorsätzlich und (vom Erschlei- 
chen abgesehen) auch fahrlässig begangen werden. Der 
Versuch ist unter Strafe gestellt. Die Verjährung be- 
trägt bei Übertretungen ein Jahr, sonst fünf Jahre. Der 
Deliktscharakter wird im Wege der konkreten Betrach- 
tungsweise ermittelt. 


Die Kriegswirtschaft hat die Bezugsbeschränkung nur 
für eine Reihe von Erzeugnissen durchgeführt, ergreift 
iedoch auch sonst im Wege der Beschlagnahme in wei- 
tem Umfange Waren und Erzeugnisse. Die Beschlag- 
nahme ist im Gebiete der gewerblichen Wirtschatt auf 
die VO. über den Warenverkehr, im Bereich der Ernäh- 
rungswirtschaft auf die VO. über die öffentliche Bewirt- 
schaftung landwirtschaftlicher Erzeugnisse v. 27. Aug. 
1939 mit ihren ergänzenden Verordnungen gestützt. Sie 
erfaßt die Ware in der Hand des jeweiligen Gewahrs- 
inhabers, dessen rechtliche Verfügungsgewalt damit be- 
schränkt wird. Die Wirkungen der Beschlagnahme sind 
in der „VO. über die Wirkungen der Beschlagnahme zur 
Regelung des Warenverkehrs‘‘ v. 4. März 1940 fest- 
gelegt. Jede gegen die Beschlagnahme verstoßende Ver- 
äußerung ist unwirksam. Aus der Rechtslage bei der 
Beschlagnahme ist auch das Kartensystem zu erklären. 
Soweit Karten oder Bezugsberechtigungen ausgegeben 
sind, enthalten sie eine allgemeine oder besondere Zu- 
lassung zur Veräußerung oder zum Erwerb der Waren. 
Im Ernährungssektor fallen regelmäßig Bezugsbeschrän- 
kung und Beschlagnahme zusammen. Dann kommt die 


Nasional Samling og lovverket (Nasjonal Samling und 
die Gesetzgebung) von Justizminister Sverre Riisnæs. Oslo 
1942. Stenersens Forlag. 75 S. Preis 3,50 n. Kr. 


Die Schrift gibt einen Bericht über das Schaffen von Nasjonal 


Samling auf dem Gebiet der Gesetzgebung für die bisherige Zeit 
ihrer Regierungstätigkeit, auf die die Partei mit berechtigtem Stolz 
zurückblicken darf, Es war kein leichtes Werk,” das Nasjonal 
Samling bevorstand, als diese Bewegung am 25. Sept. 1940 die 
Aufgabe übernahm, nach den von Vidkun Quisling schon 1918 ge- 
schaffenen Richtlinien das neue Norwegen zu estalten. Aber un- 
beirrbar und mit unerschütterlicher Tatkraft ging die Partei ans 
Werk. Verf. schildert die Den Neuschöpfungen und ihre 
Erfolge für das norwegische Volk. Vordringlich waren eine neue 
Arbeitsgesetzgebung, der Schutz von Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei. Die neue Staatsauffassung trat in der Neu- 
ordnung des Gemeindeverfassungsrechtes, der Durchführung des 
Führer- und Verantwortungsgrundsatzes im Gemeinderecht durch 
die VO, v. 21. Dez. 1940 in Erscheinung. Die VO. des Reichs- 
kommissars über die Entlassung und Versetzung von Beamten 
v.4. Okt. 1940 gab die Möglichkeit, das Beamtentum von aufbau- 
feindlichen Kräften zu säubern. Neugeschaffen wurden die Ar- 
beitsdienstpflicht und der Ju enddienst, Das Regiment Nordland 
und die norwegische Legion dienen als freiwillige Formationen im 
Kampf gegen den Bolschewismus. Der Sport wurde in einer ein- 
heitlichen Organisation (Norges Idrettsforbund) zusammengefaßt. 
Presse, Theater, Rundfunk und andere Kulturvermittler wurden 
strenger Aufsicht unterstellt, zur Vermeidung weiterer Überschwem- 
mung Norwegens mit unerwünschtem englisch-amerikanischem 
Schrifttum die Übersetzung ausländischer Bücher von einer Er- 
laubnis abhängig gemacht. Auf dem Gebiet des Rechtswesens 
wurde der Volksgerichtshof (Folkedomstolen) geschaffen und seine 
anfänglich beschränkte Zuständigkeit auf alle Staatsfeinde aus- 
gedehnt,, 

Mit einem Überblick über die Verfassungsgeschichte seit 1814 
schließt die Schrift ab. Die Entwicklung im 19. und zu Anfang 
des 20. Jahrhunderts habe sich von der alten Verfassung von 1814, 
die von der Gewaltenteilung ausging, so führt Verf. aus, immer 
mehr entfernt, so daß das Storting und vor allem die Parteien 
und ihre unverantwortlichen Funktionäre einen überragenden Ein- 
fluß gewannen, von dem die Regierung völlig abhängig war. 

Mit der Bildung der nationalen Regierung vom 5. Febr. 1942 ist 
die Grundlage für eine Neuordnung geschaffen, vor allem eine 
starke Regierung, die von Parteipolitik unabhängig ist. Gleich- 
zeitig stellte Quisling die Bildung eines Reichstings (oder Stortings) 
in Aussicht (Ziff. I 2 des Parteiprogramms von Nasjonal Samling), 
das von den einzelnen Berufsorganisationen gebildet und dem 
auf die Führung des Landes Einfluß gewährt wird. Dieser neue 


Schrifttum 


a A ee O ame 


1135 


VerbrRegiStrVO. bei Verstößen zum Zuge. Im übrigen 
steht aber immer noch als Strafvorschriit$12 der 
VO. über den Warenverkehr zur Verfügung, der 
Gefängnis und Geldstrafe für Zuwiderhandlungen gegen 
Anordnungen des Reichswirtschaftsministers und der 
Reichsstellen (Hinweis auf die Strafbest. notwendig!) 
vorsieht und wiederum ein Ordnungsstrafverfahren zu- 
läßt. Die Erschleichung von Genehmigungen, Zusagen 
u. ähnl. ist auch hier unter Strafe gestellt. 

Der Strafschutz erscheint damit vollständig. Beamte, 
Angestellte und Helfer auf dem Gebiete der Verbrauchs- 
regelung, die vorsätzlich entgegen den Bestimmungen 
und Anordnungen Bescheinigungen über Bezugsberechti- 
gungen abgeben, dabei mitwirken oder Sachverständige, 
die wider besseres Wissen auf diesem Gebiete ein Gut- 
achten abgeben, werden mit Gefängnis und Geldstrafe 
bestraft, die Strafverfolgung tritt auf Verlangen der vor- 
gesetzten Dienststelle ein!!). Die Vorschrift hat nur sub- 
sidiäre Bedeutung, die Vorschriften des allgemeinen 
Strafrechts (insbes. wegen Bestechung) gehen vor. 

Ein umfassendes Gebiet verlangt im Kriegswirtschafts- 
recht strafrechtlichen Schutz. Der Täterkreis reicht vom 
gedankenlosen Übertreter gewisser Vorschriften bis zum 
bewußten Saboteur der Kriegswirtschaft. Die Fülle der 
einzelnen Vorschriften läßt auch den mitunter schuldig 
werden, der sich den Anforderungen gerecht zu werden 
bemüht. Eine IrtumsVO., wie sie im Weltkriege ge- 
schaffen wurde, besteht nicht. Eine Vertiefung des 
Schuldbegriffes dahin, daß das Bewußtsein vorhanden 
sein muß, Unrecht zu tun, kann Abhilfe schaffen. Jedoch 
reicht auch die zum Blankettgesetz früher entwickelte 
Rechtsprechung aus, um Ergebnisse zu vermeiden, die 
dem gesunden Rechtsbewußtsein widersprechen. 


11) Art. III VO. zur Erg. der VerbrRegiStrafVO. v. 25. Nov. 1941. 


Staatsaufbau, so schließt Verf., wird den ehrwürdigen Grundlagen 
der Verfassung von 1814 näher stehen als das staatsrechtliche 
System der Schwachheitszeit, das im April 1940 zusammenbrach. 
Es wäre zu wünschen, wenn die ausgezeichnete Schrift durch 
eine Übersetzung weiteren Kreisen im Reich und im Ausland zu- 
gänglich gemacht werden könnte. 
RA. Herbert Schneider, Karlsruhe. 


4,40 AM, 

Die 1, Aufl, des Erläuterungsbuches hatte sich vornehmlich die 
Aufgabe gestellt, den Gerichten den Weg, zu den Gedanken zu 
ebnen, die der VO. über die Neufassung des MilStGB. v. 10. Okt. 
1940 zugrunde liegen. Wie wertvoll diese Hilfe gewesen ist, er- 
weist allein die Tatsache, daß das Werk schon in 3, Aufl. erscheint, 
Mit zunehmender Sicherheit der Rechtsfindung bei den Gerichten 
haben sich die Verfasser von ihrer zunächst begrenzten Aufgabe 
gelöst und sich zunehmend der Erörterung solcher Fragen ge- 
widmet, deren Schwergewicht außerhalb des eigentlichen Rechts- 
überganges liegen; so sind sie mehr und mehr zu einer geschlos- 
senen Erläuterung des Gesetzes gelangt. Die neue Auflage zeigt 
dies besonders eindringlich. 

Erweitert sind vor allem die Bemerkungen, die sich mit dem 
Geltungsbereich des Strafrechts befassen. So bringt 34 MilStGB. 
Hinweise auf die strafrechtliche Stellung der ausländischen Frei- 
willigen, die im deutschen Heer gegen den Bolschewismus kämp- 
fen. Bei der Begriffsbestimmung des Gefolges ($ 155) wird zu- 
treffend hervorgehoben, daß stets ein organischer Zusammenhang 
mit der Wehrmacht gegeben sein muß, daß demgemäß nicht zum 
Gefolge rechnet, wer neben der Wehrmacht eigene Hoheitsaufgaben 
zu erfüllen hat, wie sie z.B. Amisträgern der Partei, Beamten der 
zivilen Verwaltung usw. obliegen. Mit der Zuordnung zum Ge- 
folge ist aber noch nicht die Unterwerfung unter das MilStGB. 
gegeben. Dazu bedarf es vielmehr besonderer Anordnungen der 
Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile; sie lückenlos erfaßt und 
übersichtlich geordnet zu sehen, wird jeder Benutzer des Buches 
als eine wesentliche Erleichterung schätzen. Auch der Anwendbar- 
keit deutschen Strafrechts auf Ausländer im besetzten Gebiet sind 
neue Ausführungen gewidmet ($ 161). Die Erläuterung des 8153 
berücksichtigt die neue Rechtslage, die sich für die Wehrmacht- 
beamten daraus ergibt, daß ihnen in gewissem Umfange eine 
militärische Befehlsbefugnis verlichen wurde. Erwähnt seien noch 
die Bemerkungen über die strafrechtliche Erfassung falscher dienst- 
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licher Meldungen der Wehrpflichtigen d. B. (§ 6b), über die Bin- 
dung des Gerichts im Nachtragsverfahren an die tatsächlichen Fest- 
stellungen zur Schuldfrage und ihre Beurteilung im Vorderurteil 
($ 35), über die Berücksichtigung der Trunkenheit im normalen 
Strafrahmen ($49), über die unerlaubte Entfernung während des 
Urlaubes ($ 64), über den Ungehorsam bei widersprechenden Be- 
fehlen (§ 92) und über das Unterlassen der Meldung, daß eine an 
sich gerichtlich strafbare Handlung nach § 16a KStVO, disziplinar 
erledigt worden ist ($ 147 a). Die bedeutsamste Bereicherung des 
Werkes dürften aber die neuen Erläuterungen zur Kriegssonder- 
strafrechtsVO. sein, namentlich zu den Bestimmungen über die 
Spionage, die Freischärlerei und nicht zuletzt die Zersetzung der 
Wehrkraft. Wegen dieser Ausführungen verdient das Buch auch 
die Aufmerksamkeit der allgemeinen Behörden und Gerichte, so- 
weit sie sich mit den weiten Tatbeständen der Wehrkraftzersetzung 
zu befassen haben. 

Das Buch hat auch in der neuen Auflage seinen eigenen Stil 
gewahrt: es verzichtet auf jede Kasuistik und bemüht sich nur 
um grundsätzliche Erkenntnisse. Diese bietet es in knappster Fas- 
sung. Jeder Satz ist das ausgefeilte Schlußglied einer Gedanken- 
kette. Die Erläuterungen wollen erarbeitet sein. Als Wunsch für 
eine Neuauflage sei vermerkt, daß kurze Hinweise auf das wehr- 
rechtliche Schrifttum die Brauchbarkeit des Werkes noch erhöhen 
würden. Oberkriegsgerichtsrat Dr. Hülle, OKW. 


Der ausländische Arbeiter in Deutschland. Samm- 
lung und Erläuterung der arbeits- und sozialrechtlichen Vor- 
schriften über das Arbeitsverhältnis nichtvolksdeutscher Beschäf- 
tigter. Herausgeber: ORegR. Dr. Carl Birkenholz und 
Prof.Dr. Wolfgang Siebert (Loseblattausg.) u. 1. Nachtrag. 
Berlin 1942. Verlag für Wirtschaftsschrifttum Otto K. Kraußkopt. 


Seit dem zu schnellen Übergang vom Agrarstaat zum Industrie- 
staat kennt Deutschland das Problem der Beschäftigung ausländi- 
scher Arbeitskräfte. Zwar ging in der Zeit nach dem ersten Welt- 
krieg die Ausländerbeschäftigung fast ganz zurück, da Deutsch- 
land für seine eigenen Volksgenossen nicht genügend Arbeit 
hatte, doch ergab sich nach Überwindung der Massenarbeitslosig- 
keit erneut die Notwendigkeit der Hereinnahme ausländscher 
Arbeitskräfte, um die Fülle der staatspolitisch wichtigen Aufgaben 
bewältigen zu können. Der jetzige Krieg hat eine besonders starke 
Ausweitung des Ausländereinsatzes in Deutschland mit sich ge- 
bracht. Insgesamt dürften zur Zeit mchr als 21/, Millionen Aus- 
länder in Deutschland beschäftigt sein, das heißt mehr als 10% 
der gesamten Arbeiterschaft. 

Es gab bisher schon in zahlreichen Aufsätzen und Abhand- 
lungen eine Darstellung des Ausländereinsatzes in Deutschland. 
Was fehlte, war eine geschlossene Sammlung und Erläuterung 
der einschlägigen Vorschriften, die in einer Fülle von einzelnen 
Rechtsvorschriften verstreut waren. Diese fühlbare Lücke im Schrift- 
tum füllt das von dem bekannten Arbeitsrechtsiehrer Professor 
Dr. Wolfgang Siebert und dem Sozialreferenten des Reichs- 
ministers für Bewaffnung und Munition ORegR. Dr. Carl 
Birkenholz herausgegebene Buch „Der ausländische Arbeiter 
in Deutschland“ aus. Die Herausgeber haben neben ihren eigenen 
Arbeiten weitere erste Sachkenner zur Mitarbeit herangezogen. 

Die Vorzüge des Buches liegen in der klaren Übersicht und 
der umfassenden Sammlung und Erläuterung der geltenden Be- 
stimmungen über den Ausländereinsatz. Neben dem eigentlichen 
Arbeits- und Sozialrecht für Ausländer ist auch das Steuerrecht 
in die Darstellung miteinbezogen worden. Ebenso sind auch die 
geltenden Vorschriften über die Beschäftigung von Kriegsgefange- 
nen aufgeführt. Wenn sich das Buch die Aufgabe gestellt hat, 
„die schnelle und sichere Entscheidung rechtlicher und praktischer 
Einzelfragen zu gewährleisten, die der ständig zunehmende Ein- 
satz ausländischer Arbeitskräfte in großer Vielfältigkeit mit sich 
bringt“, 'so kann den Herausgebern und ihren Mitarbeitern be- 
stätigt werden, daß diese Aufgabe in einer für die Praxis aller 
interessierter Stellen besonders guten Form gelöst ist. Die Lose- 
blattform ermöglicht eine fortlaufende Ergänzung des Werkes. 

MinR. Dr. Stothfang, Berlin. 


Der höchstzulässige Preis. Die praktische Anwendung des 
Preisrechts in Industrie, Handel und Gewerbe. Eine Erläute- 
rung, der wichtigsten Preisvorschriften mit Beispielen aus der 
Praxis von GO. Volkmann, Leiter der Abteilung Preisbildung 
und Marktordnung der Wirtschaftsgruppe Holzverarbeitende In- 
dustrie, und Dr. H.A. Tschannen, Referent in der Abteilung 
Preisbildung und Marktordnung. Berlin 1942. Carl Heymanns 
Verlag. VIII, 167S. Preis brosch, 5,60 %#, Vorzugspreis 4,80 RM. 


Die angezeigte Schrift will die praktische Anwendung des Preis- 
rechtes in Industrie, Handel und Gewerbe unter Zuziehung von 
Beispielen erläutern. 

Der Wert des Buches besteht namentlich darin, daß die prak- 
tische Auswirkung verschiedener nicht unwichtiger Fragen des 
Preisrechtes, die bislang wenig behandelt worden sind, in ihm er- 
örtert werden. Von Interesse ist namentlich für die Fachwelt der 
Abschnitt: „Die Beibehaltung, der Handelsgebräuche“ mit den von 
den Autoren erörterten praktischen Ausführungen der Verbote für 
jede Anderung der preisrechtlichen Bestandteile zuunmgunsten des 
Abnehmers, namentlich auch der Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen. Andererseits sind in dem Buch die namentlich jetzt bedeuten- 
den Gebiete der preisrechtlichen Fragen bei öffentlichen Aufträgen 


etwas knapp behandelt. Das Buch ist aber auf jeden Fall in vielen 
Sonderfragen eine wertvolle Ergänzung der bisherigen Erschei- 
nungen auf dem Gebiete des Preisrechts. 

Dr. H. Post, Berlin. 


Das Recht des Generalgöuvernements. Nach Sach- 
gebieten geordnet mit Erläuterungen und einem ausführlichen 
Sachverzeichnis herausgegeben von OLGR. Dr. Albert Weh, 
Leiter der Abt. Gesetzgebung in der Reg. des Generalgouver- 
nements. 3., völlig neu bearb. Aufl. 1. ErgLief. 227 BL; 2. Erg- 
Lief. 147 Bi.; 3. ErgLief. 183 Bl. Preis je Blatt 0,05 RM. Krakau 
1941. Osteuropäische Verlagsanstalt GmbH. 

Zu dem bekannten Werk, das DR. 1941, 1199 besprochen wor- 
den ist, sind die angezeigten Ergänzungslieferungen erschienen, die 
die Übersicht über die gesamte Rechtssetzung des Generalgouver- 
nements bis zum 1. Juli 1941 fortführen. Schriftleitung. 


Das Devisenrecht des Generalgouvernements. Die 
devisenrechtlichen Verordnungen, Anordnungen, Erlasse und Be- 
kanntmachungen des Generalgouvernements mit Erläuterungen 
und Sachregister von Dr. jur. Bruno Becker, RegR. Krakau 
1941. Burgverlag Krakau, Verlag des Instituts für Deutsche Ost- 
arbeit. 183 S. i 
Das Generalgouvernement, das Nebenland des Reiches, steht 

zwar unter dessen Oberhoheit, ist aber ein wirtschaftlich selbstän- 

diges Staatsgebilde. Es hat eine Zoll- und Devisengrenze gegen 
das Reichsgebiet und eine eigene Devisenbewirtschaftung, die ihre 

Rechtsgrundlage findet in der DevVO. für das Generalgouver- 

nement v. 15. Nov. 1939, drei ergänzenden Devisenverordnungen 

und zwei weiteren Verordnungen des Generalgouverneurs sowie 
in einer Reihe von Verordnungen, Bekanntmachungen und Er- 
lassen des Leiters der Abteilung Devisen und Außenwirtschaft in 
der Hauptabteilung Wirtschaft des Generalgouvernements. Sie alle 

sind in dem vorliegenden Buche nach dem Stand vom 1. Sept. 1941 

zusammengefaßt. Es schließen sich ihnen an Abschnitte über 

Reichsrechtliche Bestimmungen über den Devisenverkehr mit dem 

Generalgouvernement, Sonderregelungen der Devisenbewirtschaf- 

tung und die Bürgerlich-rechtlichen und zivilprozessualen Wirkun- 

gen der Devisenvorschriften. Insbesondere der Text der DevVO, 

v. 15. Nov. 1939 ist ausführlich erläutert. Der Verf, die sachlich 

und fachlich berufenste Persönlichkeit für die Abfassung dieses 

Kommentars, hat seinen Zweck erreicht, eine übersichtliche Zu- 

sammenfassung der devisenrechtlichen Vorschriften zu bringen und 

namentlich den Kaufleuten dieses wichtigen östlichen Wirtschafts- 
gebietes ihren Sinn zu erläutern und ihren Verkehr mit den De- 

visenbehörden zu erleichtern. $ 2 
Die besonderen Devisenbestimmungen für den Distrikt Galizien 

sind wegen ihres Übergangscharakters in dem Buche nicht enthalten. 

RA. JR. Da M. Leuchs-Mack, Frankfurt a. M. 


Die Verwaltungs- und Kontrollbestimmungen der 
Obligationäre einerAktiengesellschaft nachin- 
ländischem und ausländischem Recht (unter Be- 
rücksichtigung der Entwürfe) von Assessor Dr. Heino 
Lederer. (Arbeiten zum Handels-, Gewerbe- und Landwirt- 
schaftsrecht Nr. 85.) Marburg a.d. Lahn 1941. N. G. Elwert’sche 
Verlagsbuchhandlung. XVI, 141 S. Preis brosch. 6 RM. 


Die Schrift nennt sich „ein Beitrag zur Frage der Rechtsnatur 
der Obligation“, erfüllt aber in c'eser Hinsicht nicht das dadurch 
erweckte Interesse, da sie diese Rechtsnatur kaum untersucht. Bei 
den Ausführungen „zum Begriff der Obligation“ ($1), die in 
einen Verzicht auf eine Begriffsbestimmung ausmünden und sich 
bewußt darauf beschränken, bestimmte typische Merkmale (Ver- 
sprechen einer bestimmten Geldsumme und Zusammenfassung der 
Teilschuldverschreibungen zu einer Einheit) anzuführen, hätte m. E. 
auch auf die Fungibilität und Verkehrsfähigkeit Gewicht gelegt 
werden müssen. Auch wird der typische Unterschied zur Aktie 
nicht nur in der mangelnden Beteiligung am Grundkapital, son- 
dern auch jeden rechtlichen Risikos zu suchen sein. Die Abhand- 
lung bringt eine fleißige und fast erschöpfende Darstellung des 
vielgestaltigen Ausbaues, welchen die Rechtsstellung des Obli- 
gationärs international gefunden hat, Außer acht gelassen ist m. E., 
daß die Zusammenfassung der Obligationäre zu einer organisier- 
ten Gemeinschaft nicht nur zu ihrem Schutze, sondern fast noch 
mehr im Interesse des Schuldners geschieht. Am Schlusse nimmt 
der Verf. in einigen Beziehungen kritisch zu den geltenden Ge- 
setzen und vorliegenden Gesetzentwürfen Stellung, zumeist unter 
dem von ihm für entscheidend erachteten Gesichtspunkt der zu 
wahrenden rechtlichen Autonomie des Schuldners, während er die 
rechtliche Risikofreiheit des Obligationärs auch hier nicht beachtet. 
Mit Vorschlägen, wie nach deutschem Recht, insbesondere an- 
gesichts der mittelbaren Wirkung des Aktiengesetzes, die Rechts- 
stellung des Obligationärs zu stärken sei, beendet er seine gut 
unterrichtende Darstellung. RA.Frhr.v.Godin, Berlin. 


Die Umwandlung des Eigentumsvorbehaltsin ein 
Pfandrecht. Dissertation zur Erlangung des juristischen 
Doktorgrades der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fa- 
kultät der Univ. Breslau, vorgelegt von Wilhelm Schütz, 
RA. Berlin 1941. Kommssionsverlag A. W. Hayn’s Erben. 146 S. 
Preis brosch. 3 AM. 
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Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 
aus dem Strafrecht S. 1137 ff. Nr.2, 4, 10, 15, 17, 23 


Strafrecht 


Volksgerichtshof 


1. VGH. — §§ 89, 90 c StGB.; 88 211, 362 StPO. Gren- 
zen des Rechtsgrundsatzes ne bis in idem beim Landes- 
verrat. ' 

Der Angekl. ist überführt, mit Verratsvorsatz handelnd, 
Staatsgeheimnisse verraten zu haben, Verbrechen des Lan- 
desverrats nach den 88 89, 88 StGB. In diesem Tatbestand 
geht der ebenfalls erfüllte Tatbestand des § 90c StGB. 
rechtlich auf. 

Wie sich aus den getroffenen Feststellungen ergibt, un- 
terstand diese Tat in ihrem vollen Umfang bereits in der 
Hauptverhandlung vor dem VGH. v. 8. März 1937 der rich- 
terlichen Würdigung und wurde im vollen Umfang durch 
das auf Grund dieser Hauptverhandlung ergangene Urteil 
erfaßt. Insbesondere erstreckte sich die gemäß $3 155 
Abs. 2, 244 Abs. 2 StPO. vorgenommene Wahrheits- 
forschung des Gerichts auf den gesamten Umfang und.In- 
halt der Vernehmung des Angekl. durch den ausländischen 
Nachrichtenagenten, wie es das Urteil ausdrücklich fest- 
stellt. Einer neuen Strafverfolgung und Verurteilung wegen 
einer Straftat, über die durch Urteil bereits rechtskräftig 
befunden ist, steht nach einem in Rechtslehre und Rspr. 
allgemein anerkannten, in den Vorschriften der 8$ 211 und 
36% StPO. zun Ausdruck gekommenen Rechisgrundsatz 
das Verfahrenshindernis des Verbrauchs der Straiklage ent- 
gegen. Dieser Rechtsgrundsatz entspringt den im Interesse 
des Einzelnen und noch mehr im Interesse der Allgemein- 
heit gegebenen Bedürfnissen der Rechtspflege und der 
Rechtssicherheit. Seine Anwendung in jedem Einzeltalle 
kann aber zu materieller Ungerechtigkeit und zu, Ent- 
scheidungen führen, die dem im gesunden Volksempünden 
liegenden Rechtsgefühl widersprechen. Der erk. Sen. und 
der 3. Sen. des VGH. haben in anderen Fällen schon 
die uneingeschränkte Anwendbarkeit des bezeichneten 
Rechtsgrundsatzes in Landesverratssachen abgelehnt. Hier 
ist in jedem einschlägigen Falle abzuwägen, ob die Be- 
dürinisse der Rechtspliege und der Rechtssicherheit nicht 
dem in allererster Linie schutzwürdigen Erfordernis der 
Sicherheit des Reiches nach außen zu weichen haben und 
ob nicht die Berücksichtigung einer rechtskräitigen Ab- 
urteilung des gleichen konkreten Tatbestandes zu einer 
Entscheidung führen müßte, die dem gesunden Rechtsemp- 
finden widerspräche. Das ist hier der Fall. 

Der Angekl. ist wegen eines Vergehens nach §90c 
StGB. mit 5 Jahren Gefängnis bestraft, während er in 
Wirklichkeit ein Verbrechen des Landesverrais durch die 
gleiche Handlung begangen hat, das von ihm nach der 
gesetzlichen Vorschrift nur durch die Todesstrafe gesühnt 
werden kann. Die frühere Beurteilung seiner Tat war nur 
möglich und geboten, weil nach Lage der Sache die 